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Italien
Nach großem Kampf ein bitterer Abschluß. Aber aus 
dem „Niedriglohnparadies“ wird erstmal nichts
Einen Sieg kann man das Verhand­
lungsergebnis, auf das sich die italieni­
schen Gewerkschaftsbünde in der 
Nacht von Samstag auf Sonntag mit 
den Kapitalistenverbänden und der Re­
gierung geeinigt haben, nun wirklich 
nicht nennen. Zumal nicht, wenn man 
es an der Kampfkraft mißt, die die Ar­
beiterbewegung in den letzten Wochen 
unter Beweis gestellt hat. Gegen die 
einschneidenden Haushaltsbeschlüsse 
der Regierung Fanfani vom Jahres­
wechsel hatte sich eine Streikbewegung 
von einer Wucht entwickelt, wie sie 
Italien seit vielen Jahren nicht mehr er­
lebt hatte (s. Pol. Ber. 1/83). An Stra­
ßendemonstrationen in Genua und 
Mailand beteiligten sich über Hundert­
tausend. Einen Höhepunkt hatte die 
Bewegung am Dienstag vor dem Ab­
schluß mit einem Generalstreik in der 
gesamten Industrie erreicht.

Sicher, die Kapitalisten hatten mehr 
gewollt (und sie schreien, kaum ist die 
Tinte unter dem Abschluß trocken, 
schon jetzt wieder nach mehr). Aber 
die rund 4% Reallohnsenkung, die die 
Kapitalisten in der Industrie im letzten 
Jahr durch Verweigerung von Tarif­
verhandlungen erreicht haben, sind ak­
zeptiert: eine Nachzahlung für 1982 ist 
nicht vorgesehen. Weitere 3 bis 4% Re­
allohnsenkung in den nächsten beiden 
Jahren sind nach einer Überschlags­
rechnung durch den Abschluß vorpro­
grammiert, dies noch unter der optimi­
stischen Voraussetzung, daß die Infla­

Generalstreik am 18. Januar. Überall Rekordbeteiligung: allein in Mailand (Bild) 
demonstrierten 200000, in Genua wenige Tage vorher 100000

tion tatsächlich wie geplant unter 13 
bzw. 10% gedrückt wird.

Was steht nun in der Vereinbarung, 
die die Regierung mit der ultimativen 
Drohung, sonst werde sie „von sich 
aus“, also durch autoritären Eingriff 
in die Tarifautonomie, handeln, 
durchgedrückt hat? Die Inflationszu­
schläge werden um 15% gedrückt. 
Noch verhandelt werden soll über eine 
„Bereinigung“ des zugrundeliegenden 
Preisindex um die Wirkungen von 
Mehrwertsteuererhöhungen und
Wechselkursschwankungen. Das dürf­
te weitere 2 bis 3% Kürzung bedeuten. 
Die bisherige Regelung sah vierteljähr­
liche Festgeldzuschläge vor, mit denen 
durchschnittlich etwa 70% der Teue­
rung ausgeglichen werden konnten. 
Diese tarifliche Vereinbarung hatten 
die Kapitalisten im letzten Sommer mit 
Wirkung zum 31.1. 1983 gekündigt. 
Danach wollten sie nur noch die bis 
1975 üblichen, nach Lohngruppen dif­
ferenzierten Zuschläge zahlen. Für die 
meisten Arbeiter hätte das eine Kür­
zung der Zuschläge um mehr als die 
Hälfte, bei der gegenwärtigen Infla­
tionsrate von 17% also einen jährli­
chen zusätzlichen Reallohnverlust von 
rund 8% bedeutet. Die Gewerkschaf­
ten hatten sich Ende letzten Jahres auf 
die abschüssige Bahn begeben, von 
sich aus eine Kürzung der Zuschläge 
um 10% anzubieten. Eine erneute Dif­
ferenzierung nach Lohngruppen haben 
die Kapitalisten nicht durchsetzen kön­
nen.

Gleichzeitig wird die Laufzeit der 
seit Anfang letzten Jahres überfälligen 
Tarifverträge von bisher drei auf drei­
einhalb Jahre verlängert. Die Tarif­
lohnerhöhungen sind auf durchschnitt­
lich 25000 Lire für 1983, 35000 Lire 
für 1984 und 40000 Lire für 1985 fest­
gelegt (1000 Lire = 1,74 DM). In den 
ersten 20 Monaten der Laufzeit kön­
nen nicht, wie bisher üblich, zusätzli­
che Lohnerhöhungen durch Betriebs­
tarif vereinbart werden. Durch die 
Vereinbarung wird die Tarifpolitik der 
Einzelgewerkschaften und der betrieb­
lichen Gewerkschaftsorganisationen 
also in das Korsett zentraler Lohnleitli­
nien gezwängt.

Die Kapitalisten können sich „ver­
suchsweise“ 1983 50% der neueinzu- 
steilenden Arbeiter nach eigener Will­
kür aussuchen. Bisher sind sie - je­
denfalls auf dem Papier - verpflich­
tet, die vom Arbeitsamt nach einer 
Rangliste benannten Arbeiter zu neh­
men (die Rangliste wird nach Kriterien 
wie Dauer der Arbeitslosigkeit, Fami­
lienstand usw. aufgestellt). Arbeiter, 
die Kurzarbeitergeld kriegen (allein bei 
FIAT Turin über 20000), sind künftig 
verpflichtet, „gleichwertige“ Arbeit zu 
nehmen oder „sozial nützliche Arbei­
ten“ zu verrichten. Alles Maßnahmen, 
die den Druck der Arbeitslosen und 
des Millionenheeres von zu Niedrigst­
löhnen beschäftigten ,,Schwarzarbei­
tern“ auf Lohn und Arbeitsbedingun­
gen in der großen Industrie verschärfen 
werden.

Zum Ausgleich für die Lohnsenkun­
gen hat die Regierung eine Lohnsteuer­
reform zugesagt. Die inflationsbeding­
te Progression wird damit für etwa ein 
Jahr aufgehalten. Die Regierung muß­
te sich verpflichten, künftig regelmäßig 
über eine Steuertarifanpassung zu ver­
handeln. Außerdem werden die Kin­
derzuschläge für die niedrigen Ein­
kommensgruppen erhöht. Für beson­
ders schlecht bezahlte Arbeiter mit 
Kindern wird beides zusammen die Re­
allohnkürzung in einigermaßen engen 
Grenzen halten. Die Kapitalisten muß­
ten eine Arbeitszeitverkürzung um 40 
Stunden jährlich zugestehen, eine Pil­
le, die ihnen durch Abwälzung weiterer 
Versicherungsbeiträge auf die Staats­
kasse reichlich versüßt wird.

Schließlich mußte die Regierung ei­
nige ihrer Dekrete vom Jahreswechsel 
modifizieren, die den allgemeinen Haß 
der Arbeiter hervorgerufen hatten. Die 
,,Selbstbeteiligung“ an den Krank- 
heitskosten wird etwas weniger erhöht, 
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die öffentlichen Tariferhöhungen wer­
den auf das Maß der ,,geplanten Infla­
tion“ (13%) zurückgeschraubt. Den 
geplanten ,,Karenztag“ bei Krankheit 
mußte die Regierung wieder fallenlas­
sen, dafür wird die vertrauensärztliche 
Bespitzelung gewaltig verstärkt.

Die schroffen Klassenkämpfe der 
letzten Wochen und Monaten waren 
das unvermeidliche Ergebnis des Ver­
suchs der Bourgeoisie, die wichtigsten 
Errungenschaften der Gewerkschafts­
bewegung seit 1968/69 zunichtezuma­
chen und Italien wieder — wie in den 
50er und 60er Jahren - in ein europäi­
sches Niedriglohnparadies zu verwan­
deln: das hätte die Gewerkschaften auf 
den Stand der 50er Jahre zurückgewor­
fen, als sie den regelmäßigen Abschluß 
von Tarifen mühselig Branche für 
Branche durchsetzen mußten. Beseiti­
gung der Festgeldinflationszuschläge, 
die in den letzten Jahren die Ausbil­
dung einer größeren Niedriglohnzone 
wenigstens auf dem offiziellen Arbeits­
markt und in der großen Industrie mit 
verhindert haben. Einführung von Ka­
renztagen: In der Metallindustrie z.B. 
war erst im ,,heißen Herbst“ 1969 die 
volle Lohnfortzahlung durchgesetzt 
worden.

Konsumgüterexport auf Niedrig­
lohnbasis - das war das Erfolgsrezept 
des ,,italienischen Wirtschaftswun- 
ders“ in den 50er Jahren, mit dem sich 
die italienischen Imperialisten erstmals 
zu einer auch industriell einigermaßen 
respektablen Macht mausern konnten. 
Die millionenfache Ruinierung der 
Bauern sorgte für dauernde Überfül­
lung auf dem Arbeitsmarkt (von 1951 
bis 1970 sank der Anteil der Landwirt­
schaft an der Erwerbsbevölkerung von 
44% auf 19%). Die Gewerkschaften 
waren schwach und zudem noch in 
Richtungsverbände gespalten.

Diese Sorte Akkumulationsmecha­
nismus wurde durch die großen Arbei­
terkämpfe der späten 60er Jahre nach­
haltig erschüttert. Löhne und Arbeits­
zeiten gewannen immerhin Anschluß 
an den europäischen Durchschnitt. 
Dem Despotismus der Kapitalisten in 
der Fabrik wurde Schranken gesetzt 
(daher der unausgesetzte Schrei nach 
mehr ,,Mobilität“). Zwar konnte die 
Bourgeoisie durch die Politik der „na­
tionalen Einheit“ (mit der PCI) die un­
mittelbare Erschütterung ihrer politi­
schen Herrschaft abwenden, aber da­
mit waren noch längst nicht die wirt­

schaftlichen und sozialen Bedingungen 
geschaffen, die sich die Kapitalisten 
wünschen.

Die Gegenoffensive gegen die Arbei­
terbewegung wurde vorbereitet durch 
die Ausbildung eines wuchernden Sek­
tors von „Schwarzarbeit“ (ohne Tarif, 
Gewerkschaft und Sozialversiche­
rung). Alsdann gingen die Kapitalisten 
daran, den zähen Widerstand der Be­
legschaften in der großen Industrie 
durch massenhafte Entlassungen (oder 
als Kurzarbeit getarnte Entlassungen) 
zu brechen. Ein wochenlanger Streik 
dagegen bei FIAT, dem größten priva­
ten Konzern, endete 1980 mit einer 
Niederlage.

Soweit gerüstet, schien der Bour­
geoisie die Zeit gekommen, das Tarif­
system selbst frontal anzugreifen. Die 
EG-Kommission forderte mit einem 
frechen Brief im Juli 1981 die Regie­
rung auf, endlich mit den Inflationszu­
schlägen aufzuräumen. Als die Ge­
werkschaften sich nicht zur Kapitula­
tion bequemten, wurde die Regierung 
gewechselt und der bewährte Reaktio­
när Fanfani ans Ruder gebracht. Fan- 
fani drohte mit Zwangseingriffen bei 
den „Arbeitskosten“ und brachte zum

EG: Krankenkostenbeteiligung — Zwang 
zum Abschluß von Zusatzversicherungen
Wenn die Lohnabhängigen trotz 
Drucks der Kapitalisten sich krank­
schreiben lassen und die Leistungen 
der Versicherungen in Anspruch neh­
men, werden sie gezwungen, außer 
den Versicherungsbeiträgen verstärkt 
zusätzlich zu zahlen. „Eigenbeteili­
gung bei Bagatellkrankheiten“ nennt 
die Bourgeoisie das. Diese zusätzli­
chen Zahlungen sind nun ganz sicher 
keine Bagatellen. Für die Lohnab­
hängigen sind sie teuer und lebens­
notwendige Beträge. Die Kapitalisten 
drücken darüber den Krankenstand, 
halten ihre Beiträge an die Kranken­
versicherungen niedrig und wälzen 
die Kosten für die von ihnen verant­
worteten Krankheiten der Lohnab­
hängigen auf diese ab. Der folgende 
Vergleich mit anderen EG-Staaten 
zeigt, daß die Einführung von zusätz­
lichen Zahlungen für „Bagatell­
krankheiten“ leicht dazu führen 
kann, daß die Lohnabhängigen zu­
sätzliche eigene Versicherungen ab­
schließen müssen, um insbesondere 
für Familien bei Krankheit einen ge­
nügenden Schutz zu sichern. Die 
Bourgeoisien stacheln sich in ihren 
Angriffen auf den Versicherungs­
schutz gegenseitig an und nehmen 
den jeweils erreichten schlechtesten 
Standard als Ausgangspunkt für wei­
tere Angriffe.

Frankreich: Über die Hälfte der 
Lohnabhängigen, die in der allgemei­
nen Krankenversicherung Mitglied 
sind, haben eine zusätzliche Versiche­
rung abschließen müssen, denn nur 
75% der Krankenpflegekosten und der 
Zahnarztbehandlung erstattet die 
staatliche Versicherung zurück. Bei 
verordneten Arzneien müssen die Ver­
sicherten 30% bezahlen, nur bei Spe­
zialmedikamenten zahlt die Versiche­
rung den gesamten Betrag. Bei soge­
nannten Bagatellarzneien muß der Ver­
sicherte seit 1980 60% statt bisher 40% 
zuzahlen. Die Selbstbeteiligung für die 
Krankenhauspflege beträgt 20%. Im 
letzten Jahr hat die Regierung durchge­
setzt, daß zusätzlich für die ersten 14 
Krankenhaustage jeder Kranke pro 
Tag 20 FF (1 FF ca. 0,36 DM) Essens­
beitrag zahlen muß.

Belgien: Ebenso wie in Frankreich 
sind die Versicherten gezwungen, Zu­
satzversicherungen abzuschließen, 
denn die Patienten müssen 25% der 
Arzthonorare und Gebühren bezahlen. 
Zusätzlich müssen für jeden Hausarzt­
besuch ab 1.10.82 65 bfr. (ca. 3,35 
DM) gezahlt werden, zuvor 30 bfr. Bis 
zum 1.4.82 waren Witwen, Waisen, 
Rentner und Invaliden von diesen Zah­
lungen ausgenommen, seitdem müssen 
sie 20 bfr. je Besuch eines Hausarztes 
zahlen, 50 bfr. je Besuch eines Fach-

Frankreich: 1980 verhinderten die 
Kämpfe der Gewerkschaften den Re­
gierungsplan, die Rückerstattung der 
Zusatzversicherungen zu beschneiden. 
Bild: Demonstration in Paris

arztes. Die Behandlung durch einen 
Apotheker kostete bisher 35 bfr., jetzt 
50 bfr. Bei verordneten Arzneien müs­
sen die Versicherten 35 bfr., bei Spe­
zialarzneien 70 bfr. zuzahlen. Die Ko­
sten für Zahnersatz übernimmt die 
Kasse nur, wenn der Patient über 50 
Jahre alt ist und der Vertrauensarzt die 
Behandlung genehmigt hat. Im Kran­
kenhaus müssen die Patienten nach 
dem 40. Tag je weiteren Tag 53 bfr. 
entrichten, ab dem 91. Tag zwischen 
159 und 265 bfr.

Italien: In den letzten beiden Jahren 
wurden die zusätzlichen Zahlungen der 
Patienten in kurzen Abständen auf im­
mer mehr Bereiche ausgedehnt. Die 
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Jahreswechsel ein ganzes Paket wider­
wärtiger Plünderungsmaßnahmen auf 
den Weg.

Eine Welle spontaner Streiks war die 
Antwort. Überall verbreitete sich das 
Bewußtsein, einen auf Jahre hinaus 
entscheidenden Kampf zu führen. In 
den Betrieben bildete sich trotz andau­
ernder quälender Querelen zwischen 
den Richtungsgewerkschaften eine 
breite Einheitsfront. Der Innenmini­
ster äußerte sich ,,besorgt“ über die 
,,öffentliche Sicherheit“. In Rom griff 
die Polizei eine Gewerkschaftsdemon­
stration an.

Die großartigen Kämpfe der letzten 
Wochen haben nicht zu einem entspre­
chenden Erfolg geführt. Dazu hat si­
cher beigetragen, daß in der Führung 
aller drei Gewerkschaftsbünde auch 
(und zum Teil maßgeblich) Vertreter 
von Regierungsparteien sitzen. Trotz­
dem: der Großangriff der Bourgeoisie 
ist - freilich um einen hohen Preis - 
erstmal zum Stehen gebracht. Das 
stärkt die Arbeiterbewegung auch in 
den anderen westeuropäischen Län­
dern.
Quellenhinweis: Jahresbericht der Banca d’Italia 1981; 
Rassegna Sindacale Dezember 1982; Unitä, Januar 1983; 
La Stampa 24.1.1983

jüngsten Beschlüsse der Regierung 
Fanfani legten fest: Auf jedes Rezept 
ist eine Gebühr von 1 500 Lire zu zah­
len (1000 Lire ca. 1,74 DM). Bei An­
tibiotika und Chemotherapeutika be­
trägt die Beteiligung 5%, bei anderen 
Medikamenten 20% des Preises, bis­
her je nach Preisklasse 200, 400 und 
600 Lire. Die Beteiligung bei Labora­
nalysen und Röntgenaufnahmen 
wurde auf 30%, bisher 15% erhöht. 
Wenn gleichzeitig mehrere Analysen 
oder Röntgenaufnahmen verordnet 
sind, sind höchstens 60000 Lire, bis- 
her 40000 Lire zu zahlen.

Großbritannien: Der Patient muß 
je Rezept 1,30 Pfund Rezeptgebühr 
zahlen (ca. 5 DM). Am 1.4.82 setzte 
die Regierung Thatcher eine neue Ge­
bührenordnung für die Behandlung 
durch den Zahnarzt in Kraft. Pro Be­
handlungsdurchgang zahlt der Pa­
tient die Kosten außer Zahnersatz, 
Brücken, Füllungen usw. bis zu einer 
Höhe von 13 Pfund. Dazu muß er 
für Zahnersatz und Restauration der 
Zähne bis zu 90 Pfund bezahlen. Den 
Patienten kostet ein Brillenrahmen 
zwischen 2,05 bis 9,27 Pfund. Für 
Linsen ist der Höchstbetrag 15 
Pfund. Wenn ein Patient im Kran­
kenhaus in einem kleineren Zimmer 
liegen will, englische Krankenhaussä­
le haben oft mehr als 30 Betten, ko­
stet ihn das zusätzlich je Tag 5 
Pfund, ein Einzelzimmer 10 Pfund.
Quellenhinweis: Die Organisation, Finanzierung und 
Kosten des Gesundheitswesens in der EG, Hrsg. Kom­
mission der EG, Brüssel 1979

Italienische und deutsche Bourgeoisie: Italien 
muß wieder zum Niedriglohnland werden
Unverhohlen gab der deutsche Bun­
despräsident Carstens während seines 
Italienbesuches im November ver­
gangenen Jahres den Hoffnungen der 
deutschen Monopolbourgeoisie Aus­
druck, daß es der italienischen Kapi­
talistenklasse und Regierung in der 
nächsten Zeit glücken werde, die in 
Jahrzehnten erkämpften Erfolge der 
italienischen Arbeiterbewegung zu­
nichtezumachen: „Man kann nicht 
umhin anzuerkennen, daß jeder 
Staat seinen Teil an der Verantwor­
tung für die heutige Situation über­
nehmen muß. Hintergrund . .. war 
.. . eine inflatorisch aufgeblähte Ein­
kommensentwicklung in unseren 
Ländern ... Sie kennen die jüngsten 
Beschlüsse der Bundesregierung . .. 
Diese Politik verlangt von allen Ein­
kommensbeziehern, daß sie ... ihre 
Ansprüche mäßigen.“

Gierig hoffen die deutschen Impe­
rialisten darauf, daß es der italieni­
schen Kapitalistenklasse gelingt, den 
Gewerkschaften in den laufenden 
Tarifauseinandersetzungen eine ge­
hörige Niederlage beizubringen. Die 
italienischen Kapitalisten suchen die 
Entscheidung darüber, ob es ihnen 
gelingt, das Lohnniveau in Italien er­
neut soweit zu senken, daß sie sich 
Extraprofite wie in den fünfziger und 
sechziger Jahren aneignen können. 
Die italienische Arbeiterbewegung 
hat, zumindest in den Branchen, in 
denen sie tariflich gesicherte Löhne 
durchsetzen konnte, den Elendsstan­
dard beseitigt, den nicht zuletzt die 
deutschen Imperialisten nutzten, um 
hunderttausende italienische Arbeiter 
in der BRD zu übelsten Bedingungen 
auszubeuten. (Im Schaubild sind 
verglichen die durchschnittlichen 
Bruttomonatsverdienste der Arbeiter 
in der Gesamtindustrie, der Stahl- 
und der Textilindustrie, umgerechnet 

LJ Durch&chnittsiohn Gesamtindustrie, BRD-1OO - S=Stah lmdustr ie - T=Text11industrie
Quellen: Statistisches Jahrbuch der BRD, Ausgaben 1966 1982; Rassegna die Statistiche del Lavoro, Ausgaben
1966- 1982; für die Kaufkrafteinheiten: Statistisches Amt der Europäischen (Jememschatten

über Kaufkraftstandards in DM.) 
Die Anhebung des Lohnniveaus ge­
rade in den Niedriglohnbereichen 
schlägt sich deutlich nieder in der 
Entwicklung des Durchschnittsbrut­
tolohns in der Industrie: Lag der 
Lohnstandard in Italien 1966 noch 
bei 68,8% des Durchschnittslohns 
der Industriearbeiter in der BRD, so 
beträgt er 1981 93,03%.

Mit diesen Ergebnissen hat die ita­
lienische Arbeiterbewegung einen 
Lohnstandard durchgesetzt, der 
zahlreichen italienischen Arbeitern, 
die ihre Arbeitskraft in der BRD ver­
kaufen mußten, ermöglicht, in Ita­
lien ihre Arbeitskraft zu kaum 
schlechteren oder auch besseren Be­
dingungen zu verkaufen. Eben dar­
auf bezieht sich Carstens, wenn er 
von „inflatorisch aufgeblähten“ Ein­
kommen spricht. Die deutsche Bour­
geoisie hat ein lebhaftes Interesse, 
den Lohnstandard in den EG-Staaten 
zu senken, um so leichter hofft sie, 
gegenüber den Arbeitern in der BRD 
ihre rabiaten Lohnsenkungspläne 
durchsetzen zu können, und sie setzt 
darauf, die Ausbeutung zu Niedrigst­
löhnen in eigener Regie durchzufüh­
ren, sei es durch Kapitalexport oder 
durch erneute erweiterte Ausbeutung 
ausländischer Arbeitskraft in der 
BRD. Der Umstand, daß es den ita­
lienischen Kapitalisten gelungen ist, 
hunderttausende Arbeiter und Land­
arbeiter außerhalb des Lohntarifs 
auszubeuten und in einigen Regionen 
nach wie vor nur Niedrigstlöhne zu 
zahlen, erwärmte denn auch Carstens 
in Italien: „Das sizilianische Volk hat 
heute einen festen Platz in Deutsch­
land .. . Ihre (der Sizilianer, d. Red.) 
Arbeit, ihr Talent finden große Aner­
kennung.“
Quellenhinweis: Presse- und Informationsamt der Bun­
desregierung, Bulletin Nr. 106, 6.11.82
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Aus Politik und Wirtschaft — kurz berichtet

Lehren aus der OPEC-Krise
,,Gegen den Markt“ hätten die 
OPEC-Staaten jahrelang operiert, 
„Monopolpreise“ hätten sie ver­
langt und den Rest der Welt bluten 
lassen. Solcherart höhnische Kom­
mentare finden sich jetzt zuhauf in 
der bürgerlichen Presse. Der Tri­
umph über das Scheitern der 
OPEC-Konferenz ist unüberhör­
bar. In den ZDF-Nachrichten konn­
te man gar am Dienstag hören, 
schon einen Tag später seien die 
„Marktpreise“ für Rohöl um 3 
auf 30 $ je Barrel (1 Barrel = 159 
Liter) gefallen. Nun könnte man 
auf solche Nachrichten entgegnen, 
daß der Iran schon seit Wochen 
sein Öl zu nur 28 $ je Barrel ver­
kauft - von einem „Preiszusam­
menbruch“ also keine Rede sein 
kann. Daß weiter die Imperialisten 
selbst einen zu raschen Preisverfall 
verhindern wollen - Staaten wie 
Mexiko, Indonesien, Nigeria und 
Venezuela mit zusammen weit 
über 100 Mrd. $ Auslandsschulden 
wären sonst in kürzester Zeit zah-

Videocolor- 
Prozeß

Im Sommer 1982 erhob die Ul­
mer Staatsanwaltschaft gegen 
den Werkzeugmacher Frerkes 
von Magirus und den Uniange­
stellten Cremer, die den 
Kampf der Videocolor-Arbei- 
ter aktiv unterstützt hatten, 
Anklage wegen gemeinschaftli­
chem aufwieglerischem Land­
friedensbruch. Das Amtsge­
richt lehnte die Eröffnung der 
Hauptverhandlung ab, worauf 
Oberstaatsanwalt Villwock Be­
schwerde erhob, der stattgege­
ben wurde. Den beiden Ange­
klagten wird vorgeworfen, an 
einem nicht mehr genau be­
stimmbaren Tag im Februar 15 
Türken, zufällig versammelt in 
einem Wohnheim, aufgefor­
dert zu haben, im Falle eines 
Polizeieinsatzes die Maschinen 
zu zerschlagen und das Werk 
zu besetzen. Die Anklagever­
tretung kann nur einen Zeugen 
dafür aufbieten, aber trotz Be­
mühens keinen aus dem Kreis 
der 15 Türken. Es besteht zu­
dem begründeter Verdacht, 
daß erhebliche gemeinsame 
Anstrengung von Polizei und 
Zeuge nötig war, das Aussage­
konstrukt zu erstellen. Der 
naive Maschinenstürmeraufruf 
erfolgte jedenfalls nie. Ganz 
offensichtlich geht es um den 
auch gar nicht. In all seinen 
Erklärungen gegenüber der 
Presse, zu denen sich Villwock 
aufgrund breiter Angriffe aus 

lungsunfähig und selbst die US- 
Flotte dürfte kaum in der Lage 
sein, in vier Staaten in drei Konti­
nenten gleichzeitig zwecks Schul­
deneintreibung zu intervenieren. 
Dennoch: an der Tatsache einer 
schweren Krise der OPEC, zehn 
Jahre nachdem die OPEC-Mitglie- 
der den unerträglichen Zustand 
beendeten, daß ihre oftmals einzi­
gen Bodenschätze imperialisti­
schen Monopolen gehörten und 
von diesen zu Spottpreisen leerge­
plündert wurden, an dieser Tatsa­
che ändert das nichts. Noch 1979 
förderten die OPEC-Staaten täg­
lich 31 Mio. der weltweit 52 Mio. 
Barrel Rohöl. Heute ist ihr Anteil 
auf 18 Mio. von weltweit 45 Mio. 
Barrel gefallen. Und selbst diese 
Förderung geschieht ebenso wie 
Transport und Weiterverarbeitung 
noch immer zum größten Teil 
durch die imperialistischen Ölmo­
nopole. Nur daß die Bodenschätze 
selbst den OPEC-Staaten gehören 
und sie den Lizenzpreis für ihr

der Öffentlichkeit gezwungen 
sieht, legt er größten Wert auf 
die Betonung seiner „Erkennt­
nisse, daß es sich bei den bei­
den um Mitglieder der 
Marxistisch-Leninistischen 
Partei Deutschlands (MLPD) 
handelt“, und vermittelt mit 
geradezu dreister Offenheit 
das eigentliche Anliegen der 
Justiz, eine revolutionäre Ge­
sinnung abzuurteilen. Die 
IGM, Betriebsräte aus allen 
Ulmer Großbetrieben, Kirchen 
beider Konfessionen, SPD u.a. 
fordern den Freispruch der 
Angeklagten. Sie sehen mit 
Recht den Versuch, den 
Kampf der Videocolor- 
Arbeiter nachträglich zu krimi­
nalisieren angesichts angekün­
digter Massenentlassungen bei 
AEG und Magirus Ulm. In je­
der Hinsicht ist die Unterstüt­
zung der Angeklagten nötig. 
Verhandlungstermin: 24.2.83, 
15 Uhr, Amtsgericht Ulm.

Schubart-Urteil gegen 
Demonstrationsrecht

Wegen „versuchter Nötigung 
der hessischen Landesregie­
rung“ hat der Staatsschutz 
beim Frankfurter Oberlandes­
gericht am 19.1. Alexander 
Schubart zu zwei Jahren Ge­
fängnis auf Bewährung verur­
teilt. Schubart hatte als Spre­
cher der „Arbeitsgemeinschaft 
Volksbegehren - Keine Start­
bahn West“ auf der Demon- 

Rohöl erhöhen konnten. Genau 
diese Erfolge wollen die Imperiali­
sten jetzt rückgängig machen: sie 
wollen die OPEC zerschlagen, die 
Bodenschätze wieder in ihre Besitz 
bekommen und die Lizenzpreise 
für die Förderung wieder zu Spott­
preisen hinabdrücken. Wenn die 
Staaten der Dritten Welt ihre Leh­
ren aus der OPEC-Krise ziehen, 
dann können diese nicht sein: Zu­
sammenschlüsse gegen die impe­
rialistische Rohstoffplünderung 
sind zwecklos. Das sind sie nicht. 
Aber sie sind ständig von der Ge­
fahr ihrer Zerstörung durch die 
Imperialisten bedroht, solange die 
Staaten der Dritten Welt nicht alle 
Kraft daran setzen, eine selbstän­
dige Wirtschaft aufzubauen und 
aus dem imperialistischen Welt­
markt auszusteigen. Und gegen­
über den Trompetensignalen von 
wegen „Monopolpreis“ ist festzu­
halten: Der Anteil des Rohölprei­
ses am westdeutschen Benzinpreis 
beträgt bei einem Barrel-Preis von 
30 $ ganze 46 Pfennig je Liter. 
Benzinsteuer und Mehrwertsteuer 
dagegen machen 66 Pfennig aus.

stration der 100000 am 14.11.
81 in Wiesbaden dazu aufgeru­
fen, am nächsten Tag - „ge­
waltfrei“ - vor dem Frank­
furter Flughafen zu demon­
strieren, weil die Landesregie­
rung durch die Rodungsarbei­
ten am Gelände der zukünfti­
gen Startbahn 18 West schon 
vor Entscheidung des zustän­
digen Gerichts über die Zulas­
sung des Volksbegehrens voll­
endete Tatsachen schaffen 
wollte. Auf dieser zweiten De­
monstration wurde für einige 
Zeit der Fluggastverkehr am 
Flughafen sowie der Auto­
bahnverkehr blockiert. In der 
Urteilsbegründung wurden die 
Rechte aus Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit ver­
dreht als Schutz Unbeteiligter 
vor Belästigung durch uner­
wünschte Meinungskundge­
bungen. Der Staatsschutzsenat 
sprach selbst von der „Signal­
wirkung“ seines Urteils und 
die Bundesanwaltschaft kün­
digte eine verstärkte Prüfung 
an, ob bei Demonstrationen 
auch „Belange des Staats­
schutzes berührt“ seien. 
Rechtzeitig zum Versuch der 
Wende in Bonn wird damit der 
Staatsschutzparagraph 105 
StGB, zuletzt angewendet auf 
Streiks gegen das reaktionäre 
Betriebsverfassungsgesetz von 
1952, wieder neu gegen die 
Arbeiter- und Volksbewegung 
geschliffen. 5 000 demonstrier­
ten am Samstag gegen das Ur­
teil.

Stationierangs- 
beschleunigungspiäne 

Wer ist der Friedfertigste im 
Land? Kohl, Strauß, Gen­
scher, Vogel, Apel? Sie alle 
überbieten sich, wie die ,,Ra­
ketendrohung“ zu verringern 
sei: „Null-Lösung“ sei das 
„optimale Friedensziel“, so 
die einen. Nein, die anderen, 
man dürfe doch von den Rus­
sen nichts unmögliches verlan­
gen, auch die „Zwischen-Lö­
sung“ müsse im Abrüstungs­
gespräch bleiben. Dazu sei in 
Erinnerung gerufen: „Null- 
Lösung“ ist der von den USA 
auf heißen Wunsch Helmut 
Schmidts vorgebrachte Plan 
zur Stationierung von Mittel­
streckenraketen, die mit 
Atomsprengköpfen jedes Ziel 
in der europäischen Sowjet­
union erreichen können, auf 
westdeutschem (ebenso briti­
schem und italienischem) Bo­
den. Diese Stationierung solF 
nur dann unterbleiben, wenn 
die UdSSR ihre sämtlichen auf 
Land stationierten Mittel­
streckenraketen - das sind 
70% aller ihrer Raketen dieses 
Typs - verschrottet. Die 
UdSSR stünde dann einer - 
im fieberhaften Ausbau be­
findlichen — Übermacht von 
US-Raketen gegenüber, die 
sich zu 80% auf U-Booten und 
Bombern befinden. Die So­
wjetunion erklärte sich trotz 
der in der „Null-Lösung“ ent­
haltenen offenen NATO-Dro- 
hung bereit, ihre Mittel­
streckenraketen hinter den 
Ural zurückzuziehen, womit sie 
den Atlantik nicht mehr errei­
chen könnten und der NATO 
mit ungestörtem US-Nach- 
schub nach Europa ein bedeu­
tender strategischer Vorteil 
eingeräumt wäre. Dieser Voi 
schlag veranlaßte die festge­
stellten propagandistischen 
Anstrengungen. Die expansi­
ven Absichten solcher Bemü­
hungen werden deutlicher in 
dem, wozu die westdeutschen 
„Null“- und „Zwischen“-Lö- 
ser schweigen: Keine Erklä­
rung, auf den Ersteinsatz von 
Atomwaffen zu verzichten. 
Und während kein Staat des 
Warschauer Paktes territoriale 
Ansprüche erhebt, Bekräfti­
gung solcher Ansprüche ge­
genüber der DDR seitens der 
BRD! Genau aus diesem 
Grund hat Strauß sich bereits 
vor zwanzig Jahren für eine 
„multinationale“ Atomstreit­
macht anläßlich der Stationie­
rung von Pershing I ausgespro­
chen. Der nüchterne Zweck 
des jetzigen Wettkampfes in 
Friedfertigkeit ist nicht anders: 
sie wollen die Dinger und zwar 
so viele, wie irgend möglich.
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Lohnbewegung
Ern detailliertes Anti-Lohn-Kartell 
aus Kapitalisten und Regierung
Daß die unionsgeführte Regierung nur 
wenige Monate brauchte, um mit den 
Spitzen der deutschen Wirtschaft ein 
detailliert ausgestaltetes Anti-Lohn­
kartell zu bilden, erstaunt, beweist 
aber, daß die einschlägigen Vorarbei­
ten weit gediehen waren.

Der Grundstock der Taktik, mit der 
auch ein drittes Jahr offener Lohnsen­
kung erzielt werden soll, ruht im parla­
mentarischen Gewissenssumpf. Der 
Bundestagsbeschluß, den Beamten ein­
fach nur 2% zu geben und Schluß, um­
riß den Kapitalisten das Mögliche und 
trug dem Umstand Rechnung, daß die 
Lage der einzelnen Kapitale in der

Warnstreik der Metallarbeiter in Salzgitter, Ende 1981

Konkurrenz so verschieden ist, daß sie 
ohne politische Hinweise Schwierigkei­
ten haben, sich auf einen einheitlichen 
Kurs zu einigen, was teuer kommen 
kann.

Nun, diese Differenzen gehören der 
Vergangenheit an, jetzt ist man sich bei 
den Kapitalisten einig: ein Abschluß 
wäre durchzusetzen, der so nahe an der 
2%-Beamtenmarke liegt, daß die Dif­
ferenz als durch das ,,mindere Be­
schäftigungsrisiko im öffentlichen 
Dienst gerec n rtigt“ erklärt werden 
kann und die 2% Wirklichkeit auch 
für die Arbeiter und Angestellten im 
Öffentlichen Dienst werden.

Die Regierung plant, wie schon be­
richtet, an einem Gesetz über vermö­
genswirksame Leistungen, das, falls ei­
ne Arbeitskampflage entsteht, „in die 
schwierigen Verhandlungen einge­
bracht“ werden könnte. Damit das 
Gesetz nicht wie ein Zugeständnis an 
die Kapitalisten aussieht, sondern als 

Zugeständnis der Kapitalisten verkauft 
werden kann, machen die Unterneh­
merverbände sanfte Opposition. Sie 
nörgeln, daß ihnen an Stelle eines 
Zwangskredites aus Arbeitnehmer­
hand lieber wäre, wenn die entspre­
chenden Beträge gleich in ihrem Besitz 
blieben. Stand ist jetzt, daß den Kapi­
talisten die Möglichkeit verbleiben soll, 
die Vermögensbildenden um die Einla­
ge zu prellen, und sei es auf dem stra­
paziösen Weg des Bankrotts.

Zu den Absprachen des Anti-Lohn- 
Kartells gehört auch das konzertierte 
Bemühen, bei Gelegenheit von Firmen­
sanierungen in bestehende Tarifverträ-

ge einzubrechen. Das je betroffene Ka­
pital greint: wir müssen sonst aufhö­
ren!, die öffentliche Hand erklärt, 
wenn sie, die ja für alle handle, schon 
einspringe, dann müßten die Betroffe­
nen nochmal besonders ran. Wo bliebe 
sonst die Gerechtigkeit?

Darüberhinaus plant die Regierung, 
durch weitere Verschlechterung der 
Leistungsansprüche der Arbeitslosen 
die Druckverhältnisse auf dem Arbeits­
markt einschneidend zu verschärfen. 
Das Schlagwort heißt: Abschaffung 
der bürokratischen Hemmnisse für die 
Beschäftigung Arbeitsloser!

Die Kapitalisten wiederum schließen 
ihre Reihen. Sie haben die Mannhei­
mer Straßenbaumaschinenfirma Vöge­
le (ca. 1000 Beschäftigte) aus dem Un­
ternehmerverband ausgeschlossen, 
weil Vögele mit der IG Metall einen 
neuen Lohnrahmentarifvertrag abge­
schlossen hat. Dieser Vertrag faßt die 
bisherigen Arbeiter- und Angestellten­

tarife in einem siebenstufigen Entloh­
nungssystem zusammen und enthält 
nach den Worten Steinkühlers einen 
,, absoluten Abgruppierungsschutz‘ ‘. 
Dieser soll durch die Bindung der Ein­
gruppierung an die Person entstehen, 
die bewirken würde, daß der Lohn 
nicht automatisch mit jeder Zerlegung 
der Arbeit fällt, wie das nach dem jet­
zigen System der „analytischen Ar­
beitsplatzbewertung“ der Fall ist. Die 
krasse Maßnahme, der Ausschluß aus 
dem Unternehmerverband, beweist, 
daß die Kapitalisten sich die Gelegen­
heit nicht nehmen lassen wollen, so­
wohl zu rationalisieren wie dann die 
strapaziösere, aber „einfachere“ Ar­
beit tarifvertraglich korrekt auch noch 
schlechter zu zahlen.

Die IG Metall hat jetzt ein Schwarz­
buch, „Unternehmerverhalten in der 
Krise“ veröffentlicht. Nach den Pres­
semeldungen ist darin z.B. enthalten, 
daß die Entlassungstätigkeit der Kapi­
talisten sich auf den unteren Lohnbe­
reich konzentriert. Daß darin eine Ar­
beitsintensivierung von 10%, 20% und 
vielleicht mehr zum Ausdruck kommt, 
hat die IG Metall nicht angeprangert, 
sie vermeidet nach wie vor sorgfältig, 
einen Zusammenhang zwischen den 
Strapazen der Arbeitskraft und den 
Kosten für die Wiederherstellung der 
Arbeitskraft zuzugeben.

Wahrscheinlich werden die Metall­
kapitalisten versuchen, den Abschluß 
bis nach den Wahlen hinauszuzögern, 
für sie ist durchaus wichtig, ob eine Re­
gierung da ist, die offen für die Unter­
drückung des Klassenkampfes gewor­
ben hat und ihnen rücksichtslos bei­
springen kann, oder ob Klassenversöh­
nung der Trumpf sein soll, der die Ar- 
beiterbewgung sticht.

Insofern bleibt noch ein bißchen 
Zeit zur Verbesserung der Propagan­
daposition und somit der Vorbereitung 
der Kämpfe, die durch die 2%-Richtli- 
nie unvermeidlich ausgelöst werden.
Quellenhinweis: Handelsblatt, Mannheimer Morgen, 
CDU/CSU-Wahlplatt form

Dänemark
Unterstützt die strei­
kenden Hafenarbeiter!

Der Streik gegen die Kürzung der Be­
zahlung der Stempelschichten durch 
ein Gesetz der konservativen Schlüter- 
Regierung ist in der sechsten Woche. 
Hamburg entwickelt sich zunehmend 
als Streikbruchhafen. Vor allem über 
die RoRo-Anlage bei Holzmüller wer­
den die DFDS-Schiffe abgefertigt, die 
im England-Verkehr fahren. Aber 
auch am Burchardkai bei der HHLA 
sind Mähdrescher angekommen, die in 
Esbjerg blockiert wurden.

Am 19./20.1.83 war erneut eine Ab­
ordnung der Hafenarbeiter aus Aarhus 
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und Kopenhagen in Hamburg, um 
über den Streik zu informieren und 
Unterstützung anzufordern. Gemein­
sam mit einer ,,Unterstützungsinitiati­
ve Hafenstreik“, in der im wesentli­
chen Betriebsräte aus dem Hamburger 
Hafen arbeiten, wurde ein Flugblatt 
vor der 1. Schicht bei Holzmüller ver­
teilt und während der 1. Schicht an den 
verschiedenen Kais, wo die Kollegen 
bei der Arbeit angesprochen wurden.

In dem Flugblatt heißt es: „Daß sich 
gegenwärtig die verschiedenen Regie­
rungen der EG überbieten beim Sozial­
abbau und die jeweiligen Unterneh­
merverbände beim Lohnraub, kann 
man sehen ... Daß diese Angriffe 
nicht mit gutzureden und demonstrie­
ren aus der Welt geschaffen werden, 
haben wir auch gesehen. Hunderttau­
sende sind auf den Demonstrationen 
des DGB im Herbst gegen Sozialabbau 
und die Blümsche Lohnpause mar­
schiert. Die Regierung hat den „Span­
haushalt trotzdem beschlossen. Auch 
die 2°7o-Erhöhung für die Beamten ab 
Juli ’83. Und natürlich haben nun die 
Herren vom Zentralverband der deut­
schen Seehafenbetriebe Oberwasser. 
Ihr Angebot am 13.1.: Lohnpause bis 
1.4.83 und dann 2,197o. Nach diesem 
unverschämten Angebot ist es beson­
ders bitter, wenn einige Hafenbetriebe 
sich an Streikladung aus Dänemark zu­
sätzlich eine goldende Nase verdienen, 
und wir seit dem 1.1.83 zu einem zins­
losen Kredit gezwungen werden.“

In Gesprächen mit Betriebsräten 
und auch der ÖTV machten die däni­
schen Hafenarbeiter darauf aufmerk­
sam, daß der dänische Gewerkschafts­
bund SID dem Kampf wohlwollend ge­
genübersteht, ihn aber nicht offiziell 
unterstützen darf, weil er sonst sofort 
Regreßforderungen in Millionenhöhe 
zu bezahlen hat. Die Hafenkapitalisten 
haben schon jetzt eine Klage gegen den 
SID eingereicht wegen Unterstützung 
des Streiks.

Der Abteilungssekretär der ÖTV 
Abteilung Seehäfen, Erich Rumpel, 
hat den dänischen Kollegen zugesagt, 
vorbehaltlich einer Zustimmung des 
Hauptvorstandes, von der ÖTV aus die 
Hafenarbeiter zu informieren. Boykott 
jedoch sei nicht möglich.

Auf einer Solidaritätsveranstaltung, 
zu der die „Unterstützungsinitiative“ 
eingeladen hatte, kamen über 150 Leu­
te. Es wurden 1500 DM gesammelt. 
Zusätzlich wurden Solidaritätserklä­
rungen aus Betrieben überbracht mit 
Geldspenden. Bisher wurden in Ham­
burg über 4000 DM gesammelt. Die 
Hafenarbeiter aus Dänemark erklär­
ten, daß sie diesen Kampf nur erfolg­
reich beenden können, und wenn der 
Streik noch ein halbes Jahr dauert.
Flugblätter, Solidaritätsplaketten zu erhalten von „Unter­
stützungsinitiative Hafenstreik“, c/o U. Gay, Fischers- 
Allee 24, 2 Hamburg 50.
Spendenkonto: PSchA Hamburg 701 83—203 U. Gay, 
Kennwort: „Hafenstreik DK“

Mitterand-Besuch
Das deutsch-französische Bündnis ist 
eine imperialistische Kriegsallianz
Daß das westdeutsch-französische 
Bündnis nicht ein „Friedensbündnis 
nach langer Feindschaft“ ist, sondern 
ein Kriegspakt zweier imperialistischer 
Mächte zur Förderung ihrer gemeinsa­
men Expansion, ist eine Tatsache, die 
in der bürgerlichen Öffentlichkeit nor­
malerweise tunlichst verschwiegen 
wird. Bei den Feiern zum 20-jährigen 
Jubiläum dieses Bündnisses in diesen 
Tagen aber ist davon in bemerkenswer­
ter Deutlichkeit die Rede gewesen. An­

,,Bündnisjubiläum“ in Bonn am 20.1.1983
laß war die sowjetische Forderung, bei 
den Genfer Verhandlungen auch die 
britischen und französischen Atom­
waffen zu berücksichtigen.

Für die westdeutschen und französi­
schen Imperialisten war diese Forde­
rung Anlaß zu empörten Aufschreien. 
Mitterand am 20.1. vor dem Bundes­
tag: „Ich muß einen Vorschlag, wie er 
unterbreitet worden ist, für mein Land 
entschieden ablehnen“. Zehn Tage zu­
vor hatte der Staatsminister im Aus­
wärtigen Amt, Mertens, erklärt, er 
könne vor den sowjetischen Absichten 
„nur warnen. Ohne jeden Zweifel wür­
de es zu einer schweren Belastung der 
deutsch-französischen Beziehungen 
kommen, wenn sich die Bundesrepu­
blik Deutschland gegen den erklärten 
Willen des französischen Staatspräsi­
denten, der französischen Regierung 
und der französischen Opposition für 
eine direkte oder indirekte Einbezie­
hung des französischen Kernwaffenpo­
tentials in die amerikanisch-sowjeti­
schen Verhandlungen aussprechen 
würde.“ Für den CDU/CSU-Sprecher 
Rühe ist die französische Atombewaff­

nung gar die „Wurzel“ des west­
deutsch-französischen Bündnisses. 
Hier wolle jemand „die Axt an die 
Wurzel unserer Freundschaft legen“, 
erklärte er.

Die Gründe für diesen Einsatz der 
westdeutschen Reaktion zugunsten der 
französischen Atombewaffnung er­
schließen sich, wenn man den 1963 ge­
schlossenen Bündnisvertrag genauer 
studiert. Denn dieses Bündnis sichert 
nicht nur den französischen Imperiali­

sten - ein Jahr nach ihrer Niederlage 
in Algerien abgeschlossen — für alle 
Zukunft westdeutsche Rückendeckung 
für die Verstärkung ihrer Armee zu. 
Diese Verstärkung und insbesondere 
der Aufbau einer eigenen Atomstreit­
macht werde, so schon 1962 de Gaulle, 
„die Bedingungen der eigenen Vertei­
digung, der Intervention im Ausland 
und des Beitrags an die Alliierten voll­
ständig ändern.“ Inzwischen haben die 
französischen Imperialisten ihre wie­
dergewonnene Fähigkeit zur „Inter­
vention im Ausland“ bereits mehrfach 
demonstriert — im Tschad etwa, in 
Zaire und jetzt im Libanon. Daß sie 
von den so aufrechterhaltenen neoko­
lonialen Abhängigkeiten insbesondere 
früherer französischer Kolonialgebiete 
profitieren würden, war den BRD- 
Imperialisten von Anfang an klar und 
neben der gemeinsamen Niederhaltung 
der Arbeiterbewegung in den westeu­
ropäischen Ländern auch von Anfang 
an ein wesentlicher Zweck des Bünd­
nisses.

Vor allem aber sicherten sie sich so 
die französische Unterstützung für ihre 
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eigenen Pläne zur Wiederaufrichtung 
großdeutscher Herrlichkeit. Zu diesem 
Zweck verabschiedete der Bundestag 
1963 eigens eine Präambel, die den 
Willen festhält, ,»durch die Anwen­
dung dieses Vertrages die großen Ziele 
zu fördern, die die Bundesrepublik 
Deutschland ... seit Jahren anstrebt 
und die ihre Politik bestimmen, näm­
lich ... die Verwirklichung des Selbst­
bestimmungsrechtes für das deutsche 
Volk und die Wiederherstellung der 
deutschen Einheit“ und die ,,Einigung 
Europas auf dem ... begonnenen We­
ge“. Adenauer ergänzte, der so ge­
schaffene Pakt werde ein ,, Boll werk 
gegen den Kommunismus in Europa“ 
sein, niemals wieder dürfe Moskau 
Frankreich und Deutschland spalten
— eine wehmütige Erinnerung an zwei 
fehlgeschlagene Weltkriege der reichs­
deutschen Imperialisten und eine offe­
ne Ankündigung des Zwecks des neuen 
Bündnisses zugleich.

Eine Verringerung der Rüstung die- 
ses Bündnispartners kommt deshalb 
für die BRD-Imperialisten nicht in Fra­
ge. Die französische Nuklearrüstung
- immerhin 50 Mirage IV-Bomber, 18 
bodengestützte und 80 von fünf U- 
Booten abfeuerbare Raketen mit einer 
Reichweite von je 3000-3500 km, al­
so wie die Cruise Missiles weit über 
Moskau hinaus in sowjetisches Gebiet 
hinein - soll nach gemeinsamer 
NATO-Sprachregelung bei den Genfer 
Verhandlungen ebenso wie die briti­
sche weiterhin als „Null“, als „nicht 
vorhanden“, gewertet werden. Eine 
bemerkenswerte „Nullösung“!
Quellenhinweis: Archiv der Gegenwart, Ausgaben 1962 
bis 1964; Osnabrücker Zeitung vom 10.1.1983; FAZ vom 
20.1.83; Europäische Wehrkunde 11/79

Stahlindustrie
Poker um 
„Neuordnung“

eingesetzten
Bierich (Al- 

Herrhausen

In diesen Tagen werden die drei von 
der Bundesregierung 
,,Stahl-Moderatoren“ 
lianz-Versicherung), 
(Deutsche Bank) und Vogelsang (Veba
AG) ihr Konzept für die ,,Neuord­
nung“ der westdeutschen Stahlindu­

-400

Angaben pro Kopf der Bevölkerung; GB = Großbritannien, FRA = Frankreich, IT = Italien, SPA = Spanien. Quel­
len: Stat. Jahrbuch der Vereinten Nationen ab 1950; Statistisches Jahrbuch der BRD 1982

strie vorlegen. Sollten die Ergebnisse 
ihrer Beratungen mit den Vorständen 
der Stahlkonzerne ursprünglich eher 
veröffentlicht werden, so haben die 
Vergleichsanträge des Stahlkapitalisten 
Korf die Ausgangslage verändert.

Offensichtlich geworden ist, daß 
sich auf Grundlage des erneuten Pro­
duktionseinbruchs im vergangenen 
Jahr auch die Konkurrenz der west­
deutschen Stahlkapitalisten unterein­
ander verschärft hat. Entsprechend ist
- trotz anderslautender Erklärungen
- heimliche Freude über die Ver­
gleichsanträge von Korf in den Vor­
standsetagen der größeren Konzerne

Rohstahlproduktion und Beschäftigte 
der westdeutschen Stahlkonzerne 1982

Rohstahl- 
prod. Mio. t

An­
teil

Beschäf­
tigte

Thyssen 10,4 29% 63 500
Klöckner 4,3 12% 16900
Hoesch 3,9 11% 27500
Krupp 3,9 11% 26400
Salzgitter 3,9 11% 16080
Mannesmann 3,6 10% 15000
Arbed Saar 2,5 7% 18000
Korf 1,1 3% 1700
Sonstige 2,2 6% 7 500
Gesamt 35,9 100% 192580

zu vermuten. Ist doch zumindest die 
Beanwortung der Frage, inwieweit die 
, »Branchenführer ‘ ‘, insbesondere 
Thyssen, den anderen westdeutschen 
Stahlkonzernen die Bedingungen der 
angestrebten ,,Neuordnung“ diktieren 
können, ein Stück weit klarer.

Denn das einzige, was die westdeut­
schen Stahlkapitalisten bei dem Poker 
um die ,,Neuordnung“ der Stahlindu­
strie eint, ist die gemeinsame Absicht, 
Fortschritte beim Niederringen der 
Konkurrenz in den anderen EG-Län­
dern und in Drittländern (wie z.B. Spa­
nien) zu erzielen. Was es dabei mit der 
Behauptung von der ,,Bedrohung“ der 
westdeutschen Stahlindustrie durch die 
Stahlindustrie dieser Länder auf sich 
hat, machen die Schaubilder deutlich. 
Es verhält sich genau umgekehrt. Denn 
die Pro-Kopf-Stahlproduktion kann in 
gewissem Maß als Gradmesser der 
Ausrichtung der jeweiligen Stahlindu­
strie auf Expansion dienen.
Quellenhinweis: Handelsblatt, 10.1.83; Spiegel, 17.1.83
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Lohnrunde 1983
IG Druck und Papier 
diskutiert Forderung

Die Abteilung Tarifpolitik beim 
Hauptvorstand der IG Druck und Pa­
pier hat im Dezember zur Vorbereitung 
der Lohnrunde 1983 eine Mitteilung 
,, Wirtschaftsdaten zur Lohnrunde 
1983“ herausgebracht. In diesem Pa­
pier wird für 1983 erwartet: ,,Verände­
rung der realen Produktivität (je 
Besch.-Std) 1,5% und Veränderung 
der Lebenshaltungskosten aller Haus­
halte 4,5%“. Weiter wird in einem 
mehrjährigen Überblick zur Entwick­
lung von Produktivität, Lebenshaltung 
und Lohnabschluß in der Druckindu­
strie aufgezeigt, wie seit 1981 die IG 
Druck und Papier Reallohnsenkungen 
hinnehmen mußte. Da die Druckkapi­
talisten nach allen bislang veröffent­
lichten Meinungen auch nicht gemütli­
cher geworden sind und im Gegenteil 
in ,,kostendämpfenden Lohnabschlüs­
sen die entscheidende Voraussetzung 
für eine Belebung der Konjunktur im 
kommenden Jahr“ erblicken, stellt 
sich tatsächlich die Frage, wie die IG 
Druck und Papier nach den beiden 
vorausgegangenen Reallohnsenkungen 
den Spieß umdrehen kann. Daß „die 
Verbesserung der Einkommen in das 

i Zentrum der kommenden lohnpoliti­
schen Tarifauseinandersetzung“ ge­
stellt wird, ist keine ’83er-Besonderheit, 
sondern war auch die vergangenen 
zwei Jahre die Zielvorstellung. Den­
noch wurden Lohnabschlüsse erreicht, 
die Reallohnsenkungen beinhalteten.

Da insbesondere die niedrigst bezahl­
ten Arbeitskräfte durch diese schlechte 
Entwicklung immer stärker in ihrer Re­
produktion eingeschränkt worden 
sind, muß in dieser Lohnauseinander­
setzung folgendes beachtet werden: 
Nach bisherigen Aussagen steuert die 
IG Druck und Papier auf eine Lohn­
forderung zu, die nicht viel höher als 
die 6,5%-IG-Metallforderung ist. Wür­
den diese 6,5% vollständig auf die Ef­
fektivlöhne in der Druckindustrie 
durchgesetzt, dann müßten die Druck­
kapitalisten einen Geldbetrag bezah­
len, der für jeden der 176878 Beschäf­
tigten in der Druckindustrie einen Be­
trag von 195 DM effektiv ausmachen 
würde. Die schlechtest bezahlten Ar­
beiter und Angestellten (brutto 1600 
DM) könnten auf einen solchen Betrag 
bei prozentualer Lohnforderung nur 
kommen, wenn 12% gefordert und 
durchgesetzt würden. Diese Alternati­
ve würde jedoch bedeuten, daß in die­
sem Tarifkampf den Kapitalisten die 
doppelte Geldsumme entrissen wird, 
und dafür stehen die Zeiten ungünstig.

I Quellenhinweis, druck + papier 1 83; Druckwelt 1 83
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Der „starke Rechtsstaat“
Zucht und Ordnung sollen zukünftig in der Bundesrepublik herr­
schen, wenn es nach der CDU/CSU geht. Was darunter zu verste­
hen ist, welche Maßnahmen jetzt schon eingeleitet sind und wel­
che Pläne nach dem 6. März verwirklicht werden sollen, das ha­
ben wir auf dieser Seite zusammengestellt.

... Gesetze, die dem staatlichen Gewalt 
apparat alles erlauben

Mehr Berufsverbote: Zimmer­
mann am 6.1.83: „Nach Überzeu­
gung der neuen Bundesregierung 
gehört die unteilbare Treuepflicht 
des Beamten zum Staat zu den tra­
genden Strukturprinzipien des Be­
rufsbeamtentums. Es ist keinem 
Bürger zuzumuten, mit seinen 
Steuergeldern Staatsdiener zu un­
terhalten, die im Zweifelsfall nicht 
für die Sicherung der Freiheits­
rechte des Bürgers eintreten. Bis 
April 1983 werde ich dem Bundes­
kabinett zur Verfassungstreue­
pflicht der Beamten eine Bestands­
aufnahme vorlegen.“

... eine zu allem gerüstete Polizei
Ausbau der Datenerfassung: Das 
Bundeskriminalamt verfügt u.a. 
über folgende vollcomputerisierte 
Dateien: Terrorismus. Dort sind 
auch Angaben über Personen, bei 
denen „eine Verbindung zum Ter­
rorismus“ nur vermutet wird, ge­
speichert. Die Organisationsdatei 
enthält unter anderem auch Hin­
weise auf wildes Plakatieren usw. 
Weitere Dateien sind: Häftlings­
überwachung, verwaltungsmäßige 
Überprüfung von Personen usw. 
Um die Effektivität zu vergrößern, 
ist eine Novelle des Datenschutz­
gesetzes in Vorbereitung.

Zivildienstgesetz: Der CDU/
CSU/FDP-Entwurf zur Neuord­
nung der Kriegsdienstverweige­
rung und des Zivildienstes sieht 
vor, die Ersatzdienstzeit auf 20 
Monate zu verlängern und gleich­
zeitig die „Gewissensprüfung“ zu 
vereinfachen. Das Amt für Zivil­
dienst soll in Zukunft nach Prü­
fung des Antrags einen Ableh­
nungsbescheid ohne weiteres Ver­
fahren erlassen können. So soll 
der Zugriff auf die billige, kaser­
nierte und disziplinarisch unter­
drückte Arbeitskraft der Ersatz­
dienstleistenden sichergestellt sein.

Änderung der Strafprozeßord­
nung: Die für dieses Jahr geplante 
Änderung der Strafprozeßord­
nung wird auf jeden Fall beinhal­
ten: Das Recht des Angeklagten, 
sich zu äußern, wird abgeschnit­
ten. Vor Amtsgerichten wird das 
Recht der Verteidigung, Beweisan­
träge zu stellen, gleich ganz aufge­
hoben. Durch diese und noch wei­
tere Änderungen soll sichergestellt 
werden, daß erst einmal Angeklag­
te zügig und reibungslos abgeurteilt 
werden können. Dann kann auch 
die Zahl der Anklagen weiter er­
höht werden.

Volksgemeinschaft und starker 
Rechtsstaat — NEIN!
Wenn sie die Wahlen am 6. 
März gewinnen, dann, so ha­
ben CDU und CSU angekün­
digt, wollen sie in Deutschland 
„mit starker Hand“ für „Ord­
nung“ sorgen. Hinter diesem 
Schlagwort verbirgt sich ein 
umfassendes reaktionäres in­
nenpolitisches Programm der 
Unionsparteien, bei dem es um 
nichts anderes geht, als jeden 
Widerstand gegen die soziale 
Demontage, gegen Lohnab­
bau, überhaupt gegen alle Plä­
ne, den Lebensstandard der 
Arbeiter und übrigen Werktä­
tigen zu drücken, zu zerschla­
gen und im Keim zu ersticken.

Dabei haben CDU/CSU na­
türlich vor allem die Arbeiter­
und Gewerkschaftsbewegung 
im Auge. Es ist deshalb kein 
Zufall, wenn der neue Bundes­
arbeitsminister Norbert Blüm 
schon unmittelbar nach der 
Regierungsübernahme demon­
strativ mit seiner Forderung 
nach der Lohnpause aufgetre­
ten ist. Das war ganz offen­
sichtlich als Provokation der 
Gewerkschaften gedacht und 
sollte ihrer Einschüchterung 
dienen. In der Debatte über die 
Regierungserklärung ging 
Blüm dann noch einen Schritt 
weiter. Er drohte Zwangsmaß­
nahmen für den Fall an, daß 
eine „Umkehr aus Einsicht“ 
nicht gelingt. Und er sagte 
ganz offen: „Ungewöhnliche 
Zeiten verlangen außerge­
wöhnliche Schritte.“

Ob damit eine Einschrän­
kung oder sogar Aufhebung 
der Tarifautonomie gemeint 
ist, ob und in welcher Form 
z.B. das Streikrecht angetastet 
werden soll, darüber schweigt 
man sich in den Unionszentra­
len noch aus. Daß das alles 
ernstgemeint ist, daran sollte 
allerdings keiner zweifeln.

CDU und CSU verbrämen 
ihren reaktionären Vorstoß, 
indem sie zur Rettung der so­
genannten Grundwerte und 
Ideale des Rechtsstaats aufru­
fen und die Wahrung der inne­
ren Sicherheit als Gemein­
schaftsaufgabe aller Bürger, 
von Arbeitern, Angestellten 
und Unternehmern darstellen. 
So etwa Helmut Kohl am 15. 
Januar auf dem rechtspoliti­
schen Kongreß von CDU/ 
CSU. Deshalb auch der Auf­
ruf Norbert Blüms, eine 
„Druckwelle des Gemein­
sinns“ gegen den „Egoismus“ 
der Gewerkschaften zu erzeu­
gen. Damit wird die Sache 
schon klarer. Denn gemeint ist 
hier doch wohl, daß im Grun­
de genommen jeder Kampf der 
Arbeiter und Angestellten, der 
Gewerkschaften zur Verteidi­
gung ihrer Lebenslage den 
Gemeinschaftsfrieden und da­
mit die innere Sicherheit be­
droht. Die Arbeiterbewegung 
soll aus Einsicht vor den Kapi­
talisten kuschen. Tut sie das, 
um so besser. Tut sie das nicht, 
dann wird die „innere Sicher­
heit“, der soziale Frieden, mit 
dem Polizeiknüppel gewahrt 
im angeblich gemeinsamen In­
teresse aller. In Wirklichkeit 
im Interesse der Kapitalisten. 
Wie das aussehen soll, dazu 
haben sich CDU und CSU be­
reits klar geäußert und erste 
Maßnahmen sind auch bereits 
in die Wege geleitet.

- So forderte Franz-Josef 
Strauß schon im November 
vor einem Unternehmerforum 
des Bundesverbandes Druck in 
München, die Bestimmungen 
über die Wahlzulassung von 
Parteien so zu verändern, daß 
die Grünen und Alternativen 
künftig aus den Parlamenten 
der Bundesrepublik ausge­
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schaltet werden können. 
Strauß griff damit übrigens di­
rekt eine Forderung auf, die 
kurz zuvor in der Zeitschrift 
„der arbeitgeber“, dem offi­
ziellen Organ der Bundesverei­
nigung der Deutschen Arbeit­
geberverbände, erschienen 
war. In dem Moment also, wo 
nach den Spielregeln der viel­
beschworenen „freiheitlich­
demokratischen Grundord­
nung“ erste Schwierigkeiten 
auftauchen, werden sie eiskalt 
in Frage gestellt.

- In ihren „Thesen zur in­
neren Sicherheit“ vom August 
1982 beklagt die CDU einen 
angeblichen Mißbrauch der 
Demonstrations- und Ver­
sammlungsfreiheit. Sie forder­
te deshalb schon damals drasti­
sche Einschränkungen des De­
monstrations- und Versamm­
lungsrechts.

- Die CDU will den Poli­
zeistaat ausbauen. Deshalb
sollen Polizei und Bundes­
grenzschutz massiv weiter auf­
gerüstet werden. Die Aufrü­
stung der Polizei mit dem le­
bensgefährlichen CS-Gas steht 
bevor.

- Die Pressefreiheit soll so­
weit wie möglich eingeschränkt

1/

werden. Die Durchsuchung 
der ,,konkret“-Redaktion, auf 
direkte Anweisung des Bun­
deskanzleramtes ist hier ein er­
stes Alarmzeichen.

- Die CDU will den öf­
fentlichen Dienst umfassend 
säubern.

Wir haben in der gemeinsa­
men Wahlplattform von BWK 
und KPD geschrieben: „Alle 
Besitzenden und alle, die glau­
ben, etwas verlieren zu können 
... sollen gegen die organisier­
te Arbeiterbewegung und für 
die Interessen des Finanzkapi­
tals in Frontstellung gebracht 
werden. So sollen die Gewerk­
schaften isoliert und in die De­
fensive gedrängt und die politi­
schen Voraussetzungen für die 
Brechung gewerkschaftlichen 
Massenwiderstandes geschaf­
fen werden.“ Sicher, schon die 
SPD hat den staatlichen Ge­
walt- und Unterdrückungsap­
parat ausgebaut. Aber sie hat 
auch immer erklärt, daß der 
soziale Frieden den Interessen­
ausgleich zwischen Arbeit und 
Kapital erfordert. Jetzt wollen 
die Kapitalisten die offene 
Konfrontation. Dafür brau­
chen sie die CDU/CSU.

I für den Profit

' immer mehr
.arbeiten

immer mehr3
* Opfer bringen 
? und dann
marschieren

nsr.

Offener Polizeiterror: Bundesprä­
sident Carstens am 25.11. 1982: 
„Nun sind diejenigen, die die Ge­
setze übertreten, oft der Ansicht, 
daß sie zu hart angefaßt werden. 
Sehr schnell werden Vorwürfe der 
Unverhältnismäßigkeit der Mittel 
laut. Aber ebenso gewiß ist, daß 
ein Beamter, der seine Pflicht er­
füllt, Anspruch auf Schutz durch 
seinen Dienstherren und durch alle 
staatlichen Organe hat, wenn er in 
der Öffentlichkeit angegriffen 
wird.“ Bild: Räumung eines be­
setzten Hauses.

... Gerichte, die wissen 
zu verurteilen haben

Hohe Verurteilungen von Linken: 
Verurteilungen von 135 Heidelber­
ger Studenten, weil sie zwischen 
’75 und ’80 Vorlesungen dadurch 
gestört haben, daß sie Diskussion 
gefordert haben, zum Teil zu Ge­
fängnisstrafen von 17 bis 22 Mo­
naten ohne Bewährung. - Ver­
haftung und Verurteilung von De­
monstranten gegen das KKW 
Brokdorf, zum Teil zu Gefängnis­
strafen bis zu 5>/2 Jahren ohne Be­
währung. - Verurteilung zahlrei­
cher Hausbesetzer. - Verurtei­
lung von Demonstranten gegen öf­
fentlichen Vereidigungen usw.

Neue Polizeiwaffen: Am 11.3.81 
forderte Bayerns CSU-Innen- 
minister Tandler: „Wir brauchen 
Einsatzmittel, die es der Polizei er­
lauben, von den Störern Distanz 
zu bewahren, um Steinwürfen zu 
entgehen. Nur dann kann gewähr­
leistet sein, daß wir auch in Zu­
kunft den Schußw'affengebrauch 
vermeiden können, wobei ich ganz 
eindeutig erkläre, daß es Situatio­
nen geben kann, in denen er auch 
in bezug auf den Einsatz‘zur Dis­
kussion stehen muß.“ Die Ausrü­
stung der Polizei mit CS-Gas und 
Gummigeschossen ist vorbereitet.

wen sie

Straffreiheit für alte und neue Na­
zis: Bisher haben westdeutsche Ge­
richt alle Strafanzeigen, die wegen 
Mordes gegen Nazirichter gestellt 
worden sind, zurückgeschlagen. 
1980 haben die Ver. der Verfolg­
ten des Naziregimes (WN) erneut 
gegen 31 Blutrichter des Volksge­
richtshofes Strafanzeige gestellt. 
Noch nicht ein einziges Verfahren 
ist bisher eröffnet worden. Die Er­
mittlungen gegen Neofaschisten 
sind ausgesprochen lasch, werden 
sie trotzdem einmal vor Gericht 
gestellt, können sie mit Freispruch 
oder milden Urteilen rechnen.

|4FE>r’l Wahlbündnis revolutionärer Sozialisten DlAflZ’
■Vr U zu den Bundestagswahlen 1983_____ W

Auszüge aus dem Wahlinfo Nr. 2, herausgegeben vom Zentralen
Komitee der KPD und dem Zentralen Komitee des BWK

n

Kriegsgerichte: Die Einführung 
des Kriegsrechts nach der Not­
standsgesetzgebung ist geplant, 
d.h., auch bei inneren Unruhen. 
Drei Gesetzentwürfe für Kriegsge­
richte liegen schon in der Schubla­
de. Allein im Haushalt 1982 waren 
285 000 Mark für Seminare bereit­
gestellt, die der Ausbildung der zu­
künftigen Kriegsrichter dienen. 
Die Kriegsrichter erhalten Kom­
battantenstatus, sind also Teil der 
Streitkräfte, justizminister Engel­
hard sieht keinen Grund, die Vor­
bereitungen für die Einführung 
von Kriegsgerichten zu beenden.
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Rechtspolitik
CDU/CSU sinnt über 
Durchsetzbarkeit

Auf ihrem rechtspolitischen Kongreß 
am 15. Januar 1983 steckten CDU und 
CSU ab, welche Ziele sie auf dem Ge­
biet des Rechts durchsetzen wollen, 
falls sie nach dem 6. März die Regie­
rung führen.

Ihre Positionen sind längst ausgear­
beitet vom Bundesarbeitskreis Demo­
kratischer Juristen. Unter den derzeiti­
gen Bedingungen, anhaltender Krise 
und der Tatsache, daß die Mittelklas­
sen kein naturwüchsiges Reservoir für 
Staatstreue sind, sieht sich die schwar­
ze Reaktion zu ihrem tiefen Unmut au­
ßerstande, das mit wachsenden Klas­
senkämpfen entstandene ,,Anspruchs­
denken“ mit Brachialgewalt zu beisei­
tigen. Kohl appellierte: „Wir müssen 
die Bürger davon überzeugen, daß der 
Rechtsstaat ihre Lebensverhältnisse 
vernünftig regelt und ihre Sicherheit 
und Freiheit gewährleistet.“

Die seit dem Scheiden der soziallibe­
ralen Koalition aus der Regierung 
durchgebrachten Mietgesetze hat die 
CDU/CSU sehr wohl auf Grund von 
Vorlagen ihrer Vorgänger vollendet. 
Der öffentlichen Kritik ausgesetzt, 
sucht sie jetzt die noch schroffere Spal­
tung der Lohnabhängigen in ihren Re­
produktionsbedingungen als soziale 
Tat zu verkaufen. Sie fördert die Bau­
kapitalisten. Dem Volk verspricht sie 
bessere Möglichkeiten, Wohnraum zu 
finden, wenn das Angebot größer ist. 
Darauf basiert ihre Propaganda, nie­
mand sei gezwungen, etwa Staffelmiet­
verträge zu unterschreiben. Den sozia­
len Wohnungsbau fördert sie wie lange 
nicht. Damit gelingt es ihr, einem zur 
Spaltung ausreichenden Teil der Lohn­
abhängigen das Gefühl zu geben, 
Wohnraum sei in Zukunft noch ir­
gendwie erschwinglich. Gegen das 
„Anspruchsdenken“ wirkt diese Tak­
tik insofern, als Lohnforderungen, die 
stark gestiegene Mieten als Reproduk­
tionskosten einkalkulieren, zwar ent­
stünden, aber nicht insgesamt von den 
Gewerkschaften unterstützt würden.
Die CDU/CSU will das Scheidungs­

und Sorgerecht ändern. Sie bestreitet 
energisch, das Schuldprinzip wieder 
einführen zu wollen. Sie will jedoch 
dem Teil der allein erziehenden Eltern 
mit Einkommen ab 4000 DM die Auf­
zucht von Kindern durch die Vorteile 
des Steuersplittings versüßen. Eine ne­
gative Prämie wird auf Schwanger­
schaften gesetzt. Abtreibung wegen 
Notlagenindikation soll aus den Lei­
stungen der Krankenkassen herausge­
trennt werden.

Die größte Sorge der Reaktionäre 
gilt der Tatsache, daß Großvorhaben 

der Energiewirtschaft nur langwierig 
und mit hohen Kosten wegen der Ein­
sprüche in Massenprozessen durchzu­
setzen sind. Sie wollen das Recht der 
Kapitalisten, Recht in kurzer Zeit zu 
bekommen, stärken durch Beseitigung 
unterer Instanzen. Sie stützen sich auf 
den Spruch des Bundesverfassungsge­
richts, daß ein Instanzenzug nicht zu 
den garantierten Rechten gehört. 
Selbst eine einzige Instanz könne dem 
Prinzip des Rechtsstaats genügen, so-

Die CDU/CSU will kurzen Prozeß mit 
Masseneinsprüchen gegen Anlagen der 
Energiekapitalisten machen

fern die Verwaltung auf dem Recht be­
ruhe. Einsprüche gegen den Bau von 
Kernkraftwerken sollen nicht mehr 
durch einstweilige Verfügungen be- 
schieden werden, wenn ein Verfahren 
in der Hauptsache stattgefunden hat. 
Da das Gericht nach Prüfung aller Tat­
sachen entschieden habe, sei eine wei­
tere Eilentscheidung dem Recht, also 
dem wirtschaftlichen Interesse der Ka­
pitalisten, nicht dienlich.
Quellenhinweis: Redemanuskripte von Bundeskanzler 
Kohl und Staatsminister Friedrich Vogel auf dem Rechts­
politischen Kongreß der CDU/CSU am 15.1. 1983 in 
Karlsruhe

Beamtenbund- Tagung 
Zimmermann mobilisiert 
DBB gegen ÖTV

Die Pressemappe der 24. beamtenpoli­
tischen Arbeitstagung des Deutschen 
Beamtenbundes (DBB), Anfang Ja­
nuar zum Thema „Der Öffentliche 
Dienst und die staatliche Aufgaben­
last“ abgehalten, weist die Teilnehmer 
nach Rang und Namen aus. Demnach 
konnte Innenminister Zimmermann 
auf ein interessiertes Publikum aus den 
Rängen der Dienstaufsicht, Senatsrä­
te, Ministerialdirigenten u.ä., rech­
nen, als er über seine Pläne zur Dienst­
rechtsreform, Rationalisierung und 
Lohn-/Gehaltssenkung referierte.

Des Ministers Absicht war offenbar, 
sich für seine Pläne nicht nur der Dul­

dung, sondern der aktiven Mitwirkung 
der im DBB organisierten Beamten zu 
versichern. Soweit die Tagung Auf­
schluß erlaubt, gelang ihm das. DBB- 
Vorsitzender Krause hatte sich zwar 
eingangs noch über den Parlamentsbe­
schluß, die Beamtengehälter 1983 um 
nur 2% ,,anzupassen“, mokiert, aber 
nur, um Kohls Regierungserklärung zu 
beschwören: „Das, was ... (den) Be­
amten . .. zugemutet werden muß, 
muß für alle gelten.“ Dies gab Zim­
mermann das Stichwort. Schließlich 
hat der oberste Dienstherr den 2%- 
Beschluß nicht ausgekocht, um die 
Dienstaufsicht zu scheren, sondern um 
die Rechtlosigkeit der Beamten, die in 
ihrer Mehrheit zu den Niedrigverdie­
nern zählen, zu allgemeiner Lohn-/Ge- 
haltssenkung im öffentlichen Dienst zu 
nutzen. So betonte er mehrfach das Ge­
bot der „Gleichbehandlung“ der Be­
schäftigten - bei den verlangten „Ein­
schränkungen“! Und drohte: „Ich ge­
he von der festen Erwartung aus, daß 
es gelingt, für die Arbeitnehmer des öf­
fentlichen Dienstes in den Tarifver­
handlungen für 1983 auf eine Linie der 
Vernunft zu kommen.“

Die ÖTV hat bisher wenig getan, um 
zu verhindern, daß ihre Mitglieder 
„zur Vernunft“ gebracht werden. Im­
merhin aber hat der Hauptvorstand am 
23.11.82 einen Beschluß „über die 
Teilnahme von Beamten an gewerk­
schaftlichen Aktionen“ gefaßt, der für 
die Einbeziehung der Beamten in die 
Tarifauseinander Setzung nützlich ist. 
Zimmermann versuchte, mit der Be­
kräftigung des Streikverbots für Beam­
te und Drohungen gegen eventuell 
streikwillige Beamte den DBB direkt 
gegen die ÖTV zu mobilisieren: mit Er­
folg. Der ihm politisch nahestehende 
DBB-Vorsitzende forderte mehr oder 
weniger direkt zum staatlichen Gegen­
schlag gegen die ÖTV auf: „Ein Beam­
tenstreik ist rechtswidrig. Er ist mit 
dem Dienst- und Treueverhältnis des 
Beamten unvereinbar und wird vom 
DBB entschieden abgelehnt. Wer — 
wie die Gewerkschaft ÖTV — den Be­
amten einreden will, der Beamtenstreik 
sei ein politisches und kein juristisches 
Problem, handelt verantwortungslos! 
Er fordert zum Rechtsbruch auf . ..“

Dafür wiederum wußte sich Zimmer­
mann bei seinen hochdotierten Zuhö­
rern zu bedanken: „Der Besoldungsge­
setzgeber hat bei seinen Bewertungs­
entscheidungen für Funktionsgerech­
tigkeit zu sorgen“, d.h.: „Eine weitere 
leistungsfeindliche Nivellierung über 
Sockel-, Fest- oder Einmalbeträge darf 
es nicht geben.“ Schließlich will die 
Dienstaufsicht, die wenn, dann mehr­
heitlich im DBB organisiert ist, für ih­
ren Einsatz gegen die’ Lohnabhängigen 
geschmiert werden, und das wird sie 
nun mal über Prozenterhöhungen.
Quellenhinweis: Eröffnungsansprache des DBB-Vorsit- 
zenden vom 6.1.; Bulletin, Rede des Bundesministers Dr. 
Friedrich Zimmermann; ÖTV-Magazin Nr. 1. Jan. 83
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BRD
CDU/CSU legt Wahlplattform vor: Eine Idylle, 
mit dem Polizeiknüppel gemalt ...
Demnächst darf der Volks wille sich in 
die Urnen ergießen. Warum schon im 
März ’83 statt im Herbst ’84? - Die 
Umstände, die das bewirkten, wirken 
weiter, Vergeßlichkeit wäre also falsch. 
Letzten Sommer nämlich befand das 
Kapital, die Zeit sei reif. Die Gewerk­
schaften hatten Lohnsenkungen hinge­
nommen. Die öffentliche Meinung 
suhlte sich in Kritik des Anspruchsden­
kens der Arbeiterbevölkerung. Die 
Union verbuchte Wahlerfolge, wo im­
mer zu wählen war, und hatte Mitglie­
derzulauf. Also befand das Kapital, 
nun seien die Politiker dran, Ein­
schneidendes zur Senkung des Lebens- 

, Standards der Arbeiterbevölkerung zu 
tun. Der Haushalt, den die Regierung 
Schmidt/Genscher zusammengestellt 
hatte, trug dazu bei. Die SPD beurteil­
te allerdings die Widerstandskraft der 
Arbeiterbewegung so hoch, daß sie 
Provokationen durch Austilgen von 
Leistungsansprüchen vermied und ein 
letztlich besseres Ergebnis durch eine 
Politik vorsichtigen Abbaus für er­
reichbar hielt. In der Folge ergaben 
sich Finanzierungslücken im Haushalt. 
Die Kreditmärkte, also die Kapitali­
sten, fackelten nicht lange und mach­
ten klar: Diese Regierung und diese 
Politik würden sie nicht weiter kredi­
tieren.

Die F.D.P., personell eng mit besten 
Bankenkreisen verbunden, zog die 
Konsequenz und entwickelte eine Rei­
he von Forderungen, die auf eine deut­
liche Senkung des Lebensstandards der 

A Arbeiterbevölkerung zielten und unter 
dem Namen ,,Lambsdorff-Papier“ be­
kannt wurden.

Die SPD, geführt von Schmidt, ver­
mied sorgsam, von der Kreditklemme 
auch nur zu sprechen. Sie hätte dann 
doch Farbe bekennen und entweder ein 
Sanierungskonzept, dem Lambsdorff- 
Gedanken gut vergleichbar, vorlegen 
oder aber gegen elementare Interessen 
der Kapitalisten vorgehen, z.B. an Rü­
stung und Polizei sparen und den Pro­
fit kräftig besteuern, müssen. Eine sol­
che Alternative hätte den Klassen­
kampf belebt und der Idee von der 
schwarz-rot-goldnen Volkseinheit ge­
schadet. Die SPD ließ sich in die Op­
position schicken. Kohl kam dran.

Von den Mieten bis zum BAföG, 
von der Arbeitslosenversicherung bis 
zur Rentenversicherung, von den 
Krankenkassen bis zur Mehrwertsteu­
ererhöhung, - da war kein Haushalts­
abschnitt, der nicht durch SPD/FDP-

Aktionen bereits als Sparobjekt mar­
kant und durch dauernde Kleinangriffe 
sturmreif gemacht worden wäre. 
Kohls Mannen begannen durchzugrei­
fen.

Die neue Regierung beurteilte je­
doch den politischen Widerstand, der 
sich bereits gegen die von SPD und 
FDP durchgezogenen Kürzungsmaß­
nahmen gebildet hatte, falsch. Sie ver­
stand nicht, daß die Angebote von Op­
ferbereitschaft, die bei allem Protest ja

bensstandard der Arbeiterbevölkerung 
schrumpfte. Noch bei den Hessenwah­
len machten viele die grobe Vereinfa­
chung, die Opposition gegen die neue 
Koalition sei wegen der ,,Umstände 
des Wechsels“ und weil „man Helmut 
Schmidt übel mitgespielt habe“ er­
starkt. Diese Erklärung der Anhang­
verluste von CDU/CSU und F.D.P. 
hielt schon bei den Bayernwahlen nicht 
mehr stand und konnte anläßlich der 
Ham bürg-Wahlen nur noch in der

Kohl, Strauß und Zimmermann (im Bundeskriminalamt) geben sich wild ent­
schlossen: „Wir wollen eine starken Rechtsstaat, der den inneren Frieden 
sichert.“

doch die Äußerungen des DGB präg­
ten, ihren politischen Rückhalt in der 
Regierungsbeteiligung der SPD hatten, 
von der nun einmal viele glauben, daß 
sie die Arbeiter vor allzu wildem Über­
mut der Kapitalisten schützt. Die Be­
teiligung an den Gewerkschaftskund­
gebungen gegen die Haushaltspolitik 
der neuen Regierung war groß. Wenn 
auch die Hauptredner weiterhin versi­
cherten, daß die organisierte Arbeiter­
bewegung beim Opferbringen nicht 
hintanstehen würde, so nur die Rei­
chen auch ein bißchen zu Kasse gebe­
ten würden, für die bürgerliche Politik 
aller Spielarten blieb beunruhigend, 
daß Hunderttausende in der festen 
Überzeugung demonstrierten, gegen 
die Zumutungen des Kapitals und der 
Staatsmacht aufzutreten. Darauf fol­
gende Wahlen zeigten, daß die Wähler­
basis für den von den Kapitalisten und 
Reichen geplanten Schnitt in den Le- 

dümmlichen Form fortgesetzt werden, 
daß die Hamburger sich für das Abser­
vieren des aus „ihrer Stadt“ stämmi­
gen Bundeskanzlers bedankt hätten.

Tatsächlich taten sich jedoch Gren­
zen der Methode auf, durch Arbeits­
platzschaffungsversprechen die Arbei­
terbewegung an den Opferstock zu ja­
gen. Die notorische Nachgiebigkeit der 
Gewerkschaftsbewegung scheint, je­
denfalls aktuell, daran zu hängen, daß 
eine Regierung besteht, die wenigstens 
nicht offen auf Seiten der Kapitalisten 
steht und unverhohlen den Einsatz ge­
ballter staatlicher Machtmittel für die 
Ziele der Kapitalisten androht. Einen 
solchen Eindruck hatten aber die Uni­
onsparteien von sich geschaffen. Das 
hat sie gekostet. Für die SPD entstand 
die schöne Möglichkeit, die große 
Schur der Arbeiter durch die Kapitali­
sten populär zu machen. Sie, die SPD,
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Das „Wirtschaftswunder“ oder: 
der nachfaschistische Konkurrenzvorteil
Die Wenderegierung Kohl/Genscher 
ist mit dem Schlachtruf angetreten, 
der Marktwirtschaft eine tiefere Bre­
sche in die Abwehrfront der Arbei­
ter- und Gewerkschaftsbewegung zu 
schlagen. Diktatorisch gestärkter 
Exekutivstaat, von allen „Hemmnis­
sen“ entfesseltes Kapital und gefes­
selte Arbeiterbewegung: Zerschla­
gung von Tarif-, Koalitions- und 
Streikrechten, drastische Reallohn­
senkungen, Zwangsarbeit, im ersten 
Schritt für ausländische Arbeiter. 
„Neoliberal“ und „Neokonserva­
tiv“ nennt sich diese offen und direkt 
vertretene und betriebene Politik des 
Finanzkapitals.

Zu Zeiten des „WirtschaftsWun­
ders“ in den 50er Jahren soll diese 
Politik schon einmal für alle Beteilig­
ten großartige Wirkungen gezeigt ha­
ben, so der geschichtsträchtige Hin­
weis der CDU/CSU/FDP.

Erstens war die Wirtschaftsexpan­
sion des BRD-Imperialismus von 
1945 bis zum Beginn der 60er Jahre 
kein Wunder, sondern größtenteils 
direktes Ergebnis des Hitlerfaschis- 
mus. Zweitens war auch der sprung­
hafte Produktionsanstieg seit etwa 
1947 kein Ergebnis des „freien Mark­
tes“, sondern ganz im Gegenteil das 
Resultat staatlicher Zwangsmaßnah­
men. Drittens schließlich war die Ar­
beiterbewegung nicht der Partner eines 
wohltätigen Mitnahmeeffektes, son­

dern sie mußte alle Verbesserungen ih­
rer Lage gegen Kapitalisten und Regie­
rung durchsetzen.

Als nach der Zerschlagung des Hit- 
lerfaschismus die Kapitalisten auf dem 
Boden der heutigen BRD nicht nur un­
gestört, sondern unterstützt, gefördert 
und gehätschelt von den westlichen Al­
liierten ihre Ausbeutungstätigkeit fort­
setzten, da übernahmen sie von den 
Faschisten erzwungene, nie dagewese­
ne Konkurrenzvorteile. Die Arbeiter­
bewegung war ihrer Führer und Kader 
beraubt, ihre Organisationen waren 
zerschlagen. Das Reproduktionsniveau 
der lohnabhängigen und arbeitenden 
Bevölkerung lag weit unter dem aller 
kapitalistischen Konkurrenzländer.

1945/46 lag der rechnerische Kalo­
rienwert der Lebensmittelrationen pro 
Tag in der späteren Westzone (dann 
BRD), bei rd. 1200 Kalorien pro Kopf 
der Bevölkerung. Diese rd. 1200 Kalo­
rien sind aber noch eine statistische Be­
schönigung, weil die Minimalrationen 
gar nicht ausgegeben wurden und weil 
die Qualität der Lebensmittel schlecht 
war. Bei Reproduktionsbedingungen 
weit unter dem physischen Existenzmi­
nimum bedeutet körperliche Arbeit so­
fortigen gesundheitlichen Verfall. 
Mangelkrankheiten wie Hungerödeme 
(Wassersucht) stiegen sprunghaft an. 
Tuberkulose nahm um 400% gegen­
über der Vorkriegszeit zu. Auf diesen 
Lebensstandard setzten die Alliierten 

einen Lohnstop bis 1948, also für drei 
Jahre, fest. Viel früher als der Lohn­
stop wurde dagegen der Preisstop auf­
gehoben.

Trotz einzelner Demontagemaßnah­
men war dagegen die Ausstattungslage 
des Kapitals genau umgekehrt, näm­
lich nach wie vor hoch. Gerade wegen 
des Krieges und der faschistischen 
Kriegswirtschaft und Kriegsproduk­
tion lag das industrielle Anlagevermö­
gen der Kapitalisten 1945 immer noch 
um 20% über dem Stand von 1936. 
Das bedeutet, daß die Kriegszerstörun­
gen des sachlichen Anlagekapitals nie­
driger waren als der Investitionszuwachs 
in den Jahren 1936 bis 1943. Die 
Kriegswirtschaft und Kriegsproduk­
tion wurde finanziert durch eine gigan­
tische Verschuldung von 400 Mrd. 
Reichsmark. Ein Großteil dieser „um­
verteilten ‘ ‘ gesellschaftlichen Mittel 
befand sich also 1945 in Form von Fa­
briken und Anlagen in den Händen der 
Kapitalisten.

Um diese durch die faschistische 
Terrorherrschaft und Kriegsverbre­
chen bewirkte Konzentration gesell­
schaftlicher Produktions- und Repro­
duktionsmittel in Händen der Kapitali­
sten nach 1945 zu besiegeln, wurde die 
Währungsreform durchgeführt. An­
geblich war sie ein finanztechnisches 
Mittel zur Behebung der Inflationsge­
fahr. Tatsächlich bewirkte die Wäh­
rungsreform eine Entwertung allen 
Geldvermögens, also aller Mittel der 
besitzlosen Klassen, und eine Neufest­
schreibung des Sachbesitzes der Kapi­
talisten. Egal wie die Kapitalisten zu

würde wohl verhüten, daß ins Lebendi­
ge geschnitten würde ...

Auf diese Weise war eine politische 
Konstellation geschaffen, in der nicht 
mehr erforderlich war, die von Kohl 
versprochenen Neuwahlen verfas­
sungsrechtlich abzuwenden. Die Op­
position der SPD ist gemäßigt, falls die 
Regierung die Mehrheit verfehlt, wird 
der Schaden begrenzt sein.

Die Union mußte erkennen, daß 
nicht Wahlerfolge entstehen müssen, 
wenn einem allzuviele glauben, daß 
man „von der Wirtschaft was ver­
steht“. Ihr Wahlprogramm prägt das 
Bemühen, den Ruf einer Interessen­
partei der Reichen loszuwerden. Was 
kommt dabei heraus?

„Es muß Schluß sein mit Parolen, die ei­
nen Teil des Volkes gegen den anderen auf­
hetzen. Niemand kann die Probleme allein 
lösen: weder die Unternehmer noch die Ge­
werkschaften, weder Arbeitnehmer noch 
Selbständige, weder die Jungen noch die 
Alten. Keiner wird ohne den anderen - 
oder gar gegen ihn - erfolgreich sein. Un­
ser Volk kann nur miteinander und nicht 
gegeneinander Erfolg haben.

Deshalb setzt die Regierung der Mitte auf 
Partnerschaft und Gemeinsamkeit, und 
deshalb werden wir auch in Zukunft die 
notwendigen Opfer und Anstrengungen, 
die durch die SPD-Politik erzwungen wor­
den sind, von allen Schichten der Bevölke­
rung fordern.“

Noch jüngst stellte sich die Union 
die Aufgabe, das von der SPD gezüch­
tete „Anspruchsdenken“ auszutrei­
ben. Jetzt kritisiert sie eher, die SPD 
habe durch ihre verfehlte „Schulden­
politik“, ihren „Kollektivismus“, ih­
ren „Bürokratismus“ bewirkt, daß 
Ansprüche der Bevölkerung nun - lei­
der - nicht mehr erfüllt werden könn­
ten. Dies ist ein Zugeständnis? Aber 
woher. Es ist ein sozialdemagogischer 
Versuch, ein Wählermandat für die 
Unterdrückung des Klassenkampfes zu 
kriegen. Man denke sich die bewußt 
unbestimmt gehaltene Drohung: „Es 
muß Schluß sein ...!“ einmal als Ab­
sicht formuliert: „Wir machen Schluß 
mit ...“ Die Absicht, sogar bloße 
Propanganda des Klassenkampfes zu 
unterdrücken, wird unverkennbar, die 
Notwendigkeit, Kritik abzuwürgen, er­
gibt sich aus dem weiteren Text:

„Unsere Bilanz kann sich sehen lassen: 
Wir haben:

- mit einem soliden Haushalt die finanz­
politische Wende eingeleitet;
- dem Wohnungsbau neue Impulse gege­
ben;

Carstens ernennt Kohl zum Kanzler - 
Reaktion erhofft sich dauerhafte Wen­
de mit einer Partei nach Wunsch des 
Kapitals 
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diesem Besitz gekommen waren, ob 
durch Beihilfe zur Ermordung jüdi­
scher Geschäftsleute, Kriegsbeute, Er­
pressung, Diebstahl, Kriegsfinanzie­
rung, sie konnten ihn unter Bruch 
sämtlicher Gepflogenheiten der ,,Bi­
lanzkontinuität“ mit dem neuen D- 
Mark Tageswert in ihren Bilanzneuer­
öffnungen erscheinen lassen.

Gleichzeitig mit der Währungsre­
form 1948 wurde aber auch der Außen­
wert der D-Mark so niedrig angesetzt, 
daß die Exportpreise im Durchschnitt 
10% unter denen der europäischen 
Konkurrenz lagen. Damit wurde der 
Weg zur Warenexportoffensive eröff­
net, der in den 60er Jahren dann die 
Kapitalexportoffensive folgte.

Auf die Löhne dagegen drückte die 
hohe Arbeitslosigkeit, die erst nach 
1954 unter statistisch ausgewiesene 6% 
fiel, und der Zustrom von Arbeitskräf­

1951, Streik in der hessischen Metallindustrie gegen ,,Lohnpause“

ten und vor allem qualifizierten Ar­
beitskräften aus der heutigen DDR.

Durch den 1948 anlaufenden soge­
nannten Marshallplan und durch wei­
tere Sondermittel aus der US-Kriegs- 
kasse wurde zweierlei erreicht: Finan­
zierung von westdeutschen Importen 
ohne vorherige Exportüberschüsse und 
Bezuschussung eines Investitionsfonds 
billiger Kapitalmittel, von dem die Ka­
pitalisten noch heute profitieren.

Die ersten westdeutschen Bundesre­
gierungen setzten diesen Kurs der 
staatlichen Profit- und Kapitalbil­
dungsförderung fort. Stichpunktartig 
seien dazu nur genannt: 1952 das Inve­
stitionshilfegesetz und das Kapital­
marktförderungsgesetz sowie eine seit­
dem nicht abreißende Kette von Steu­
ererleichterungen, Steuersenkungen, 
Investitionsförderungen für die Kapi­
talisten.

Die Arbeiter- und Gewerkschafts­
bewegung erreichte Lohnerhöhungen 
und Verbesserungen ihrer Arbeitsbe­
dingungen nur mit Kampfmaßnah­
men. Lohnkämpfe noch während des 
Lohnstopps 1946. 1948/49 Streik der 
bayerischen Metallarbeiter gegen ei­
nen Vermittlungsvorschlag von 5 
Pfennig mehr Lohn. Die Auseinan­
dersetzungen um die Mitbestimmung 
in der Montanindustrie. 1951 Streiks 
in der hessischen Metallindustrie, wo 
die Kapitalisten sich auf den Stand­
punkt stellten, es bestünde überhaupt 
kein Grund zu irgendwelchen Lohn­
erhöhungen. 1954 der bayerische Me­
tallarbeiterstreik, gegen den die da­
malige bayerische SPD-Regierung 
mit Polizeigewalt vorging. 1956/57 
der Metallarbeiterstreik in Schleswig- 
Holstein um die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall. Dies sind nur einige 
der vielen Beispiele allein aus der Me­
tallindustrie.

Die sozialdemokratisch bestimmte 
Gewerkschaftsführung hat alle diese 
Kampfmaßnahmen dokumentiert. 
Sie täte gut daran, sie zumindest als 
Tatsacheneinwände gegen die heuti­
gen Versprechen, Drohungen und 
platten Lügen der Reaktion zu erhe­
ben, statt auf der Position zu behar­
ren, in vielen Zielen sei man sich einig 
(Arbeitsplätze an sich und als 
solche), nur in den Mitteln nicht.
Quellenhinweise: BWK, Politische Berichte. Arbeits­
heft 1, Lohnstandard und Gewerkschaftsbewegung, 
1981; H. Grebing u.a., Die Nachkriegsentwicklung 
Westdeutschlands 1945-49, Die wirtschaftliche Ent­
wicklung, Stuttgart 1980; IG Metall. 75 Jahre Industrie­
gewerkschaft Metall; E. Altvater u.a., Vom Wirt­
schaftswunder zur Wirtschaftskrise, Berlin 1979.

- kleine und mittlere Betriebe steuerlich 
entlastet;
— die Rentenversicherung vor dem Zusam­
menbruch gerettet;

A — die Arbeitslosenversicherung vor der 
Zahlungsunfähigkeit bewahrt.“

Sachlich könnte das genauso gut hei­
ßen, man habe das Kapital vor über­
trieben hoher Steuer, die Rentner vor 
übertrieben hohen Renten und viele 
Arbeitslose überhaupt vor Arbeitslo­
sengeld bewahrt und insofern Gerech­
tigkeit walten lassen. Das Stück 
Schwindel steht unter der Kapitelüber­
schrift: „Wir schaffen Arbeit und stel­
len Gerechtigkeit für alle wieder her“. 
Wie dies in der Zukunft fortgesetzt 
werden soll?

„Wir werden
1. ab 1. Januar 1984 vor allem für den 

Mittelstand die ertragsunabhängigen Steu­
ern senken,

2. die rechtlichen und steuerlichen Bedin­
gungen für Vermögensbildung der Arbeit­
nehmer verbessern und

3. die Leistung der Familien wie der al­
leinerziehenden Mütter und Väter für ihre 
Kinder steuerlich wirksamer berücksichti­
gen.

4. Wir werden einen neuen, die Bürger 
entlastenden Tarif für die Lohn- und Ein­
kommenssteuer vorbereiten. Er soll in 
Kraft gesetzt werden, sobald die vorrangige 
Aufgabe einer erheblichen Verringerung 
der Neuverschuldung gelöst ist.

5. Wir werden parallel zur Entlastung der 
Betriebe Steuersubventionen abbauen. Be­
sonders werden wir den geltenden Rahmen 
für Abschreibungsgesellschaften überprü­
fen und einschränken. So soll es in Zukunft 
nicht mehr möglich sein, daß Bürger durch 
diese Beteiligungsform sich ihrer Steuer­
pflicht ganz oder überwiegend entziehen.

6. Wir werden bessere steuerliche Vor­
aussetzungen für die Eigenkapitalausstat­
tung und Investitionsfähigkeit der Unter­
nehmen schaffen.

7. Wir werden die Rückzahlbarkeit der 
befristeten Investitionshilfe-Abgabe aufhe­
ben und das Gesetz entsprechend ändern.

8. Wir bekämpfen Subventionsmiß­
brauch, Wirtschaftskriminalität und Steu­
erhinterziehung.“

Die Union versucht hier, der Millio­
nenmasse ihrer Mitgliedschaft eine 
Handhabe zu schaffen gegen den Vor­
wurf, CDU und CSU begünstigten die I

Reichen. Sie bekennt sich zum Kampf 
gegen gewisse Formen der Bereiche­
rung. Sie tut dies allerdings, indem sie 
den bedrohten Kapitaleignern, Selb­
ständigen, vermögenden Leuten Weg 
um Weg weist, sich im gewöhnlichen 
Gang des Wirtschaftslebens zu berei­
chern.

Besonders unappetitlich sind aber 
die Versuche, Lohnsenkungen durch 
Einbehaltung eines Lohnanteils für 
Vermögensbildungszwecke als Arbeit­
nehmerglück hinzustellen, besonders 
widerwärtig die Absicht, verarmte Fa­
milien zu fangen, indem man lauthals 
Familienförderung verspricht, durch 
den Zusatz „steuerlich zu berücksichti­
gen“ für Fachleute gleich klarstellt: Ei­
ne Familie mit geringem Einkommen, 
die wenig Lohnsteuer zahlt, wird sich 
von dem Segen vielleicht nicht mal den 
berühmten Apfel kaufen können, je­
denfalls nicht oft. Dennoch, es mag 
den Unionsparteien schon gelingen, 
auf solchen Wegen ihre etwas irritierte 
Anhängerschaft zu mobilisieren. Die 
rabiate Politik gegen die Arbeiterinter­
essen läßt sich mit rabiaten Phrasen
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Wehrpolitischer Kongreß der CSU: 
Wörner übt sich in Wehrmachtsgedröhn
Am 15.1. hat der Wehrpolitische Ar­
beitskreis der CSU seinen wehrpoliti­
schen Kongreß abgehalten. Nicht 
nur, daß der frischernannte Verteidi­
gungsminister Wörner diesen Kon­
greß zu einem Grundsatzreferat nutz­
te, macht diesen Kongreß interessant. 
Sondern noch mehr, worüber er 
schwieg. Lange Jahre war bekannt­
lich Pflichtübung jedes Politikers, 
sich zu den freiheitlich-demokrati­
schen Grundsätzen der ,,Inneren 
Führung“ und zum „Staatsbürger in 
Uniform“ zu bekennen. Einmal, um 
der weitgehenden Entrechtung der in 
die Bundeswehr gepreßten Wehr­
pflichtigen ein demokratisches Män­
telchen umzuhängen, zum zweiten, 
um die tiefbraune Vergangenheit ih­
res Führungskaders vor öffentlicher 
Kritik zu bewahren. Davon ist bei 
Wörner heute mit keinem Wort mehr 
die Rede. Wörner vor dem Kongreß: 
„Die Bundeswehr muß kämpfen 
können“. Wie soll das geschehen? 
Wörner:

„Wie anders wollen wir die zahlenmä­
ßige Überlegenheit des Warschauer Pak­
tes wettmachen, wenn nicht durch eine 
bessere Ausbildung und eine bessere Füh­
rung? Wie anders wollen wir die Lücke in 
der Bedarfsdeckung der Streitkräfte 
schließen, wenn nicht durch mehr länger­
dienende Soldaten und d.h. durch höhere 
Attraktivität des Soldatenberufs? Wie an­
ders wollen wir dafür sorgen, daß die jun­
gen Wehrpflichtigen, die zu uns kommen, 
die Bundeswehr nicht mit dem Gefühl 
verlassen, sie hätten ihre Zeit sinnlos ver­
plempert, also ,vergammelt*? Aus all die­
sen Gründen steht für mich im Vorder­
grund die Lage und Qualität des Solda­
ten, seine soziale Situation, seine Ausbil­
dung, aber noch mehr sein Geist, seine 
Haltung, sein Charakter und seine innere 
Einstellung. Darum wird bei mir Men­
schenführung und Erziehung ganz groß 
geschrieben.“

Und welche Art Menschenführung 
soll den Wehrpflichtigen zuteil wer­
den?

„Die jungen Wehrpflichtigen von heu­
te wollen etwas Sinnvolles leisten, Aufträ­
ge begründet und erklärt haben und sie 
wollen ausgelastet werden. Für sie ist die 
militärische Welt in Ordnung, wenn sie 
sehen, daß sie gebraucht werden.“

Das also wollen die Wehrpflichti­
gen: „gebraucht werden“, als Kano­
nenfutter für neue Feldzüge zur Wie­
deraufrichtung großdeutscher Herr­
lichkeit. Nachdem ihm Wörner so 
das Feld bereitet hatte, konnte der 
Vorsitzende des Arbeitskreises, der 
Abgeordnete Voigt, richtig loslegen:

„Der Wehrpolitische Arbeitskreis for­
dert, der soldatischen Erziehung wieder 
mehr Gewicht zu geben ... Dazu gehört, 
daß Zuverlässigkeit, Disziplin, Kamerad­
schaft und Tapferkeit unentbehrliche Er­
ziehungsziele sein müssen . .. Wir beken­
nen uns zu den Führungstraditionen deut­
scher Wehrgeschichte .. . Wir fordern 
auch die Erziehung zum Stolz auf die ei­
gene Truppengattung, auf den eigenen 
militärischen Verband und die Einheit, 
. .. damit auch der Erfolg garantiert wer­
den kann. Wenn alle Soldaten sich zuerst

CSU:,, Wir bekennen uns zu den Füh­
rungstraditionen deutscher Wehrge­
schichte.“
als Kameraden und dann erst als Dienst­
grade sehen .. . Wir fordern auch, daß 
überlieferte soldatische Tugenden wieder 
in den Mittelpunkt der Erziehung gerückt 
werden. Die Erziehung zur Standhaftig­
keit, Unerschrockenheit und Tapferkeit 
im Krieg .. . muß ebenso Bedeutung ha­
ben wie die Erziehung zu rechtlichem 
Denken“. Im Zweifelsfall werden die Of­
fiziere schon zu entscheiden wissen, was 
Vorrang hat. Denn schließlich soll die 
Bundeswehr bekanntlich nicht etwa nur 
die Grenzen der BRD schützen oder die 
von 1937 „wiederherstellen“. Voigt: 
„Die Sicherheit Deutschlands (muß) auch 
außerhalb unseres eigenen Bereiches ga­
rantiert werden.“

Das Wehrmachtsgedröhn von 
Wörner und Konsorten kündigt an: 
Die westdeutschen Imperialisten wol­
len ihre Streitmacht kriegs- und inter­
ventionsfähig machen. Und zwar 
schnell. Die Beseitigung der sowieso 
kümmerlichen Rechte der Wehr­
pflichtigen und jeglicher öffentlicher 
Kontrolle und Einflußnahme auf die 
Streitkräfte soll den Weg dahin berei­
ten.
Quellenhinweis: Wehrpolitischer Kongreß der CSU, 
15.1.1983, Reden von Wörner und CSU-MdB Ekke­
hard Voigt. 

gegen „Wirtschaftskriminalität“, 
„Steuerhinterziehung“, „Subven­
tionsmißbrauch“ widerspruchslos ver­
binden. Wenn die Leute schon Gerech­
tigkeit wollen, können sie sie kriegen, 
mehr als genug. Man muß bloß als ge­
recht definieren, was die Lohnarbeit 
billig macht; zum Beispiel im Bildungs­
wesen:

„Praktische Begabungen müssen auch 
schon in der schulischen Ausbildung gleiche 
Chancen haben wie theoretische Ausbil­
dungsmöglichkeiten . ‘ ‘

Wie verschafft man der „prakti­
schen Begabung“ eine „Chance“? 
Nun, indem man sie frühzeitig ausfin­
dig macht, vor Verbildung durch schu­
lische Ausbildung bewahrt und ihr 
möglichst früh die Chance gibt, sich 
ganz praktisch zu entfalten. Wenn es 
jemandem schon bestimmt ist, Fabrik­
arbeiter zu werden, dann wäre es doch 
ungerecht, ihn auf diesem Lebensweg 
sinnlos aufzuhalten. Das wäre nicht die 
„gleiche Chance“ und also ungerecht. 
Aber selbstverständlich muß in 
Deutschland nicht nur Gerechtigkeit 
walten, sondern auch Vernunft:

„In unserem Land gibt es noch viel zu 
tun, und gleichzeitig sind viele Menschen 
arbeitslos. Mit diesen Widersprüchen unse­
rer Zeit finden wir uns nicht ab. Wir wollen 
deshalb die gesetzlichen und bürokratischen 
Hemmnisse zur Beschäftigung von Arbeits­
losen abbauen. Wir werden den Arbeits­
markt offener und vielfältiger gestalten.“

Das wird fein! Und wie soll‘s gesche­
hen? - Durch Teilzeitarbeit und Ar­
beitsplatzteilung, durch flexiblere Le­
bensarbeitszeitgestaltung, „ohne daß 
dadurch die Gesamtbelastung der Soli- 
dargemeinschaft und der Wirtschaft 
erhöht wird“, will heißen bei Renten­
einbuße, mit einem Wort: „Durch 
mehr Eigenverantwortung des Bürgers 
auch in der Sozialpolitik“. So wird 
man die Arbeitslosen zu billigen Arbei­
tern machen und die Arbeitsunfähigen 
an ihrer Eigenverantwortung beißen 
lassen.

Die demagogischen Hüllen, in die 
sich die Union in allen sozialpoliti­
schen Fragen kleidet, fallen weg, wo 
sie wegen Ost und West, Deutschland 
und Europa, BRD und DDR zur Sache 
kommt. Daß die Union jetzt wagt, das 
Feindbild neuerlich festzuschreiben, 
zeigt nicht nur ihre schlimme Absicht, 
sondern auch, wie man das Eindringen 
einschlägiger Propaganda in die sog. 
,»Friedensbewegung“ beurteilt, näm­
lich als ausreichend:

„Die Atlantische Gemeinschaft ist eine 
Wertegemeinschaft, weil sie die Grundwer­
te Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit 
und die Menschenrechte achtet und vertei­
digt.

Diese Werte verletzt die Sowjetunion 
nicht nur in ihrem eigenen Bereich, sondern 
überall dort, wo sie die Macht dazu hat.
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Schwarz-rot-goldenes 
Wahlprogramm der SPD
Die Bild-Zeitung blieb gelassen ange­
sichts des Wahlparteitags der SPD: 
„Die SPD will wieder Regierungsver­
antwortung übernehmen. Warum 
nicht? Schließlich hatte sie vier Mo­
nate Zeit, über ihre Fehler nachzu­
denken.“ Die Reaktionäre halten ei­
ne Rückkehr der SPD in die Regi- 
rung zwar nicht gerade für wün­
schenswert, sehen aber auch keine 
nationale Katastrophe: Bei allen Ver­
sprechen der SPD, als „Partei der 
Arbeitnehmer und ihrer Gewerk­
schaften“ deren Interessen zu wah­
ren, die Regierung Schmidt hatte für 
die nationalen Interessen der Finanz­
bourgeoisie stets viel, für die Interes­
sen der Arbeiterbewegung nur Fuß­
tritte übrig. Eine Regierung Vogel, so 
versprach der Parteitag der SPD, will 
künftig - „im deutschen Interesse“ 
- in der Nachfolge von Helmut 
Schmidt weitertreten.

Bei aller Wortradikalität ist das 
Wahlprogramm zurückhaltend in der 
Kritik der Union: „Die Rechtskoali­
tion geht den falschen Weg . .. Die­
ser Politik fehlt die Überzeugungs­
kraft, die die Menschen ermutigen 
und ihre Kräfte mobilisieren 
könnte.“ Solche ja gewiß nicht 
grundsätzlichen Vorwürfe münden in 
das Angebot an die Bourgeoisie, die 
Arbeiter von den im Interesse der 

Wirtschaft und Nation notwendigen 
Opfern besser als die Union überzeu­
gen zu können: „Wir Sozialdemokra­
ten wissen: die Wirtschaftskrise ist 
nicht zu meistern, ohne daß alle Opfer 
bringen.“ Die Angebote im einzelnen: 

Lohnsenkungsangebot: „Wir wer­
den die ... Bemühungen der Gewerk­
schaften um Arbeitszeitverkürzung un­
terstützen ... Wir wissen, daß eine 
deutliche Verkürzung der Wochen­
arbeitszeit auch über einen geringeren 
Lohnanstieg finanziert werden muß.“ 

Steuersenkungsangebot fürs Kapi­
tal: „Unsere Industrie muß wettbe­
werbsfähig bleiben ... Deshalb stehen 
wir zu den von uns beschlossenen Ver­
besserungen der steuerlichen Rahmen­
bedingungen.“

Angebot, bedingungslos die imperia­
listischen Interessen des BRD-Kapitals 
zu unterstützen, weltweit, besonders 
nach Osten! „Wir werden uns auch in 
internationalen Organisationen einer 
Einengung des Welthandels widerset­
zen. Dies gilt auch für den Osthandel, 
der neben der politischen auch eine be­
trächtliche wirtschaftliche Bedeutung 
hat. Wir werden allerdings nicht zulas­
sen, daß unsere ... Industrie mit ma­
nipuliert niedrigen Preisen von auslän­
dischen Unternehmen ruiniert wird.“

Angebot, die Parteifreunde in der 
Gewerkschaft an die Kandare zu neh­
men und in die nationale Opfergemein­
schaft zu zwingen: „Wir fordern im ei­
genen Land die Zusammenarbeit aller 
am Wirtschaftsleben beteiligten gesell-

jRUCH
I VORN

Vogel will Neuauflage des Schmidt- 
schen „Modell Deutschland“

schaftlichen Gruppen, Personen und 
Einrichtungen in einem Solidarpakt 
zur Überwindung der Arbeitslosig­
keit. Zu diesem Pakt müssen Unter­
nehmer, Gewerkschaften, alle staatli­
chen Ebenen und auch die Bürger 
beitragen.“

Angebot, den Polizeiknüppel zu 
gebrauchen gegen alle, die ihre Inter­
essen durchsetzen und nicht auf dem 
Altar deutscher Interessen opfern 
wollen: „Wir werden es an der wirk­
samen Abwehr solcher Gewalt nie­
mals fehlen lassen und die Schutzfä­
higkeit unseres Staates erhalten.“ 
Quellenhinweis: Bild, 22.1.83; SPD, Entwurf Wahlpro­
gramm, Beschluß des Parteivorstandes vom 17.12.82

Darin liegt die wesentliche Ursache für die 
Gefährdung des Friedens. Deswegen haben 
wir das moralische Recht und die politische 
Verpflichtung, uns gegen diese Bedrohung 
des Friedens, der Menschenrechte und der 
Grundwerte zu verteidigen.“

Die Verteidigung wird erst vollendet 
sein, wenn die Macht der UdSSR ge­
brochen sein wird. Es gilt! - aber wie 
alles wirklich Große ist auch dieses 
klein zu beginnen, am besten: „in 
Deutschland“.

,,,Normal* ist für uns die Lage erst dann, 
wenn nationales Selbstbestimmungsrecht 
und die allgemeinen Rechte und Freiheiten 
auch für alle Deutschen gelten.

Wir finden uns mit der kommunistischen 
Diktatur im anderen Teil Deutschlands, mit 
dem Schießbefehl, dem Ausbau der Selbst­
schußanlagen an der Grenze, mit der Unter­
drückung der Freizügigkeit und der Mei­
nungsfreiheit niemals ab.“

Wir möchten auf die Formulierung 
,,nationales Selbstbestimmungsrecht 
und die allgemeinen Rechte und Frei­
heiten“ ausdrücklich hinweisen. Zu 
den „allgemeinen Rechten“, die die 
Union meint, gehört das Recht auf Pri­
vateigentum, das Recht von Kapitali­

sten, Arbeiter für sich arbeiten zu las­
sen. Die Gefährdung dieses staatlich 
garantierten Rechts löst den Verteidi­
gungsfall aus; nach innen wie nach au­
ßen.

Die Unionsparteien mußten in den 
letzten Monaten feststellen, daß das 
politische Ansehen der Kapitalisten­
klasse nicht so ist, daß eine Partei, die 
sich als Knüppel des Kapitals darstellt, 
mit weiterem Zustrom rechnen könnte. 
So suchen sie einen Ausweg. Sie malen 
das Bildnis einer Gesellschaft in die 
Landschaft, in der alles nach den 
Wünschen des Kapitals und trotzdem 
aufs beste bestellt ist, in der jeder 
Kampf für Arbeiterinteressen als uner­
träglicher Störfaktor erscheint, weil 
nämlich für jeden gesorgt ist.

Frauen sollen gleichberechtigt sein 
mit Männern und die Familie nicht 
hinter dem Beruf zurücktreten. Wie? 
Z.B. durch Teilzeitarbeit und Jobtei­
lung, dem Kapital bleibt zu demon­
strieren, daß sich in nur vier Stunden 
pro Tag die ganze verfügbare Arbeits­
kraft auch herausholen läßt. Die Woh­
nungen? Sie sollen familiengerecht ge­
staltet werden. Die Mietpreise werden 
zeigen: Umgekehrt geht das aus, die 

Familien werden sich wohnungsge­
recht, d.h. drei, vier Mann pro Bude 
schon auch einzurichten wissen. Das 
gibt Nestwärme! Sozialpolitik? Eigen­
initiative! Man ersetze klare Rechtsan­
sprüche des Arbeiters durch Almosen­
vergabe, so wird auch das neidischste 
Gemüt lernen, für wenig dankbar zu 
sein. - Eine weitere Vielzahl von 
Maßnahmen ist darauf berechnet, ei­
nem gewissen, etwas besser verdienen­
den Teil von Lohnabhängigen Entfal­
tungsmöglichkeiten in Beruf und Pri­
vatleben zu garantieren, die Glanz und 
Schönheit auch bloß im Kontrast zu 
der drückenden Enge gewinnen, auf 
die die breite Masse herabgesetzt wer­
den soll.

So strebt die Union nach einem sta­
bilen Fundament für die deutsche 
Wirtschaft, ausreichend als Basis einer 
Außenpolitik, deren expansionistische 
Zielsetzung sie offen formuliert. Mag 
sein, die Ünionsregierung verfehlt die 
Mehrheit. Der Sumpf, aus dem sie 
wächst, wird nur durch eine schwung­
volle Entwicklung des Klassenkampfes 
ausgetrocknet.
Quellenhinweis: CDU, Wahlprogramni 1983. Arbeit, 
Frieden. Zukunft. Miteinander schaffen wir's, l7.1.1983
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Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

IG Druck und Papier 
gegen Investivlohn

Bielefeld. Mitte Januar fand 
der Bezirkstag des 4487 Mit­
glieder zählenden Bezirks Bie­
lefeld der IG Druck und Pa­
pier statt. In seiner Rede zur 
Tarifpolitik sprach sich der 
NRW-Landesvorsitzende 
Franz Kersjes scharf gegen 
Vorschläge der Kapitalisten 
zur Senkung des Lohns aus; so 
gegen den ,,Investivlohn“, bei 
dem ein Teil der Lohnerhö­
hungen wieder den Kapitali­
sten zur Verfügung gestellt 
wird. Zu glauben, durch 
Lohnverzicht zur Krisenbewäl­
tigung beitragen zu können, 
bezeichnete Kersjes als tödli­
chen Irrtum; Zugeständnisse 
an die Kapitalisten seien nicht 
im Interesse der Arbeiter.

33000 verlangen 
Bürgerbegehren

Am 1.1. hat die Aktion ,,Bür­
gerbegehren gegen die Verle­
gung des Mannheimer Mai­
marktes“ 33000 Unterschrif­
ten abgegeben mit der Begrün­
dung: die Verlegung ist aus fi­
nanziellen, sozialen und öko­
logischen Gründen unverant­
wortlich. Durch das Projekt 
soll der Mannheimer Osten für 
die Industrie erschlossen wer­
den. 24000 Unterschriften sind 
notwendig, um einen Volks- 

Der griechische Gewerkschaftsbund GSEE organisierte am 19.1. 
83 einen vierstündigen Streik in der gesamten Wirtschaft. Der 
Streik richtete sich gegen die staatlich verordneten Lohnsenkun­
gen, denn die Regierung hat die Anpassung der Löhne an die In­
flation beseitigt. Nachdem am 10.1. die Drachme um 15,5% ab­
gewertet worden ist, sind die Preise sprunghaft gestiegen. Die 
Preise für importierte Textil- und Lederwaren sind um 30 bis 50% 
teurer als vor der Abwertung. Die Preise der Nahrungsmittel sind 
ähnlich gestiegen. Im Februar und März sollen die öffentlichen 
Verkehrstarife zwischen 12 und 100% erhöht, die Fahrgelder für 
Busse und Untergrundbahn z.B. verdoppelt werden. Der Gewerk­
schaftsvorstand führte am 21.1. mit dem Ministerpräsidenten Ge­
spräche. Papandreou hat dabei die Zusage gemacht, daß bis zum 
Jahresende die Lohnverluste ausgeglichen werden sollen. Am 
Montag, den 24.1., streikten die Taxifahrer, ab 20.1. haben die 
Besitzer der 4000 Überlandbusse den Verkehr für sieben Tage ein­
gestellt. Sie fordern Steuererleichterungen und verbilligten Treib­
stoff. Bild: frühere Gewerkschaftsdemonstration.

Hamburg. Am 13.1.83 verhan­
delte die ÖTV mit den Hafen­
kapitalistenvertretern über ei­
nen neuen Lohntarif für die 
deutschen Seehäfen. Die Kapi­
talisten haben eine Erhöhung 
von 2,1 % auf die Lohngruppe 
(LG) VI angeboten. Verschie­
ben wollen sie die Erhöhung 
um ein Vierteljahr auf den 
1.4.83. Gelten soll der Vertrag 
bis 31.3.84. Die Schichtzu­
schläge sollen nicht erhöht 
werden. Die 2,1% Lohnerhö­
hung wollen sie nur für LG I 
bis VI zahlen, von LG VI bis 
LG VIII soll es nur 0,31 DM 
pro Std. (LG VI plus 2,1%) ge­
ben.

entscheid einzuleiten, über den 
der Stadtrat nun entscheiden 
muß. Charakteristisch an der 
vierwöchigen Sammelaktion 
war die aktive Beteiligung vie­
ler Mannheimer, die sich bis­
her kaum politisch betätigt ha­
ben. Ihr Zorn richtet sich ge­
gen die laufenden Gebühren­
erhöhungen und neuerdings 
angekündigten Streichungen 
von sozialen Leistungen, um 
ein ,,Haushaltsloch“ von 46,8 
Mio DM zu stopfen. Auf der 
anderen Seite soll das Ausstel­
lungsgelände Maimarkt für 35 
Mio DM verlegt werden, um 
ein Museum zu bauen und bis­
her freies Gelände industriell 
zu erschließen.

Nds.: Beförderungs­
sperre beschlossen

Das niedersächsische CDU- 
Landeskabinett hat am 20.1.83 
nach Beratung mit seiner 
Landtagsfraktion eine sechs­
monatige Beförderungssperre 
für alle Beamten ab der Besol­
dungsgruppe A 10 beschlos­
sen. Des weiteren wurde die 
Wiederbesetzungssperre frei­
werdender Planstellen von bis­
her sechs auf neun Monate er­
höht. Mit der Beförderungs­
sperre und der Ausdehnung 
der Wiederbesetzungssperre 
sollen bei den ,,Personalko­
sten“ 26 Mio. DM geraubt 
werden. Weitere 20 Mio. DM 
sollen durch Stellenabbau bei 
den Landesbeschäftigten ge­
holt werden. Unmittelbar vor 
dem Kabinettsbeschluß hatte 
der DGB-Niedersachsen die 
Beförderungssperre sowie die 
Ausdehnung der Wiederbeset­
zungssperre aufs Schärfste ab­
gelehnt. Insbesondere der Stel­
lenabbau sowie die neunmona­
tige Wiederbesetzungssperre 
werden in den unteren und 
mittleren Lohngruppen zur 
Steigerung der Arbeitshetze 
führen.

Mißhandelte Sinti 
verurteilt

Braunschweig. Geburtstagsfei­
er im Hinterhof mit Bier, 
Würstchen und Musik vom 
Plattenspieler, es ist noch 
früh, Nachbarn feiern mit, die 
Stimmung ist prächtig. Zwei 
Polizisten erscheinen, die Mu­
sik sei zu laut, geradezu ruhe­
störend. Die Musik wird leiser 
gestellt, nicht leise genug, 
meint einer der Polizisten, er 
will den Plattenspieler be­
schlagnahmen, reißt am Ton­
arm rum, bis er ab ist. Alle 
sind empört, der Mann, der 

am nächsten steht, bekommt 
eine Ladung Reizgas ins Ge­
sicht gesprüht, dann die ande­
ren, auch ein Kind. „Euch 
dreckige Zigeuner kriegen wir < 
schon raus aus Deutschland“, 
schreit einer der Polizisten. So 
schilderten 16 Zeugen, davon 
zwölf unter Eid, einen Vorfall 
im Herbst 1982 in Braun­
schweig. Gegen diese 16 wider­
spruchsfreien Aussagen der 
sonst ganz unterschiedlichen 
Zeugen standen die zwei Aus­
sagen der Polizisten, die ein­
deutig erstunken und erlogen 
waren. Das Gericht verurteilte 
drei der vier angeklagten Teil­
nehmer der Geburtstagsfeier 
zu Geldstrafen zwischen 400 
und 2400 DM. Gegen das Ur­
teil sprachen sich der Zentral­
rat der Roma und Sinti und 
der Arbeitskreis „Holocaust“ 
aus.

Lederindustrie: Ab­
schlüsse bei 3,5% /

Um 3,4% werden die Tariflöh­
ne in der ledererzeugenden In­
dustrie ab Anfang des Jahres 
erhöht; zusätzlich gibt es einen 
Tag Urlaub mehr ab 1983, zwi­
schen 25 und 29 Tagen je nach 
Alter. Dieser mögliche Ur­
laubstag wurde mit 0,5% der 
Lohn-und Gehaltssumme „be­
rücksichtigt“. Die Gewerk­
schaft Leder fordert zum Man­
teltarif sechs Wochen Urlaub 
für alle. Die Tariflöhne der Ar­
beiter der Schuhindustrie wur­
den bundesweit um 30 
Pfg/Stunde (ca.3,4%) eben­
falls ab Jahresanfang erhöht, 
der Kündigungstermin um 
zwei Monate verschoben, die 
Monate 11 und 12/82 mit 50 
DM Einmalzahlung abgegol­
ten. Bei 8,12 bis 8,90 
DM/Stunde lagen bisher 
schon die Schuhtariflöhne am 
untersten Ende der Lohnskala.
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erfordert, und somit Lohnsenkung be-
DIAG
„Flexible Personalanpassung“ und
9, flexibles Fertigungssystem* ‘

deutet.
Die Belegschaften sehen sich großen 

Schwierigkeiten bei der Behauptung 
ihrer Interessen angesichts dieser Maß­
nahmen der DIAG-Betriebsführung 
gegenüber. Es ist der Betriebsführung

Westberlin. Einschneidene Maßnah­
men hat die DIAG Betriebsführung für 
das Fritz Werner Werk in Westberlin 
und Hermann Kolb in Köln eingeleitet, 
um diese Betriebe im Konkurrenzkapf 
der Werkzeugmaschinenbaukapitali­
sten profitabler zu machen.

Unter dem Stichwort flexible Perso­
nalanpassung hat die Betriebsführung 
bei Fritz Werner im letzten Jahr 150 
Beschäftigte auf die Straße gesetzt und 
plant die gleiche Zahl von Entlassun­
gen in diesem Jahr. Ende 1983 sollen 
nur noch 700 Beschäftigte bei Fritz 
Werner arbeiten, Anfang 1982 waren 
es noch 1000 Arbeiter und Angestellte. 
Bei Hermann Kolb sollen Ende 1983 
300 Beschäftigte arbeiten, was eben­
falls 150fachen Rausschmiß bedeutet. 
Gleichzeitig läßt die Fritz Werner 
Werksleitung zur Zeit 40% der Beleg-

Warnstreik bei Fritz Werner während 
der Lohnbewegung 80/81 am 19.3.81.

schäft zwischen 4 und 10 Tagen im 
Monat kurzarbeiten. Ein Zustand, der 
auf jeden Fall bis September 1983 bei­
behalten werden soll. Zur selben Zeit 
hat die Betriebsführung zur Abwick­
lung eiliger und profitabler Aufträge 
im letzten Jahr die Belegschaft 55000 
Überstunden schieben lassen. Die 
Durchlaufzeiten für einige Maschinen 
verringerten sich um 20%. Während 
die Werksleitung für eine Produktions­
stunde während der Normalarbeitszeit 
mit 80 DM Kosten rechnet, reduzieren 
sich diese Kosten nach ihren eigenen 
Berechnungen auf 60 DM pro Über­
stunde. Bezahlen müssen für die Über­
stundenarbeit die Beschäftigten. So lag 

bei den Arbeitern, die ständig 10 und 
mehr Überstunden die Woche arbeite­
ten, während dieser Zeit der Kranken­
stand um 27% höher als im Durch­
schnitt des Betriebes. Mit 98 Arbeits­
unfällen pro 1000 Beschäftigte lag 
Fritz Werner weit über dem Durch­
schnitt der Maschinenbaubetriebe in 
de BRD und Westberlin, der bei 47 Ar­
beitsunfällen pro 1000 Beschäftigten 
liegt. 63% der Arbeitsunfälle ereigne­
ten sich während der Überstundenar­
beit, oder es waren Beschäftigte betrof­
fen, die in der Woche vor dem Unfall 
10 und mehr Überstunden gearbeitet 
haben.

Die Betriebsführung entwickelt in 
diesem Jahr bei Fritz Werner im Be­
reich der mechanischen Fertigung ein 
flexibles Fertigungssystem. Kennzei­
chen dieses flexiblen Fertigungssystems 
gegenüber bereits bisher angewendeten 
numerisch gesteuerten Werkzeugma­
schinen ist ein jetzt gegebener automa­
tischer Werkstückwechsel mit Werk­
stückspeicher, selbsttätiger Werkzeug­
tausch bei Auftragswechsel und Ver­
schleiß, automatische Werkstückreini­
gung und Späneabtransport, Werk­
stück-, Werkzeug- und Prozeßüberwa­
chung einschließlich einer Fehlerdiag­
nose. Mit diesem System kann die Be­
triebsführung, gerade bei der im Werk­
zeugmaschinenbau üblichen niedrigen 
Stückzahlproduktion, ununterbroche­
nen Maschinenlauf erreichen, da die 
notwendigen Rüstarbeiten keine Un­
terbrechung mehr erfordern. Folge 
wird sein, wo bisher drei Arbeiter an 
drei Bearbeitungscentern pro Schicht 
im Zweischichtbetrieb tätig waren, al­
so insgesamt sechs Maschinenarbeiter, 
wird nur noch ein Arbeiter pro Schicht 
(also ingesamt zwei Bediener) an einer 
Fertigungszelle produzieren. Bei dem 
geplanten Zweischichtbetrieb läuft 
während der dritten Schicht die Ma­
schine ohne Bediener. Auf diese Weise 
kann die Betriebsführung das Ferti­
gungssystem 8430 Stunden im Jahr 
laufen lassen, während die drei Bear­
beitungscenter zusammen nur 7650 
Stunden pro Jahr Produktion ermög­
lichten. Die Werksleitung strebt auf 
diese Weise eine Reduzierung der 
Stückkosten um 31% an. Auch des­
halb, weil die bisherige Überwachung 
der Maschine durch den Bediener weg­
fällt. Diese Überwachung erfolgt dann 
durch einen zentralen Rechner. Der 
Arbeiter an der Maschine ist nur mit 
Werkstückbereitstellung und dem Er­
satz verschlissener Werkzeuge beschäf­
tigt, was eine niedrigere Qualifikation

gelungen, die Zustimmung der West­
berliner Betriebsrats- und IGM-Vertre- 
ter im DIAG-Aufsichtsrat zu diesem 
Konzept zu erpressen mit der Dro­
hung, sollten die Arbeitnehmervertre­
ter diese Maßnahmen nicht mittragen, 
sähe sich die Betriebsführung nicht in 
der Lage, ihr Konzept umzusetzen, 
was unvermeidlich die Schließung von 
Fritz Werner und Hermann Kolb zur 
Folge hätte.

In Köln versucht die IGM mit einer 
Kampagne „Der Stadttteil Ehrenfeld 
darf nicht sterben“, in diesem Stadtteil 
liegt Kolb, auch gegen die Entlassun­
gen in diesem Betrieb anzugehen.

Manteltarif Seeleute 
Lohnpause durch 
die Hintertür

Hamburg. Am 12. Januar fand die 
letzte Schlichtungsverhandlung zwi­
schen der ÖTV und den Reedern statt, 
auf der der Schlichter folgendes Ange­
bot vorlegte: Ab 1. März 1984 erhalten 
die Seeleute zwei Tage Urlaub pro Mo­
nat mehr, ab 1. Januar 1985 gelten in 
den Urlaub fallende Sonntage nicht 
mehr als Urlaubstage. Die Urlaubsver­
längerung erfolgt in einem Stufenplan, 
beginnend ab 1.3.83. Der Heuertarif­
vertrag wird um ein Jahr verlängert.

Die Reeder haben es in den Ver­
handlungen bewußt auf das Scheitern 
ankommen lassen: sie legten von An­
fang an kein Angebot vor, sondern bo­
ten lediglich die Verlängerung des fünf 
Jahre alten Manteltarifvertrages an. In 
der ersten Schlichtung nach dem Schei­
tern traten sie noch frecher auf, boten 
1 Tag Urlaub an und forderten dafür 
Streichung und Kürzung etlicher Zula­
gen im Manteltarif. Unverhüllt droh­
ten sie mit vermehrtem Ausflaggen - 
der Vorstand der Hapag-Lloyd, Wort­
führer des Verbands Deutscher Ree­
der, hat während der Verhandlungen 
Ende 1982 zwei Schiffe nach Singapur 
verkauft und unter Singapur-Flagge 
zurückgechartert.

Die ÖTV hat sich von dieser Taktik 
keineswegs einschüchtern lassen, son­
dern bestand auf ihrer Urlaubsforde­
rung und leitete Maßnahmen zur Mo­
bilisierung der Seeleute für einen Streik 
ein. Höhepunkt dieser Kampagne war 
eine Großveranstaltung am 16.12.82 
im Hamburger Gewerkschaftshaus. 
Auf dieser Veranstaltung kam die 
Kampfbereitschaft der Seeleute deut­
lich zum Ausdruck. Siegfried Merten 
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sicherte den Seeleuten die Solidarität 
der gesamten ÖTV zu, ebenso kündig­
te der Vertreter der Internationalen 
Transportarbeiter Förderation die un­
eingeschränkte Unterstützung an.

Wie empfindlich die Reeder ein 
Streik getroffen hätte, zeigt folgendes 
Beispiel: Am 2.1.83 traten 11 der 17 
Besatzungsmitglieder des deutschen 
Motorschiffes „Togo Brewer“ in den 
Streik. Die Reederei hatte sich gewei­
gert, die Besatzungsmitglieder entspre­
chend dem Heuer- und Manteltarifver­
trag für die deutschen Seeleute zu be­
zahlen und wollte den Seeleuten über 
Einzelverträge eine Lohnsenkung von 
ca. 30% aufzwingen. Als die Seeleute 
die Unterschrift unter diese Verträge 
verweigerten, wurde ihnen gekündigt.

f

Tuberkulose
„Seuche auf Abruf“ — Auswirkungen 
des Stopps von Vorsorgemaßnahmen
Mannheim. In Baden-Württemberg 
sollen ab 1.7.83 die Röntgenreihenun­
tersuchungen auf Tuberkulose als ge­
setzliche Maßnahme abgeschafft wer­
den. In anderen Bundesländern sind 
sie zum Teil schon abgeschafft bzw. 
werden auf freiwilliger Basis weiterge­
führt.

Arbeits- und Sozialminister Schlee 
(Ba-Wü) argumentiert: Innerhalb von 
20 Jahren sei bundesweit die Zahl der 
Neuerkrankungen von 105,2 auf 39 
Fälle je 100000 Einwohner zurückge­
gangen, und 1981 seien nur noch 4,6 
ansteckungsfähige Tuberkulose-Fälle 
je 100000 Schirmbilder ermittelt wor­
den. ,,Trotzdem hätte das Land diese 
Mittel wahrscheinlich aufgebracht, 

5. Durchgang 6. Durchgang 7. Durchgang 8. Durchgang 9. Durchgang 10. Durchgang
(1961-67) (1967-70) (1970-73) (1973-76) (1976-79) (1979-81)

Heft 51/52 vom 27 Dezember 1982 79. Jahrgang DEUTSCHES ARZTEBLATT

Die ÖTV rief alle Kollegen im Ham­
burger Hafen auf, diesen Streik zu un­
terstützen und keine Streikbrecherar­
beit zu leisten. Innerhalb von 24 Stun­
den hat die Reederei den geforderten 
Tarifvertrag mit der ÖTV abgeschlos­
sen, die ausgesprochenen Kündigun­
gen zurückgenommen und auf alle Re­
greßansprüche verzichtet.

In dieser Lage ist es unverständlich, 
daß die ÖTV sich dieses Schlichtungs­
ergebnis hat aufdrücken lassen, das für 
die Seeleute reale Lohnsenkung bedeu­
tet - die Heuererhöhung 1983 fällt ja 
aus. Die Folgen dieser unnötigen Nie­
derlage werden nicht auf die Seeleute 
beschränkt bleiben, die Hafenkapitali­
sten wittern in den laufenden Hafenta­
rifverhandlungen Morgenluft.

wenn die Weiterführung der Reihenun­
tersuchungen im Interesse der Volksge­
sundheit notwendig gewesen wäre, ver­
sicherte Schlee.“ (Sozialpolitischer In­
fo-Dienst 11/82). Quasimedizinische 
Gesichtspunkte schiebt er vor, um die 
blanken Rentabilitätsgründe zu ver­
decken.

Weiß man, daß Tuberkulose (TB) ei­
ne Infektionskrankheit mit hoher In­
fektiosität ist, und daß sowohl die Mel­
depflicht dieser Erkrankung als auch 
die Reihenuntersuchung und die Imp­
fung der Säuglinge eingeführt wurden, 
um die Volksseuche zu bekämpfen, so 
erkennt man den Zynismus in der Ar­
gumentation des christlich-sozialen So­
zialministers.

Wenngleich besser behandelbar als 
früher, ist die Tuberkulose auch heute 
noch kein Schnupfen. Sie wird aus­
schließlich durch Tröpfcheninfektion 
übertragen, zum Beispiel beim Husten. 
Kranke stecken zuerst die engere Um­
gebung an. Je enger diese Umgebung, 
desto eher erfolgt die Ansteckung. 
Schlechte Ernährung, enge und unhy­
gienische Wohnungen, chronische 
Vorerkrankungen wie Zuckerkrank­
heit, Krebs, Unterernährung, Fehler­
nährung wie bei Alkoholismus, das ist 
der Boden, auf dem Tuberkulose her­
vorragend gedeiht.

Sie befällt zuerst die Lunge. Diese 
Primärerkrankung heilt meist folgen­
los aus. Die Tuberkulose-Bazillen wer­
den vom Körper abgekapselt, „stillge­
legt“. Im Alter, bei Schwächung des 
Körpers und/oder bei massiver Infek­
tion können die Herde wieder aufbre­
chen. Auch andere Organe können be­
fallen und zerstört werden: Niere, 
Haut, Knochen usw. Die Diagnose er­
folgt durch Röntgenbild und durch die 
Kultur der Bakterien. Zur Behandlung 
müssen monate- bis jahrelang hoch­
wirksame Medikamente eingenommen 
werden.

Verhängnisvoll ist Tuberkulose bei 
Säuglingen. Schwere Komplikationen 
sind häufig, z.B. Hirnhautentzündung 
mit nachfolgender geistiger Behinde­
rung. Wenn jedoch die Neugeborenen 
BCG-geimpft werden, haben sie für ei­
nige Jahre einen 80%igen Schutz gegen 
die Infektion. Die Impfung verbessert 
die Abwehrlage.

1975 wurde in Baden-Württemberg 
ein schlecht geprüfter Impfstoff zum 
Vorwand genommen, die routinemäßi­
ge Impfung der Neugeborenen ganz 
abzuschaffen. Das Ergebnis brachte ei­
ne Untersuchung jetzt zu Tage: Von 
1970 — 79 wurden in Mannheim 407, 
im rund halb so großen Ludwigshafen 
85 Tuberkulose-Erkrankungen bei 
Kindern gemeldet. Beide Städte liegen 
unmittelbar nebeneinander und haben 
die gleiche Bevölkerungsstruktur. Er­
klärung: Ludwigshafen liegt in Rhein­
land-Pfalz, dort wurde BCG-geimpft, 
in Mannheim nicht! Aufgrund dieser 
Tatsachen fordert der Sozialpädiatri­
sche Arbeitskreis Mannheim, daß die 
Landesregierung diese Impfung emp­
fiehlt, den Impfstoff kostenlos stellt 
und die Haftung für evtl, auftretende 
Impfkomplikationen übernimmt.

Zurück zur geplanten Abschaffung 
der Röntgenreihenuntersuchung
(RRU): Viele Vertreter der Ärzteschaft 
halten dies für einen gewaltigen Rück­
schritt: Die Deutsche Gesellschaft für 
Pneumonologie (Lungenheilkunde) 
und Tuberkulose, sowie deren Berufs­
verband in Baden-Württemberg, der 
Berufsverband der Pneumonologen 
Deutschlands und die klinisch tätigen 
Lungenfachärzte Deutschlands gaben 
folgendes Beispiel: Im Landkreis Heil­
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bronn sei vor einigen Jahren wegen der 
nur geringen Zahl von TBC-Fällen nur 
der Zeitraum zwischen den Untersu­
chungen vergrößert worden. Ergebnis 
sei ein erneutes Ansteigen der Erkran­
kungen gewesen, da Infektionsquellen 
nicht rechtzeitig entdeckt wurden. Im­
merhin steckt ein TB-Kranker im 
Durchschnitt sieben andere an! Immer 
häufiger wurden in den letzten Jahren 
auch Krebserkrankungen (Bronchial­
krebs) und Sarkoidose der Lunge 
(schwere Allgemeinerkrankung) mit 
der Röntgenreihenuntersuchung ent­
deckt. (Siehe Schaubild).

So erweist sich die Abschaffung die­
ser Vorsorgemaßnahmen - Reihenun­
tersuchung (RRU) und Impfung der 
Neugeborenen — gerade in einer Zeit, 
in der Arbeitslosigkeit und Lohnsen­
kung und in der Folge die Armut zu­
nehmen, als besonders fatal. Die TBC, 
,,Seuche auf Abruf“, wird wieder auf 
den Plan gerufen.

Job-Sharing
Stadtverwaltung 
als Vorreiter 

Ingolstadt. Die Stadtwerke haben als 
erste Kommunalverwaltung Bayerns 
das Job-Sharing eingeführt. Beim Job- 
Sharing verpflichten sich zwei Teilzeit­
kräfte, einen Arbeitsplatz ganztägig zu 
besetzen, und zwar auch, wenn eine 
von ihnen krank oder in Urlaub ist. 
Die Suche nach Vertretungen und de­
ren Einarbeitung entfällt damit. Auch 
der Kündigungsschutz ist durchlö­
chert. Wenn ein Partner geht, muß der 
andere die ganze Arbeit übernehmen 
oder ihm kann auch gekündigt werden. 

Genüßlich verweist der „Donauku- 
r rier“ darauf, daß der Anstoß dazu von 

zwei Angestellten selbst ausgegangen 
sei. Und schließlich habe die Stadt das 
Job-Sharing zu aller Zufriedenheit und 
zur Unterstützung der Familien einge­
führt. In Wirklichkeit wird die 
Zwangslage der meisten jungen Fami­
lien ausgenutzt, da beide Elternteile ar­
beiten müssen und die Kinder zugleich 
schlecht versorgt werden.

Die Stadt Ingolstadt hat die entspre­
chenden Arbeitsverträge beim Unter­
nehmerverband ,,Arbeitsring Chemie“ 
abgeschrieben. Der Kernsatz des Ingol­
städter Mustervertrages lautet: „Die 
Verpflichtung zur ganztägigen Beset­
zung des Arbeitsplatzes bleibt auch 
dann bestehen, wenn die andere am 
gleichen Arbeitsplatz Beschäftigte ihre 
Pflichten aus dem Arbeit Verhältnis 
nicht erfüllt oder wegen Urlaub, 
Krankheit und anderen Gründen zeit­
weilig nicht arbeitet.“ Der „Donauku­
rier“ schreibt dazu: „Das Job-Sharing 
soll in Ingolstadt die Verwaltung noch

flexibler machen, die bisher schon als 
kostengünstigste in Bayern den Dienst 
erfüllte.“ Das Personalreferat der 
Landeshauptstadt München habe 
schon zum Abschreiben an „die Rat­
haustür in Ingolstadt geklopft“.

Während der Anteil der Personal­
ausgaben am Haushalt bei vergleichba­
ren Städten in der Regel bei ca. 40% 
liegt, rechnet OB Schnell für 1983 in 
Ingolstadt mit 31%. Die so oft ge­
rühmte „Sparsamkeit“ ist einer rigo­
rosen Mehrfachbelastung der Beschäf­
tigten in den Ämtern geschuldet. So 
existiert z.B. kein gesondertes Amt für 
Statistik, das Wahlamt befindet sich 
auf verschiedene Dienststellen aufge­
teilt. Die Stadtentwicklungspläne wer­
den - sozusagen „nebenbei“ - durch 
Mehrarbeit in den Dienststellen er­
stellt.

Außer einem Arbeitsplatz in den 
Stadtwerken wird jetzt bereits auch der 
Sitzungsdienst des Hauptamtes im 
Job-Sharing-Verfahren besetzt. Die 
Stadt will Vorreiter machen: So setzt 
der Personalchef Bürgermeister 
M.Dienstbier (CSU) darauf, daß „die 
Wirtschaft in der Stadt nachzieht, 
wenn es schon der als etwas langsam 
verschrieene öffentliche Dienst wagt“. 
(Donaukurier, 28.8.82)

Die Vertreter der ÖTV, Bezirk In­
golstadt, haben grundsätzlich gegen je­
de Teilung von Arbeitsplätzen Stellung 
bezogen. Die ganztägige Vertretung ei­
ner Teilzeitkraft durch die andere und 
die Kündigungsregelung haben sie als 
„arbeitsrechtlich bedenklich“ kritisiert 
und weitere Wachsamkeit angekün­
digt. Allerdings bieten die geltenden 
Gesetze keine Handhabe dagegen.

Grundig-Fusion
„Große deutsche 
Lösung“ bevorzugt

Nürnberg. Das Grundkapital der 
Grundig AG war am 31.3.82 mit 262,5 
Mio. DM ausgewiesen. Davon hält die 
Max-Grundig-Stiftung 75,5% und die 
niederländische Philips AG 24,5%. 
Grundig will nun seinen Anteil von 
75,5% an den französischen Konzern 
Thomson-Brandt verkaufen. Kommt 
diese Fusion zustande, beherrschen 
zwei Konzerne den europäischen 
Markt auf dem Sektor der Unterhal­
tungselektronik, nämlich Thomson- 
Brandt und die Philips AG. Von der 
Unterhaltungselektronik gehen einige 
Impulse aus auf die Entwicklung der 
Elektronik und der Mikroelektronik. 
Grundig, mittlerweile 74 Jahre alt und 
in der Öffentlichkeit dargestellt als ein 
Mensch, der heute noch hemdsärmlig 
in seinem Konzern rationalisiert, tritt 
schon seit längerem für eine europäi­

sche Lösung bezüglich der Unterhal­
tungselektronik ein. Mit dem Verkauf 
seines gesamten Aktienpaketes geht 
damit die Marktführung an Thomson- 
Brandt und damit an Frankreich.

Gegen diese Fusion ist inzwischen 
ein breites Bündnis entstanden. Es 
reicht von den Betriebsräten bis hin zu 
den Sozialausschüssen der CDU/CSU. 
Betriebsrat und IGM sind gegen die 
Fusion, weil sie befürchten, daß 
Thomson-Brandt Arbeitsplätze ver­
nichten wird, und sie verweisen auf die 
Schließung von Videocolor in Ulm. Ist 
hier vergessen worden, daß Grundig in 
den letzten Jahren elf Niederlassungen 
geschlossen und etwa 10000 Arbeiter 
entlassen und dann 1981 auf dem Sek­
tor Videogeräte 2000 eingestellt und 
nun Ende 1982 wieder 650 entlassen 
hat? 1983 sind weitere Entlassungen 
geplant.

Der Betriebsrat hat in den inländi­
schen Werken eine Unterschriften­
sammlung durchgeführt. Darin wird 
gefordert, daß Thomson-Brandt kon­
krete Standort- und Arbeitsplatzgaran­
tien geben soll, widrigenfalls soll die 
Bundesregierung die entsprechenden 
Auflagen machen. 17000 der etwa 
20000 inländischen Grundig-Beschäf­
tigten haben diese Listen unterschrie­
ben. Die IGM erklärt jedoch gleichzei­
tig, ihr sei die „Notwendigkeit größe­
rer Unternehmenseinheiten in der eu­
ropäischen Unterhaltungselektronik 
durchaus klar“.

Der bayerische Wirtschaftsminister 
sagte, der Fall Grundig habe für Bay­
ern „epochale Bedeutung“, weil 
Frankreich die „führende Rolle“ in 
der europäischen Unterhaltungselek- 
tronik anstrebt. Deshalb ist er für eine 
„große deutsche Lösung“. Eine Betei­
ligung von Siemens und Bosch sei an­
zustreben.
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Braunschweig
Langfristige Angriffe auf die Lohn 
abhängigen sind „eingeleitet“
Für 1983 schlägt die Verwaltung der 
Stadt Braunschweig dem Rat der Stadt 
zum ersten Mal einen Haushalt mit ei­
ner Deckungslücke von 9,4 Mio. DM 
vor. Dieses Novum ist angeblich sogar 
mit der kommunalen Aufsichtsbehör­
de abgestimmt. Als Mitte der 70er Jah­
re die Stadt Braunschweig aus finan­
ziellen Schwierigkeiten eine erhöhte 
Kreditaufnahme beschloß, wurde der 
Haushalt kurzerhand nicht genehmigt, 
und die rund 20 Mio. DM mußten 
kurzfristig eingespart werden. Angeb­
lich war Braunschweig damals eine der 
wenigen Städte, die in Schwierigkeiten 
waren. Heute sind die finanziellen 
Schwierigkeiten der Kommunen allge­
mein. Deshalb würde man heute solche 
Deckungslücke, die in den nächsten 
Jahren noch erheblich steigen soll, hin­
nehmen. Aus der Sicht der Stadt 
Braunschweig soll auf diese Weise 
deutlich werden, daß die Stadt Braun­
schweig pleite ist und eine Änderung 
des Finanzierungssystems zugunsten 
der Kommunen in den nächsten zwei 
bis drei Jahren unbedingt erfolgen 
muß.

Aber diese Deckungslücke ist keines­
falls ein der Krisenhaftigkeit des Kapi­
talismus entsprungenes Zufallspro­
dukt, sondern planmäßig angestrebt. 
Sie ist erstens angestrebt durch die Ab­
wälzung bestimmter Aufgaben von 
Bund und Land auf die Kommunen 
und die Kürzung von Zuschüssen so­
wie die Abschaffung der Lohnsum­
mensteuer, die z.B. für Braunschweig 
seit 1980 jährlich rund 20 Mio. DM we­
niger Gewerbesteuer bedeutet. Seit An­
fang der 60er Jahre ist damit der Anteil 
der Gewerbesteuereinnahmen (ein­
schließlich Lohnsummensteuer) von 
rund 35% der Gesamteinnahmen auf 
heute 14% gesunken (vgl. Schaubil­
der). Gleichzeitig sind die Gebühren­
einnahmen von 20 auf 27% angestie­
gen. Soweit noch nicht geschehen, sol­
len die Gebühren bis zur Kosten­
deckung angehoben werden.

Zweitens ist es eine bewußt einge­
plante Deckungslücke, um damit un­
populäre Maßnahmen besser durch­
drücken zu können. Die Kommunale 
Gemeinschaftsstelle für Verwaltungs­
vereinfachung hat im Bericht vom 25. 
Mai 1982 (,,Haushaltskonsolidierung 
durch Aufgabenkritik und Sparmaß­
nahmen“) ein Konzept für das langfri­
stige Vorgehen der Kommunen vorge­
legt, nach dem auch die Stadt Braun­
schweig verfährt. Das Konzept geht 
von folgenden Hauptmaßnahmen aus:
1. Personaleinsparungen, 2. Strei­

chung von Leistungen, 3. Gebührener­
höhungen, damit 4. ein Spielraum für 
,,örtliche Politik“ verbleibt, ist ein 
,,mehrjähriger Sparprozeß“ vorgese­
hen, der sich „in den politischen Ka­
lender einpassen muß“, d.h. z.B. 
,,rechtzeitig sparen, damit im Wahl­
jahr wieder etwas Spielraum bleibt“. 
Da die Bundestagswahlen vor der Tür 
stehen, hat die Verwaltung gegenüber 
dem Vorjahr nur begrenzte Sparvor­
schläge für 1983 gemacht und auch die 
Gebühren und Tariferhöhungen sind 
gegenüber dem Vorjahr bescheiden. 
(z.B. Gastarife im letzten Jahr plus 
25%, dieses Jahr 5%).

Einer der zentralen Punkte sind die 
Einsparungen bei den Personalkosten. 
Da in Braunschweig schon seit 1974 
der Personalkostenanteil von rund 
40% auf unter 30% gedrückt wurde 
und 1983 wieder 2,2 Mio. DM einge­
spart werden sollen, hat die Dienstauf­
sicht Probleme, mit den alten Metho­
den weiter durchzukommen. Es wer­

den deshalb nicht mehr von einer Spar­
kommission die Personalkürzungen 
vorgenommen, weil die Ämter sich all­
zuoft dagegen wenden, jetzt bekom­
men die Ämter Sparvorgaben, die sie 
selbst erfüllen müssen. „Die Ämter be­
stimmen weitgehend selbst, wo gespart 
wird; vorgeschrieben wird es ihnen 
nur, wenn sie inaktiv bleiben.“ 
(KGST-Bericht)

Angesichts der weiteren Pläne der 
Stadt schreibt die PROGNOS in ihrem 
Gutachten im Auftrag der Stadt fre­

cherweise: „Personaleinsparungen
sind eingeleitet“. Um die Ämtsleiter 
auf diese Aufgabe vorzubereiten, wur­
den Ende letzten Jahres mehrere Semi­
nare zum Thema zukünftige Entwick­
lung der Stadt Braunschweig unter ver­
änderten Bedingungen durchgeführt. 
Die Verwaltungsführung hatte dazu 
Papiere vorgelegt: „Die schwierige Fi­
nanzsituation Braunschweigs hat auch 
in der Vergangenheit stets zu beschei­
denem Investitionsverhalten bis hin zur 
Vernachlässigung bestehender Einrich­
tungen geführt. Ergebnis ist eine unter­
durchschnittliche Verschuldung und 
andererseits ein Investitionsstau ohne­
gleichen (...) Der Verwaltungshaus­
halt kann in Zukunft kaum noch über 
die Pflichtzuführungsrate (..) hinaus­
gehende Überschüsse für zusätzliche 
Investitionen erwirtschaften, wenn 
nicht erhebliche Einschränkungen bei 
kommunalen Leistungen bzw. drasti­
sche Gebührenerhöhungen vorgenom­
men werden.“ Ziele u.a.: Anhebungen 
bei der Grundsteuer, kommunaler An- ( 
teil an der erhöhten Mehrwertsteuer als 
Ersatz für die Abschaffung der Gewer­
besteuer.

Unmittelbares Ergebnis dieser Spar­
debatte war das Auftreten der Dienst­
aufsicht im Dezember z.B. auf der Per­
sonalversammlung Bauverwaltung vor 

den Arbeitern der Straßenreinigung 
und Müllabfuhr. Zum ersten Mal wur­
den etwaige Streikabsichten im Früh­
jahr 1983 als nutzlose Aktionen ange­
griffen, da die Stadt kein Geld habe für 
größere Lohnerhöhungen. Dies rief 
natürlich den Protest der anwesenden 
ÖTV-Funktionäre hervor, die auf das 
finanzielle Konzept des DGB auf Bun­
desebene verwiesen. Aber der freche 
Angriff erzielte auch Wirkung, zumal 
die ÖTV die Probleme am Ort bisher 
kaum aufgegriffen hat.

22



Katalog kommunaler 
Haushaltskürzungen

Die AG der Hauptämter in Bad.- 
Württ. (Bürgermeister) hat einen 
umfangreichen Katalog zur Kür­
zung kommunaler Leistungen und 
Personalstreichungen erarbeitet 
und den Kommunen zur Umset­
zung empfohlen.
1. Angriffe auf das Personal: 
„Kündigung nicht leistungsbereiter 
Angestellter und Arbeiter / Diszi­
plinarverfahren gegen nicht lei­
stungsbereite Beamte (Abschrek- 
kungseffekt), generelle Ausweitung 
der Teilzeitbeschäftigung, Verbes­
serung der Dienstaufsicht, Über­
prüfung freiwilliger und übertarifli­
cher Leistungen und Zulagen an 
Mitarbeiter, Hausbesuche bei ver­
meintlicher Arbeits- und Dienstun­
fähigkeit, Privatisierung von Pfört- 
nerdiensten und Müllabfuhr sowie

M Neuorganisierung def Gebäuderei­
nigung prüfen ...“

2. Ausweitung ehrenamtlicher Tä­
tigkeit: ,,Gewinnung von Einwoh­
nern zur freiwilligen Übernahme 
von Aufgaben z.B. Hausaufgaben­
betreuung, bei Einrichtungen der 
Jugendpflege, Gewinnung von An­
wohnern für Grünflächenpflege, 
Straßenkehren durch Grundstücks­
eigentümer ... “

3. Sozialleistungsabbau: ,,Anlegen 
schärferer Maßstäbe bei der Ermes­
sensausübung in der Sozialhilfe, 
Zuschüsse an Verbände überprü­
fen, Schließung von Einrichtungen 
der Jugendhilfe, Verhinderung der 
Bildung kleiner Gruppen, Heimun­
terbringungsfälle verringern (Pfle- 
geeltern) ...“

4. Abbau weiterer kommunaler
Leistungen: ,,Effizienzkontrolle
für die Ausstattung mit Lehrmitteln 
und Medien, Öffnungszeiten und 
Öffentlichkeitsarbeit überprüfen, 
Verzicht auf kommunale Woh­
nungsvermittlung, Einschränkung 
bei der Sraßenbeleuchtung und Sig­
nalanlagen, Reduzierung der Grün­
flächengestaltung und -pflege sowie 
der Winterdienstmaßnahmen ...“
5. Weitere Gebührenplünderung: 
,,Leistungsentgelte im Feuerschutz, 
Krankentransport, Rettungsdienst, 
Unterrichtsgebühren und Dozen­
tenhonorare an Volkshochschulen 
sowie Eintrittspreise überprüfen, 
Kostendeckung bei Abwasserabga­
be, Mieten und Pachten, Erhebung 
von Straßenreinigungsgebühren, 
Ausschöpfung der Konzessionsab­
gaben .. . “

Uranabbau
,,Zwischenlösung“ für 
Menzenschwand ?

,,Anfang 1983“ will die Landesregie­
rung Baden-Württemberg über den be­
antragten Uranabbau in Menzen­
schwand entscheiden. „In der Sache“ 
sei noch nichts beschlossen, versicherte 
Dr. Kleinmann vom Wirtschaftsmini­
sterium auf der Podiumsdiskussion der 
Bürgerinitiative am 17.1.83. Anfang 
Dezember 1982 erfuhr man jedoch aus 
dem Ministerium, daß eine „be­
schränkte“ Abbaugenehmigung ange­
strebt werde, denn: „Ein schnelles 
Herausholen des vorhandenen Urans 
liegt derzeit nicht im energiewirtschaft­
lichen Interesse des Landes und er­
scheint volkswirtschaftlich nicht sinn­
voll“. Möglicherweise wäre das dann 
nur eine „Legalisierung“: erstmals 
wurde am 17.1. öffentlich und unwi­
dersprochen zugegeben, daß schon 
jetzt in Menzenschwand nicht nur ge­
schürft, sondern abgebaut wird, ob­
wohl nur eine Schürfgenehmigung bis 
1985 besteht.

. Die Bedenken gegen den Abbau will 
die Landesregierung mit einem hydro­
geologischen Gutachten von 1964 und 
Untersuchungen des Kernforschungs­
zentrums Karlsruhe (KfK) von 1979 
zerstreuen. Ihren Antrag auf Nichter­
teilung einer Abbaugenehmigung be­
gründen die Grünen im Landtag da­
mit, daß diese Gutachten veraltet und 
unzureichend sind: 1964 drangen näm­
lich noch 1,41 1/s in das Bergwerk ein, 
derzeit sind es schon 25 1/s, dies stelle 
eine massive Grundwasserstörung dar; 
das Gutachten des KfK erfaßt nur eine 
fünfmonatige Abbauphase nach länge­
rer Unterbrechung des Abbaus, es un­
tersucht u.a. nicht „Auswirkungen der 
Abluft aus der Grube ... des abgela­
gerten radioaktiven Schlamms, Ge­
sundheitsprobleme bei Bergarbeitern 
... “; es wurde nur Radium 226 gemes­
sen, nicht aber Polonium 210 und Blei 
210; auf Hinweis des BUND im Juli 
1982 von der Landesanstalt für Um­
weltschutz durchgeführte Probenah­
men im Sediment des Krunkelbachs 
und der Menzenschwander Alb erga­
ben bis tausend mal höhere Werte der 
Radiumkonzentration als 1979.

Das Wirtschaftsministerium am 27. 
10.82 dazu: entgegen der bisherigen 
Entwicklung „rechne“ es nicht „mit 
einer der Tiefenzunahme des Bergbaus 
entsprechenden proportionalen Zu­
nahme der Grubenwassermenge“; lau­
fende Kontrollen hätten „keine An­
haltspunkte ergeben, die die durch das 
KfK . . . getroffenen Aussagen in ihrer 
Gültigkeit einschränken können“. 
Werte erfährt man keine; die Messung 
von Polonium 210 und Blei 210 sei 

überflüssig; Untersuchungen der Berg­
arbeiter hätten keine die Grenzwerte 
der Strahlenschutzverordnung (die 100 
mal höher liegen als für die übrige Be­
völkerung) übersteigenden Werte erge­
ben; bei der Ermittlung der neuen 
Höchstwerte in den Gewässern seien 
„zwei völlig verschiedene Stoffe“ ge­
messen worden. Die Ungefährlichkeit 
des Schlammes hatte schon der Vertre­
ter des KfK auf der Menzenschwander 
Bürgerversammlung am 23.9.82, die 
einstimmig den Uranabbau ablehnte,

Über 500 demonstrierten am 9. Okto­
ber 1982 in Waldshut gegen atomare 
Anlagen am Hochrhein und den ge­
planten Uranabbau in Menzen­
schwand.

„nachgewiesen“: „da sowieso nie­
mand den Schlamm ißt“. Als MdL 
Schott (FDP) auf der Podiumsdiskus­
sion vertrat, die Selbstverwaltung dür­
fe „nicht nur in Bagatellfällen“, son­
dern müsse auch in so einem wichtigen 
Punkt der Landespolitik zum Tragen 
kommen, mit Hinweis auf die Ableh­
nung durch Kreistag, Gemeinderat und 
Ortschaftsrat, wollte Dr. Kleinmann 
diese „berücksichtigen“.
Quellenhinweis: Landesdrucksache 8/2961, ausgegeben 
am 3.12.82.

Stadtrat Hannover
GABL-Fraktion von der
Sitzung ausgeschlossen

Hannover. Am 13.1. stand zum zwei­
ten Mal auf der Tagesordnung des 
Stadtrats die vom hannoverschen Poli­
zeipräsidenten geführte Punker-Datei. 
Seit einem halben Jahr werden in die­
ser Datei „alle Erkenntnisse über sog. 
Punker“ gesammelt, so die Anweisung 
an alle Polizeidienststellen.

Waren schon bei der ersten Ratssit­
zung Teile der Öffentlichkeit des Saa­
les verwiesen worden, so nahm diesmal 
der Oberbürgermeister geringe Störun­
gen zum Anlaß, zunächst einzelne 
rauszuweisen, um dann die gesamte 
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Zuhörertribüne durch Polizei mit 
Schlagstockeinsatz räumen zu lassen, 
einschließlich - auf ausdrückliche An­
weisung des Oberbürgermeisters - der 
vier Stadtratsmitglieder der Grünen 
Alternativen Bürger liste (GABL). Die 
GABL hatte nicht nur - inzwischen 
mit der SPD und darum abgeschwächt 
— den Antrag auf Ablehnung von 
Sonderkarteien eingebracht, sondern 
sich in der Sitzungsunterbrechung als 
Zeichen ihrer Solidarität gegen die 
Räumung auf die überwiegend von 
Punks besetzte Zuhörertribüne bege­
ben. Beim Wiederbeginn der Sitzung 
schloß der Oberbürgermeister die 
GABL-Fraktion von der Sitzung und 
allen Ausschußsitzungen bis zur näch­
sten Stadtratssitzung wegen ,,unge­
bührlichen Verhaltens“ aus.

Der Ausschluß aus dem Stadtrat ist 
der vorläufig schärfste Schritt aller eta­
blierten Parteien, um die GABL gefü­
gig zu machen. Fast 100 Anträge hat 
die Fraktion der GABL bisher im 
Stadtrat eingebracht, z.B. gegen die 
Militärelektronik Messe IDEE, für die 
Förderung von Frauen- und Jugend­
häusern ohne staatliche Bespitzelung, 
gegen die Subventionierung der Kapi­
talisten unter dem Deckmantel der Ar­
beitsplatzbeschaffung oder -Sicherung. 
Etwa eine Handvoll davon wurde an­
genommen. Redebeiträge von GABL- 
Ratsmitgliedern werden ständig unter­
brochen. Auf die Aufforderung an den 
Oberbürgermeister, nach ständigen 
Unterbrechungen durch die SPD für 
Ruhe zu sorgen während seiner Rede, 
bekam das Ratsmitglied zu hören, was 
eine Störung sei, entscheide immer 
noch er, der Oberbürgermeister. Die 
Presse berichtet, Ratsmitglied Kiper 
habe auf der letzten Sitzung auf der 
Tribüne zu den Punks gesagt ,,Wehrt 
Euch“, was ,,angesichts von 50 Polizi­
sten .. . mir abenteuerlich erscheint, 
meinem eigenen Verhalten wider­
spricht und offensichtlich von der Poli­
zei lanciert worden ist“ (Leserbrief von 
Kiper). Die bürgerliche Presse berich­
tet bereits, daß ein Ausschluß bis zu 
sechs Monaten möglich ist.

Polizeiaufrüstung
Ba.-Wü. will Gummi­
geschosse entführen

Mannheim. Roman Herzog, Innenmi­
nister in Stuttgart, will Anfang dieses 
Jahres bei der baden-württember­
gischen Polizei Hartgummigeschosse 
einführen, „notfalls im Alleingang“, 
wenn die Länderinnenministerkonfe­
renz nicht mitzieht. Bereits letztes Jahr 
ist die Stuttgarter CDU-Landesregie­
rung mit Bayern in der Einführung des 
CS-Gases vorgeprescht. Während das 
CS-Gas vor allem mittels der Wasser­

werfer eingesetzt werden soll, um gro­
ße Menschenmengen auseinanderzu­
treiben, sind die ,,Gummischrotge­
schosse gezielt für einzelne Störer ge­
dacht“ (Stuttgarter Zeitung, 12.11.82). 
Die Gummischrotgeschosse, aus 15 bis 
20 Meter gezielt abgeschossen, können 
schwerste Verletzungen hervorrufen. 
In Zürich verlor ein Demonstrant 
durch ein derartiges Geschoß ein Au­
ge. In Nordirland wurden zahlreiche 
Personen durch derartige Geschosse 
getötet und schwer verletzt.

Das CS-Gas wirkt in hohen Dosie­
rungen ebenfalls tödlich. Die USA 
setzten Cyanid in Vietnam von 1964 bis 
’69 ein; mindestens 700 Tote sind do­
kumentiert als Opfer ausschließlich 
von CS.

Die Polizei versucht immer wieder, 
durch Vorführungen die Ungefährlich­
keit von CS zu belegen. Zumindest ein 
Test ging schief: am 27.5.82 ertrank 
der junge hannoversche Polizist Mi­
chael R., einen Tag nachdem er an ei­
ner Vorführung des CS teilgenommen 
hatte. Bei der Obduktion wurden Ab­
bauprodukte von CS gefunden.

Mit den neuen Polizeiwaffen soll, so 
Herzog, eine ,,Lücke“ zwischen Poli­
zeiknüppel und Schußwaffen geschlos­
sen werden. Der Polizeiführung steht 
dann ein breit gefächertes Waffenarse­
nal zur Verfügung, aus dem je nach 
Lage geschöpft werden kann. Das Po­
lizeigesetz Baden-Württemberg ist 
mittlerweile soweit novelliert, daß es 
alles abdeckt: „Schußwaffen dürfen 
gegen Menschenmengen nur dann ge­
braucht werden, wenn von ihr oder aus 
ihr heraus Gewalttaten begangen wer­
den oder unmittelbar bevorstehen“ 
(§40) und in diesem Fall dürfen auch 
,, »unbeteiligte4 Personen gefährdet“ 
werden (§39), was sich bei Einsatz der 
mittlerweile bei den Bereitschaftspoli­
zeien lagernden Maschinengewehre 
auch kaum vermeiden läßt.

„Ein richtiges Lagebild nützt allein 
noch nichts, wenn daraus nicht die 
notwendigen Konsequenzen gezogen 
werden“ meint Baden-Württembergs 
Polizeichef Dr. Stümper, gleichzeitig 
Vorsitzender des Ausschusses Innere 
Sicherheit bei der Länderinnenmini­
sterkonferenz, und verweist auf „heik­
le Bereiche4’ in der „Gesetzgebung44 
und „Bewaffnung“. „Die gesellschaft­
lichen und sozialen Spannungen wer­
den weiter, und zwar wohl sehr erheb­
lich zunehmen“, so Dr. Stümper, was 
„nicht zuletzt durch die Entwicklung 
der Wirtschaftslage“ bestimmt werde. 
„Zeiten innerer Spannungen bringen 
immer wieder größere Bevölkerungs­
teile auf die Straße“; deshalb komme 
man ohne Gummischrot und CS-Gas 
nicht weiter aus.
Quellenhinweis: Öko-Institut Freiburg, Reizkampfstoff 
CS, Heft 22; CILIP 8, April 81; taz 8.9.82; Dr. A. Stüm­
per in: Kriminalistik 10/81; Die Polizei 1/82; Konkret 
11/82.

NRW
Kürzungen bei Privat­
schulen rechtswidrig

Essen. Der von der CDU-Landtags­
fraktion angerufene Landesverfas­
sungsgerichtshof in Münster erklärte 
am 3. Januar die von der SPD-Landes­
regierung beschlossene Kürzung der 
Landeszuschüsse für private Schulträ­
ger für rechtswidrig.

Mit dem Haushalt ’82 hatte die Lan­
desregierung das Ersatzschulfinanzie­
rungsgesetz geändert und die aufzu­
bringende Eigenleistung der privaten 
Schulträger um 4% auf 10% erhöht. 
Private Schulträger sollten lediglich 
Kosten für eigene oder gemietete Ge­
bäude nicht mehr geltend machen kön­
nen. 30 Mio. DM wollte die Landesre­
gierung damit „einsparen“. Wenig, 
wenn man bedenkt, daß sie allein 227 
Mio. DM bei der Erstattung von Schü- , 
lerfahrtkosten gekürzt hat. Nichts, <. 
wenn man bedenkt, daß die katholi­
sche Kirche, die die Kürzung im we­
sentlichen traf, da sie die meisten Pri­
vatschulen unterhält, Millionen DM 
Kirchensteuern über den Staat ein­
treibt. Die katholische Kirche und die 
CDU liefen Sturm gegen die beschlos­
sene Kürzung. Von „massivem Angriff 
auf die Existenz der freien Schulen“ 
war die Rede, von Verstoß gegen das 
Grundgesetz und die Landesverfas­
sung.

Die Landesverfassung garantiert in 
Art. 8 den privaten Schulträgern „die 
zur Durchführung ihrer Aufgaben und 
zur Erfüllung ihrer Pflichten erforder­
lichen Zuschüsse“. Keineswegs hätte 
deswegen die Landesregierung den 
„Ermessensspielraum“, Miet- und 
Pachtzinsen oder Erhaltungskosten für 
eigene Schulgebäude nicht zu bezah­
len, so der Verfassungsgerichtshof.

Mit dem Urteil des Verfassungsge­
richtshofs, das die Landesregierung 
verpflichtet, selbst die Abnutzungsko­
sten für eigene Schulgebäude der priva­
ten Träger - und damit ja hauptsäch­
lich der katholischen Kirche - zu zah­
len, ist eine ziemlich grundsätzliche 
Entscheidung auf Finanzierung der 
privaten Schulträger durch die Regie­
rung getroffen. Durch die Garantie der 
vollständigen Bezahlung der Privat­
schulen durch den Staat sind die Be­
dingungen geschaffen, daß die christli­
che Reaktion ihren Einfluß auf das all­
gemeine Schulwesen weiter ausbauen 
kann. Das ist auch das Ziel. Hat die 
katholische Kirche heute schon durch 
inzwischen 74 Gymnasien und 30 be­
rufsbildende Schulen Einfluß auf Tau­
sende von Schülern, wird dieser Ein­
fluß ausgeweitet werden. Die Regie­
rung wird ja weiterhin vollständig zah­
len.
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Sozialhilfe in Hamburg
Kapitalisten schaffen eine Armuts- und Elendsschicht, 
Senat kürzt Sozialhilfeleistungen
Mit ihrer ,,sozialen Marktwirtschaft“ 
haben es die Kapitalisten inzwischen 
geschafft, daß Millionen Menschen 
nicht mehr in der Lage sind, sich selb­
ständig auch nur ein Einkommen zu si­
chern, daß an die elend niedrigen So­
zialhilfesätze heranreicht und nach § 1 
Bundessozialhilfegesetz (BSHG) not­
wendig ist, um „die Führung eines Le­
bens zu ermöglichen, das der Würde 
des Menschen entspricht“.

In Hamburg ist gemessen an der 
Wohnbevölkerung die Zahl derjeni­
gen, die aus Armut Sozialhilfezahlun­
gen erhalten (laufende und einmalige 
Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb 
von Einrichtungen; im folgenden ist

Hamburg: 90000 beteiligten sich am 6.11.82 an der DGB-Demonstration gegen 
Lohnsenkungen, Sozialabbau und Arbeitslosigkeit.

immer nur diese Hilfeart gemeint), in­
nerhalb von zehn Jahren fast um das 
Dreifache gestiegen: von 1970 =
23159 (1,29% der Wohnbevölkerung) 
auf 1980 = 56493 (3,34% der Wohn­
bevölkerung). 12,5% aller Sozialhilfe­
bezieher waren 1980 Ausländer (abso­
lut: 7098). Die Zahlen werden inzwi­
schen um einige Tausend höher liegen 
und weiter steigen.

Am stärksten gestiegen ist die Verar­
mung der 15- bis 65jährigen. 1980 wa­
ren bereits 57% aller Sozialhilfebezie­
her in dieser Altersgruppe (1970 = 
37,5%). Neben Lohnsenkungen und 
Arbeitslosigkeit wirkt hier vor allem 
der gesetzliche Leistungsabbau der So­

zialVersicherungen, insbesondere die 
Kürzungen des Arbeitslosengeldes und 
der Arbeitslosenhilfe. Nach Angaben 
des Hamburger SPD-Senats bedeutete 
das 1980 für 889 Haushalte, daß das 
ausgezahlte Arbeitslosengeld bzw. die 
Arbeitslosenhilfe noch unter dem So­
zialhilfesatz lagen.

Gemessen an der Kaufkraft sinkt der 
Sozialhilfesatz seit 1970 kontinuierlich. 
Hauptbestandteil der Sozialhilfezah­
lungen sind die von den einzelnen Bun­
desländern festgelegten Regelsätze, de­
nen ein 1970 aufgestellter Warenkorb 
(siehe S. 27) und dessen Preise zugrun­
deliegen. Danach gehören zum „Leben 
in Würde“: einmal monatlich ein Sup-

penhuhn, täglich 36,6 g Fleisch, 88,1 g 
frisches Gemüse und 10 g Kaffee, jede 
Woche eine Tageszeitung, alle zehn 
Tage eine Flasche Bier, monatlich eine 
Rolle Toilettenpapier und einmal im 
Jahr eine Glühlampe, Schuhe besohlen 
und über 30 km Bahn fahren. Es 
scheint auch zur „Würde“ eines So­
zialhilfebeziehers zu gehören, daß seit 
1970 weder der Inhalt des Warenkor­
bes noch die Regelsätze den jeweiligen 
Lebens- und Preisverhältnissen ange­
paßt wurden. Bei einer entsprechenden 
Preisanpassung müßte nach Angaben 
des Senats heute allein der Eckregelsatz 
(Regelsatz für eine Einzelperson) um 
ca. 30% erhöht werden. Deutlich wird, 
in welch unmenschliche Existenz die 

Sozialhilfebezieher getrieben werden 
sollen: bekanntlich wollte die ehemali­
ge SPD/FDP-Regierung die Regelsätze 
ab 1.1.83 um elende 3% erhöhen; be­
kanntlich hat die jetzige CDU/CSU/ 
FDP-Koalition die Anhebung der Re­
gelsätze auf den 1.7.83 verschoben und 
will dann nur um 2% erhöhen - um 
den Warenkorb „abzumagern“ (siehe 
S. 27).

Sozialhilfe soll der „Sicherstellung 
der notwendigen Bedürfnisse des tägli­
chen Lebens“ dienen. Unter der Vor­
aussetzung, daß keine weiteren Ein­
künfte vorhanden sind, erhalten in 
Hamburg ein Alleinstehender bzw. der 
„Haushaltsvorstand“ einer Familie 
nach den seit dem 1.1.82 geltenden Re­
gelsätzen 344 DM monatlich und jedes 
weitere Familienmitglied je nach Alter 
zwischen 155 und 310 DM; Miete und 
Heizung bezahlt das Sozialamt. Eine 
vierköpfige Familie - zwei Erwachse­
ne, ein 6- und ein 14jähriges Kind - 
bekommt danach monatlich 1032 DM. 
Davon müssen sie bezahlen: „Die Ko­
sten für Ernährung, Kochfeuerung, 
Beleuchtung, Betrieb elektrischer Ge­
räte, kleinere Instandhaltungen und 
geringwertige Beschaffungen, Körper­
pflege und Reinigung sowie persönli­
che Bedürfnisse des täglichen Le­
bens.“

Der durch die Regelsätze festge­
schriebene erbärmliche Lebensstan­
dard schließt die Sozialhilfebezieher 
nicht nur von allem aus, was ein biß­
chen Lebensfreude schafft, er erzwingt 
außerdem regelmäßige Bettelgänge 
zum Sozialamt. Bewußt sind die Ko­
sten für größere Anschaffungen wie 
Kleidung, Möbel u.ä. in den Regelsät­
zen nicht enthalten. Für solche „ein­
maligen Hilfen zum Lebensunterhalt“ 
müssen Zusatzanträge gestellt werden. 
Ob es Geld für einen Wintermantel 
gibt und in welcher Höhe, wie oft neue 
Schuhe, ob ein Kühlschrank zum Le­
bensstandard eines Sozialhilfeempfän­
gers gehört usw. soll dann von dem je­
weilige Sachbearbeiter auf Grundlage 
fachlicher Weisungen entschieden wer­
den. Neben der Schikane, die damit ge­
genüber einzelnen Hilfebeziehern mög­
lich ist, können so auf kaltem Behör­
denwege jederzeit die Sozialhilfelei­
stungen allgemein gekürzt werden. In 
den Hamburger Sozialämtern werden 
die Beschäftigten inzwischen zuneh­
mend von der Dienstaufsicht angewie­
sen, den „Rahmen“ der Leistungen 
nicht auszuschöpfen - so wird aus 
dem Wintermantel für 200 DM ein 
Parka für 85 DM.
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1980 mußten in Hamburg bereits 
rund 34000 Haushalte (4,2% aller Pri­
vathaushalte) von einem Betrag in Hö­
he der Sozialhilfe leben. Das Ausmaß 
an Elend und Verarmung ist jedoch 
weitaus höher. Neben den Familien, 
die aus der Sozialhilfe herausfallen, 
weil ihr Einkommen leicht über dem 
Sozialhilfesatz liegt, machten nach An­
gaben des Senats 1980 mindestens 
19000 Haushalte ihren Anspruch auf 
Sozialhilfe nicht geltend. Ein deutli­
ches Zeichen dafür, wieviel Menschen 
lieber erbärmlich leben, als ihre Fami­
lienangehörigen, denen es auch nicht 
viel besser geht, zur Unterhaltszahlung 
zwingen zu lassen. Es gibt aber noch ei­
nen weiteren Grund für die Nichtinan­
spruchnahme: die im Ausländergesetz 
festgelegten brutalen Bestimmungen 
gegenüber ausländischen Sozialhil­
feempfängern. Nach § 10, Abs. 1, 10 
kann „ein Ausländer ausgewiesen 
werden, wenn ... er den Lebensunter­
halt für sich und seine unterhaltsbe­
rechtigten Angehörigen nicht ohne In­
anspruchnahme der Sozialhilfe bestrei­
ten kann oder bestreitet ...“

Zurzeit ist die SPD landesweit damit 
beschäftigt, die unsoziale Politik der 
CDU/CSU/FDP-Koalition zu kritisie­
ren. Daß der Hamburger Senat in diese 
berechtigte Kritik einstimmt, ist aller­
dings mehr als kühn, wenn man weiß, 
daß er insbesondere 1981/82 Sozialhil­
feleistungen in Millionenhöhe gekürzt 
hat. Es ist ihm inzwischen gelungen, 
die durchschnittlichen Ausgaben pro 
Sozialhilfebezieher (= 2797 DM) so­
wohl unter diejenigen anderer Stadt­
staaten wie Bremen (= 3381 DM) und 
Berlin (3 243 DM) als auch deutlich un­
ter den Bundesdurchschnitt (= 3281 
DM) zu senken. Weitere Kürzungen 
sind bereits angekündigt: derzeit wird 
in der Sozialbehörde überlegt, wie über 
die Gestaltung der Regelsätze und be­
hördliche Anweisungen die Sozialaus­
gaben ,»beeinflußt“ werden können.

Auch in der Frage, daß es Sozialhilfe 
nur bei Gegenleistung geben sollte, 
stimmt der Senat mit Blüm (siehe S. 
27) überein. Die in den §§ 19, 20 BSHG 
fest gelegte Zwangsarbeit für Hilfebe­
zieher soll ausgebaut werden. Bisher 
gibt es in Hamburg 180 Stellen, auf de­
nen Sozialhilfebezieher für ein Almo­
sen von 4 DM bis 10,50 DM pro Tag 
arbeiten müssen. Weigern sie sich, 
wird die Sozialhilfe erst gekürzt und 
dann gestrichen. Demnächst sollen die­
se Stellen auf 500 erhöht werden. Der 
Elendsstandard der Sozialhilfezahlun­
gen tut allerdings auch hier seine Wir­
kung: zunehmend mehr Hilfebezieher 
melden sich ,,freiwillig“ zu diesem Ar­
beitsdienst.

Quellenhinweis: ,,Entwicklung und Beeinflußbarkeit der 
Sozialhilfe in Hamburg“, Bürgerschaftsdrucksache 
10/458.
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Die Sozialhilfe ist nicht zu hoch, 
sondern der Lohn zu niedrig!
Daß sich schlecht bezahlte Arbeit 
„lohnen“ müsse, also auch die So­
zialhilfe nie höher sein dürfe als der 
Lohn, das ist ein Bestreben der Reak­
tionäre. 41,4% aller Hamburger 
Haushalte sind Alleinstehende, 27% 
Familien mit drei oder mehr Kindern. 
An zwei typischen Beispielen wol­
len wir zeigen, daß, wenn die Sozial­
hilfe tatsächlich höher als der Lohn 
ist, dies nicht an der erbärmlich ge­
ringen Sozialhilfe liegt, sondern an 
dem viel zu niedrigen Lohn.

Beispiel 1: Alleinstehender unter 60 
Jahren, arbeitslos, ohne Anspruch 
auf Arbeitslosengeld
Regelsatz
Miete
Sozialhilfe:

344 DM 
plus 350 DM

694 DM
Beispiel 2: Geschiedene
Kinder im Alter
Jahren:
Regelsatz Frau 
Mehrbedarf
Kind, 7 Jahre
Kind, 11 Jahre
Kind, 14 Jahre
Heizung
Miete
Gesamtbedarf:
hiervon abzurechnen sind: 
Kindergeld minus 
U nterhaltszahlung 

minus

von 7,

plus 
plus 
plus 
plus 
plus 
plus

Frau, drei
11 und 14

344,00 DM
68,80 DM

224,00 DM
258,00 DM
258,00 DM 

80,00 DM
420,00 DM 

1652,80 DM

zu erwartende 
Sozialhilfe:

370,00 DM

600,00 DM

682,80 DM

Für Lebensmittel darf dieser Haus­
halt von seinem Gesamteinkommen 
764 DM ausgeben. Von den verblei­
benden 388,80 DM muß dann noch

monatlich Strom, Gas, jede ,,kleine“ 
Anschaffung (z.B. Schulmaterialien 
für die Kinder, Turnzeug, Unterwä­
sche, Strümpfe, Frisör) bezahlt wer­
den. An Fahrten mit der Familie in 
die Stadt, ins Kino gehen, am Wo­
chenende „ins Grüne“ oder gar in 
Urlaub fahren, kann gar nicht erst 
gedacht werden. In einem Merkblatt 
der Hamburger Verbraucherzentrale 
vom 7.1.83 wird festgestellt, daß für 
einen vierköpfigen Haushalt alleine 
für Lebensmittel monatlich 800 DM 
bereitgestellt werden müßten (und 
dieses schon bei äußerster Einschrän­
kung bei der Auswahl der Lebensmit­
tel).

Ein Untersuchungsbericht des 
Deutschen Familienverbandes ergab 
bereits 1978, daß für Kinder zwischen 
dem ersten und 18. Lebensjahr 
durchschnittlich 450 bis 500 DM mo­
natlich ausgegeben werden müßten. 
Darin enthalten sind u.a. für Essen 
150 DM, Kleidung 62,50 DM, Miet­
anteil 116 DM, Urlaub 33,50 DM, 
Kultur und Taschengeld 66,65 DM. 
Der Höchstbetrag für das 14jährige 
Kind in unserem Beispiel ergibt nur 
433 DM aus Sozialhilfeleistungen, 
u.a. für Essen 123 DM, Bekleidung 
50 DM, Mietanteil 125 DM.

Sicher, es gibt viele Menschen, die 
von weitaus weniger als monatlich 
1652 DM leben müssen. Unter den 
dargestellten Verhältnissen kann dies 
aber nur ein Argument dafür sein, 
daß die unteren Löhne und Gehälter 
und die niedrigen Renten beträcht­
lich angehoben werden müssen, da­
mit nicht noch mehr Arbeiterhaus­
halte unter das Existenzminimum ab­
sinken.

f

,, Nest wärme“ zum Sozialhilfesatz
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Stichwort

Bund Deutscher Arbeitgeber­
verbände (BDA): ,,Soziale Si­
cherheit für die Zukunft - 
Leitlinie für die Soziale Siche­
rung unter veränderten wirt­
schaftlichen, sozialen und de­
mographischen Bedingun­
gen.“ (März 1982)
,,Obwohl im Zuge der allge­
meinen Wohlstandsentwick­
lung der vergangenen Jahre die 
Fähigkeit der Bürger zur indi­
viduellen Darseinsvorsorge ob­
jektiv zugenommen hat, führte 
die sozialstaatliche Entwick­
lung in die entgegengesetzte 
Richtung. Dadurch wurde die 
private Daseinsvorsorge immer 
stärker eingeengt. Der indivi­
duelle Entscheidungsspielraum 
verringerte sich durch den 
ständigen Ausbau der kollekti­
ven Ansprüche. Dem An- 

\ spruchsdenken ist ebenso Vor­
schub geleistet worden wie ei­
nem Verhalten, das auf die ,ra­
tionale4 Nutzung der Soziallei­
stungen bedacht ist. Dabei 
droht die Arbeitsbereitschaft, 
die eine Anerkennung der Lei­
stung voraussetzt, Schaden zu 
nehmen“ (S. 23).

„Das Sozialeinkommen des 
einzelnen darf nicht so hoch 
sein wie verfügbares Einkom­
men bei Arbeit. Eine Nichtbe­
achtung dieses Grundgedan­
kens ist sozial ungerecht und 
leistungsfeindlich. Arbeitsein­
kommen dürfen über den Be­
zug von Sozialleistungen, die 
an Einkommensgrenzen ge­
bunden sind, nicht so verän­
dert werden, daß Arbeitneh­
mer mit einem niedrigeren 
Bruttoeinkommen durch
Transfers ein höheres verfüg- 
bares Einkommen erzielen 
können als diejenigen, deren 
Bruttoarbeitseinkommen über 
den Grenzen liegt.

Die Einkommensersatzlei­
stungen in der Sozialversiche­
rung müssen leistungsbezogen 
sein. Dem entspricht die Äqui­
valenz von lohnbezogenen Bei­
trägen und Leistungen. Ver­
einheitlichungen, die auf eine 
Nivellierung hinauslaufen, 
sind mit dem Versicherungsge­
danken unvereinbar. Von da­
her haben z.B. Grund- und 
Mindestrenten in der Renten­
versicherung keinen Raum.“ 
(S. 29)

,,Auch im Bereich der So­
zialhilfe ist im übrigen darauf 
Bedacht zu nehmen, daß sich 
der einzelne nicht völlig auf die 
Leistung der Gemeinschaft 
verläßt, wodurch Anreize zur 
Eigenversorgung und familiäre 
Hilfe erstickt werden können. 
Dtes gilt auch für das Verhält­

Sozialpolitik

nis der Höhe der Sozialhilfe 
und sie ergänzender Leistun­
gen zu vergleichbarem Arbeits­
entgelt.“ (S. 69)

Deutscher Bundestag, 15. Ok­
tober 1982, Arbeitsminister 
Blüm:
„Das A und O unserer Wirt­
schafts-, Finanz- und Sozial­
politik ist der Kampf gegen die 
Arbeitslosigkeit. Alles, was 
diesem Zweck nicht nützt, 
muß jetzt zurückgestellt wer­
den. Arbeitslosigkeit ist Leid 
... Ohne Arbeit gibt es keine 
soziale Sicherheit ... Was 
könnten wir alles für die Fami­
lien, für die Behinderten, für 
die Kriegsopfer machen, müß­
ten wir das Geld nicht für die 
Arbeitslosen ausgeben! 
Humanisierung, Arbeits­
schutz, Mitbestimmung. Ich 
frage Sie nur alle: Was haben 
die Arbeitslosen von Humani­
sierung? Sie haben keine Ar­
beit, also auch keine humani­
sierte Arbeit. Dem Arbeitslo­
sen nützt auch die Mitbestim­
mung nichts, denn er hat keine 
Arbeit, und da gibt es auch 
nichts mitzubestimmen 
(Dr. Ehmke, SPD: Mit Ihrer 
Rede sollten sie BDI-Präsident 
werden) .. .

Wir werden in der Sozialpo­
litik das Prinzip ,Leistungsge­
rechtigkeit4 stärken. Wo im­
mer es Spielräume für das 
Prinzip »Leistung für Gegen­
leistung4 gibt, werden wir diese 
Spielräume erweitern. Das ist 
auch in der Rentenversiche­
rung so, und es wird auch beim 
Arbeitslosengeld so sein, weil 
ich denke, dies ist nicht nur ein 
Unterschied in Mark und 
Pfennig, sondern dies ist ein 
Unterschied in Sachen Selbst­
achtung der Empfänger von 
Sozialleistungen. Denn es 
macht einen großen Unter­
schied aus, ob die Soziallei­
stungen als staatliches Ge­
schenk oder als Gegenleistung 
für eigene Leistung angesehen 
werden.“

Deutscher Bundestag, 11.11. 
1982, Jaunich (SPD):
Ich kann Herrn Lambsdorff 
und anderen nur sagen: Ver­
zichten Sie bitte einen Monat 
in Ihrem Leben auf Amtsbezü­
ge, Ministergehälter, Vor­
standsgehälter und was weiß 
ich sonst, leben Sie einen Mo­
nat mal von 338 DM, die ein 
erwachsener Sozialhilfeemp­
fänger im Monat als Barlei­
stung bezieht! (Zuruf von der 
CDU/CSU: Klassenkampf!)
Wenn Sie nicht bereit sind, 

diesen Streit mit mir theore­
tisch zu führen, wird Ihnen 
vielleicht diese praktische Er­
fahrung zeigen, daß hier nichts 
zu sparen ist ... Und sie ha­
ben aus der Koalitionsverein­
barung noch die Aufgabe, den 
Warenkorb abzumagern.44

Evangelische Kirche Deutsch­
lands (EKD): „Solidargemein- 
schaft von Arbeitenden und 
Arbeitslosen — Sozialethische 
Probleme der Arbeitslosig­
keit“, 1982.
Das soziale Netz muß von blei­
ernen Hypotheken und tabui­
sierten Anspruchsberechtigun­
gen befreit werden, um seiner 
Perversion zu entgehen ...: 
Verzicht auf ein Wachstums­
denken bei den Einkommen;

Der Warenkorb eines erwachsenen Sozialhilfeempfängers enthält 
für einen Monat:

1. an Nahrungsmitteln:
2385 g Schwarzbrot
1 135 g Weißbrot

640 g Weizenmehl (Type 405)
85 g Nudeln
40 g Gries
60 g Reis

100 g Kartoffelmehl
60 g Puddingpulver
55 g Haferflocken

155 g Hülsenfrüchte
6100 g Kartoffeln

850 g Kohl
250 g Mohrrüben
280 g Salatgurke
100 g Spinat
375 g Tomaten
360 g Kopfsalat
410 g Zwiebeln

20 g Erbsen (Schoten)
1000 g Gemüsekonserven

545 g Suppenhuhn (tiefgek.)
400 g Rindfleisch
450 g Schweinefleisch

80 g Kalbfleisch
175 g Hackfleisch
340 g Schinkenspeck
950 g Mettwurst
325 g Harzer Käse

6130 g frische Vollmilch
150 g Joghurt
150 g Edamer Käse
125 g Sahne
600 g Quark
600g Butter
620 g Margarine
375 g Kokosfett

16 Eier
11 Kondensmilch

205 g Heringe in 
Tomatensoße

1700 g Äpfel
1000g Pflaumen

600 g Apfelsinen
600 g Bananen
300 g Apfelmus
40g Erdnüsse

1200 g Zucker
200 g Marmelade
175 g Schokolade
100 g Bonbons

Abbau von Privilegien in Ein­
zelbereichen, die angesichts ei­
ner veränderten gesamtgesell­
schaftlichen Situation nicht 
mehr gerechtfertigt sind; keine 
Besitzstandswahrung um jeden 
Preis, vor allem dann nicht, 
wenn dadurch die Hilfsmög­
lichkeiten für andere beein­
trächtigt werden; gezieltere (!) 
Förderung und Bezuschussung 
von Leistungsberechtigten, 
Verminderung von Mitnah­
meeffekten und Fehlsteuerun­
gen von Hilfen der Solidarge- 
meinschaft; verstärkte Förde­
rung der Eigenleistungen (... 
Übernahme von unbezahlten 
und unbezahlbaren persönli­
chen Dienstleistungen ...).“ 
(S. 81)
(Das Ausrufezeichen stammt von der EKD)

2. an Energiekosten:
16 cbm Gas

1 Grundpreis Gas
16 kWh Strom

1 Grundpreis Strom
1 Glühlampe zu 100 Watt

im Jahr
3. an „Luxus44:
24 Blatt Briefpapier

4 Briefmarken je 60 Pfg.
4 Tageszeitungen
6 Straßenbahnfahrkarten

Vi Kinokarte
1 Bundesbahnfahrkarte
1 über 30 Kilometer

’/2 Vereinsbeitrag
1 Taschenbuch

300 g Kaffee
1 Paket Tabak
4 Büchsen Bier

4. für Reinlichkeit:
Vi Stück Seife (60g)
Vz Stück Rasierseife (30g)
2 Rasierklingen
Vi Tube Zahncreme
1 X Haareschneiden
I Rolle Toilettenpapier
Vi Tube Haarshampoo
1 Flasche Geschirrspülmittel
1/6 Roßhaarbesen (einen

im Halbjahr)
25 g Schuhcreme
1/6 chemische Anzugreinigung

(eine im Halbjahr)
5. für den Ersatz und die
Reparatur von Dingen, die 
im Alltag verschleißen:
1/12 Schuhe besohlen 

(einmal im Jahr)
1/36 Bettlaken (eines

alle 3 Jahre)
1/12 Herrenhemd (eins

im Jahr)
l/4 Paar Socken (ein Paar

alle 3 Monate)
1/6 Unterwäsche (einmal im

Halbjahr)
1 Porzellantasse mit

Untertasse
Quellenhinweis: Julia Harrendorf. Vom Um 
gang mit dem Sozialstaat, RoRoRo TB 4841
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Internationale Nachrichten

Erfolge gegen die äthio­
pischen Feudalherren

Die Befreiungsfront des Vol­
kes von Tigray (TPLF) vermel­
det, daß es dem tigräyischen 
Volk in dem seit 1975 geführ­
ten Kampf bis zum Ende des 
Jahres 1982 gelungen ist, mehr 
als 85% des Landes, in diesen 
Gebieten leben mehr als 90% 
der Bevölkerung Tigrays, von 
der Vorherrschaft des äthiopi­
schen Großgrundbesitzes zu 
befreien. Mehrere Städte und 
fast das gesamte ländliche Ge­
biet werden von der TPLF 
kontrolliert, obwohl die äthio­
pische Zentralregierung den 
Krieg gegen die um ihre Unab­
hängigkeit kämpfenden Völ­
ker Tigrays und Eritreas wei­
terführt. (Beide Regionen lie­
gen im Norden Äthiopiens.) 
Die TPLF berichtet, daß die 
Bauern in den befreiten Gebie­
ten mit Unterstützung der Be­
freiungsarmee den Groß­
grundbesitz enteignet haben 
und daß das Land an die land­
losen und landarmen Bauern 
aufgeteilt wurde. In zahlrei­
chen Dörfern sind Genossen­
schaften gebildet worden, die 
die kollektive Bearbeitung des 
Bodens organisieren und die 
sich darüber hinaus um alle an 
deren gesellschaftlichen Auf­
gaben kümmern. Verschiedene

El Salvador: Erfolge der Befreiungsfront
Die Befreiungsfront FMNL 
hat die Stadt Meaguera an der 
Hauptverbindungsstraße nach 
Honduras nach heftigen 
Kämpfen in der letzten Woche 
zurückerobert. Damit brachte 
die Befreiungsarmee den An­
griff von 6000 Regime-Solda­
ten zum Stehen. Zum ersten 
Mal setzte die Befreiungsfront 
von den Regimetruppen erbeu­
tete 120-mm-Granatwerfer ge­
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Zimbabwe: Neuer 
Dreijahresplan 

In einem Interview mit der so­
wjetischen Nachrichtenagen­
tur TASS erklärte Robert Mu­
gabe, Ministerpräsident von 
Zimbabwe, zu den dringend­
sten Problemen des Landes 
und dem neuen Wirtschafts­
plan : „Was die inneren Pro­
bleme betrifft, so waren sie bei 
uns von Anfang an brennend 
... bislang konnte nicht allen 
Bauern Boden gegeben wer­
den. Die Lösung dieses Pro­
blems wird von Punkten der 
Verfassung behindert, die uns 
auf der Lancaster House Kon­
ferenz aufgezwungen wurde. 
Sie gestatten keine Nationali­
sierung des Bodens ohne Ver­

Genossenschaften verfügen in­
zwischen über eigene Kranken­
stationen und Schulen. Sie 
führen Kurse durch, in denen 
Erwachsene und Kinder Lesen 
und Schreiben lernen.

Spanien: Kampf der 
Kanalisationsarbeiter

Am 10. Januar begannen die 
Arbeiter, die die Überwachung 
und Reparatur der Abwasser­
anlagen in Spanien durchfüh­
ren, mit einem unbefristeten 

gen die Spezialbataillone des 
Regimes ein, die in den USA 
ausgebildet worden waren. 
Seit Jahresbeginn hat die Be­
freiungsarmee mehrere Ort­
schaften in der östlichen Pro­
vinz Morazan erobert. Sie hat 
jetzt die Provinzhauptstadt 
Francisco de Gotera einge­
schlossen. Nach diesen Nieder­
lagen planen die US-Imperiali- 
sten, den derzeitigen Armee­

gütung, doch wir haben bereits 
in London erklärt, daß wir 
nicht vorhaben, unseren eige­
nen Boden abzukaufen. Wenn 
die Briten wollen, daß wir da­
für zahlen, müssen sie uns Kre­
dite geben. England hat dafür

Streik. Sie fordern eine Erhö­
hung ihrer Löhne um 18% und 
die Einführung der 40-Stun- 
den-Woche, weil ihre Löhne 
im Durchschnitt gerade die 
Höhe des Mindestlohns errei­
chen. Zu dem Streik haben die 
Arbeiterkommissionen (CCO) 
und der sozialdemokratische 
Gewerkschatsbund UGT ge­
meinsam aufgerufen. Am 
Streik beteiligten sich bis jetzt 
ca. 16000 Arbeiter in der Pro­
vinz Madrid, das sind ca. 80% 
der Branche in dieser Provinz.

minister zu ersetzen. Am letz­
ten Wochenende hat die US- 
Regierung in ihrem halbjährli­
chen Bericht über die Unter­
stützung des Regimes festge­
halten, daß sie „den demokra­
tischen Prozeß, der mit den 
Wahlen im März letzten Jahres 
begonnen habe, fortsetzen 
will“. Im letzten Jahr haben 
die Regimekräfte - nach An­
gaben US-amerikanischer 
Menschenrechtsgruppen - 
mindestens 5339 Menschen er­
mordet. Die US-Regierung hat 
jetzt beim Kongreß für 1983 
164,9 Mio. $ Wirtschaftshilfe 
und 61,3 Mio. $ Militärhilfe 
beantragt. Die Befreiungsfront 
hat letzte Woche durch den 
Sprecher der diplomatisch-po­
litischen Kommission der Be­
freiungsfront in Washington 
erneut bekräftigt, daß sie be­
reit sei, ohne Vorbedingungen 
Verhandlungen mit dem Regi­
me aufzunehmen. Die Befrei­
ungsfront werde den Kampf 
verstärken, wenn das Regime 
weiterhin Verhandlungen ab­
lehne. Bild: Regimetruppen in 
einer Ortschaft, die von 
Widerstandsparolen geprägt 
ist.

bislang 30 Mio. Pfund Sterling 
bereitgestellt, aber die gehen 
bereits zu Ende. Ich war vor 
kurzem in London und habe 
Mrs. Thatcher diese Frage vor­
gelegt und ihr zu verstehen ge­
geben, wenn England nicht 
mehr Geld gebe, müßten wir 
unsere eigenen Methoden des 
Bodenerwerbs anwenden . .. 
Wir haben eingestanden, daß 
wir nicht alle Produktionsmit­
tel verstaatlichen können, und 
gezwungen sind, das Bestehen 
kapitalistischer Betriebe hinzu­
nehmen. Sie müssen kontrol­
liert werden, sie müssen unter 
Beobachtung stehen, sowohl 
um Gerechtigkeit gegenüber 
den Arbeiten zu sichern, als 
auch zur Steigerung ihrer Pro­
duktivität.“

Streik peruani- ( 
scher Bergarbeiter

Mit einem Ultimatum wandte 
sich die peruanische Regierung 
an die Gewerkschaften der Mi­
nenarbeiter und drohte mit 
Entsendung des Militärs in die 
Minen, wenn die Gewerk­
schaften ihre Kampfmaßnah­
men nicht sofort beenden. 
Mehr als 10000 Arbeiter strei­
ken seit dem 14. Januar, sie 
fordern die Auszahlung von 
Prämien für das Jahr 1982, die 
die Bergwerksgesellschaften 
wegen „schlechter Geschäfts­
lage“ einbehalten wollen, und 
Lohnerhöhungen. Vor allem 
kämpfen die Bergarbeiter ge­
gen die Weigerung der Regie­
rung, bereits abgeschlossene 
Verträge über Lohnerhöhun­
gen anzuerkennen. Die 5000 
Arbeiter der „Southern Peru 
Copper Corporation“, der 
größten US-Minengesellschaft 
in Peru, streiken bereits seit 20 
Tagen, nachdem die Gesell­
schaft die Garantie eines Min­
destlohns abgelehnt hatte. Ihre 
Verluste betragen bisher 3 
Mio. US-$ durch den Streik.

Bergarbeiter in 
Indien streiken

Mit der Schließung der Berg­
werke in Asansol und Ranguni 
reagierte die Regierung Gandhi 
auf einen zunächst auf 72 
Stunden befristeten Streik der 
Arbeiter in den staatlichen 
Kohlebergwerken in Indien. 
Die Kohlearbeiter streiken, um 
ihre Forderungen nach Erhö­
hung der Löhne um minde­
stens die Inflationsrate und das 
Recht, über Änderungen der 
Arbeitsbedingungen zu ent­
scheiden, durchzusetzen.



Frankreich
Der Kampf der Renault-Arbeiter 
für höhere Löhne dauert an
400 Bandarbeiter der Sattlerei des Wer­
kes Billancourt, (13000 Beschäftigte, 
die Spiegel und anderes Zubehör mon­
tieren) legten am 21.1. die Arbeit nie­
der, wenige Tage nach Beendigung des 
Arbeitskampfes der Lackierer des 
Werkes Flins. ,,Pfropfenstreik“ nen­
nen die Arbeiter diese Kämpfe auf Ab­
teilungsebene, weil sie den gesamten 
Produktionsprozeß verstopfen kön­
nen. Ihre Forderungen lauteten: 300 
FF (ca. 110 DM) Lohnerhöhungen für 
alle, höhere Eingruppierung, eine zu­
sätzliche Pause von einer Viertelstun­
de, berufliche Fortbildung im Betrieb. 
Arbeiter mehrerer anderer Abteilungen 
entsandten in diesen Tagen Delegatio- 

'vjien mit fast identischen Forderungen 
zur Geschäftsleitung.

Die Gründe für den Streik? Die 
Hälfte der Abteilung verdient nicht 
mehr als 4000 FF (ca. 1350 DM) nach 
Abzug der Sozialversicherung aber vor 
Steuer, diejenigen, die 5000 FF errei­
chen, kann man an einer Hand abzäh­
len. Zudem ist der berufliche Aufstieg 
blockiert, nach zehn Jahren Arbeit als 
,,Angelernter bin ich immer noch An­
gelernter, füs Leben abgestempelt, un­
zufrieden mit der Arbeit“, sagte einer 
der Streikenden. Und der CGT-Dele- 
gierte der Abteilung erzählte: „Man 
hat den Eindruck, das Auto läuft auf 
dem Band und wir hinterher, wie Ver­
rückte. Man steigt hinein, steigt aus, 
wechselt die Seite, einmal stehend, ein­
mal knieend, ein anderes Mal gebückt. 
Es geht höllisch schnell und doch fin- 
Jet man s*ch zeitweilig am Ende des 
ßandes wieder und muß zulegen, um 
an seinen Platz zurückzukommen. Re­
sultat: Während der Pausen bereiten 
die Arbeiter ihre Teile vor, um den 
Rückstand wettzumachen, man hat zu­
weilen nur zehn Minuten für’s Essen.“

Die Lackierer bei Renault sind Fach­
arbeiter und entsprechend höher einge­
stuft. 4700 FF gibt es bei der Einstel­
lung, 5000 können es nach drei Jahren 
sein. Dabei bleibt es dann jedoch die 
nächsten fünfzehn, zwanzig Jahre, 
wenn der Arbeiter es überhaupt so lan­
ge durchhält. Aufstieg in höhere Fach­
arbeiterlohngruppen, weitere Qualifi­
zierung sind ihm verwehrt. Täglich 
steckt er in einer sechs mal zehn Meter 
kleinen Kabine, die von 48 Wagen am 
Tag passiert wird; Autos, die von 
”heptane“, einem starken Lösungs­
mittel bedeckt sind. Sechs Arbeiter 
versPrühen den Lack in einer Wolke 
VOn Tröpfchen dreiviertel Stunden 

lang, dann ist eine Viertelstunde Pau­
se. Die Lungen, die Leber, der Magen 
spielen oft nicht mehr mit. „Hier kauft 
die Direktion unsere Gesundheit“, 
sagt der CGT-Delegierte, „und viele 
verstecken noch Krankheitssymptome, 
denn wenn die Krankheit bemerkt 
wird, werden sie versetzt und verlieren 
ihre Prämien.“

Am 6.1. hatten die Lackierer in Flins 
ihren Streik begonnen und mehr Lohn, 
Aufstiegsmöglichkeiten und konkrete 
Verbesserungen der Arbeitsbedingun­
gen verlangt. Die Direktion setzte dar­
aufhin 1200 Beschäftigte wegen 
„Arbeitsmangels“ auf Kurzarbeit, der 
Produktionsverlust belief sich bald auf

Streik in den Renault-Werken

23000 Autos bzw. 5 Mio. FF. Drohen­
de Streiks in anderen Bereichen ließen 
die Redaktion Zugeständnisse machen, 
das zweite Angebot von Lohnerhöhun­
gen als Prämien zwischen 100 und 200 
FF wurde schließlich von den Streiken­
den akzeptiert. Über die Arbeitsbedin­
gungen soll verhandelt werden.

Im Streik der Bandarbeiter von Bil­
lancourt drohen die Kapitalisten ge­
genwärtig ebenfalls mit Kurzarbeit für 
Tausende, um den Streik zu spalten. 
So wie es aussieht, wird dies kaum Er­
folg haben. Die Gewerkschaften CGT 
und CFDT mobilisieren in allen Abtei­
lungen für eigenständige Forderungen 
zur Verbesserung der Arbeitsbedingun­
gen und für eine Lohnerhöhung von 
8% für 1983 mit Öffnungsklausel bei 
höherer Inflationsrate. Die Direktion 
hatte nach der 8%-Erhöhung von 1982 
- was Reallohnverlust bedeutete - 

für 1983 7% ohne Öffnungsklausel an­
geboten und erklärt, „die Lohnpolitik 
von Renault entspricht den nationalen 
Zielen.“ Sie wird alles daran setzen, 
vor allem keine Veränderungen im 
Lohngefüge zuzulassen, d.h. Erhöhun­
gen, wo sie zugestanden werden müs­
sen, nur in Form von Prämien zu zah­
len und zweitens den sich formieren­
den Angriff auf Akkord- und Bandar­
beit abzuschlagen. Von daher kann sie 
nicht gern gehört haben, daß der Mini­
ster für Berufsausbildung Marcel Ri- 
gout (PCF) kürzlich erklärte, „die ge­
genwärtigen Konflikte im Automobil­
sektor werfen das Problem der Ab­
schaffung der Bandarbeit auf ... 
Schwerarbeit muß abgeschafft werden.“

Belgien
Regierung beantragt 
neue Vollmachten

Was macht eine Regierung, die ein 
Jahr lang mit Sondervollmachten den 
Lohnabhängigen die Löhne gesenkt, 
die Vesicherungsleistungen gekürzt, 
die Steuern erhöht und die Rechte der 
Gewerkschaften eingeschränkt hat, um 
ein weiteres Aufblühen des Reichtums 
der Kapitalisten zu erzwingen, wenn 
ihre Sondervollmachten enden? Sie be­
antragt neue! So jedenfalls ist die bel­
gische Regierung verfahren. Mitte Ja­
nuar teite sie dem Parlament mit, sie 
werde neue Sondervollmachten brau­
chen, um das Defizit im Haushalt ver­
ringern und bei den Sozialversicherun­
gen beseitigen zu können.

Diese Sondervollmachten wird die 
Regierung nach allem, was bisher über 
ihre Pläne bekannt ist, auch brauchen. 
So sollen die Gewerkschaften im öf­
fentlichen Dienst bereits am 11. Fe­
bruar Lohnsenkungen von real 3% zu­
stimmen, weitere 10 Mrd. bfr. (ca. 500 
Mio. DM) will die Regierung durch 
Einstellungsstopps „einsparen“. So­
dann will die Regierung drastische Sen­
kungen der Sozialversicherungszahlun­
gen, vor allem in der Arbeitslosenversi­
cherung, durchsetzen.

So sollen die Arbeitslosengelder von 
inzwischen 500000 Arbeitslosen durch 
eine pauschale Senkung der Bemes­
sungsgrundlagen für das Arbeitslosen­
geld noch dieses Jahr um 150 Mio. DM 
gesenkt werden. Pro Arbeitslosen 
macht das in diesem Jahr 300 DM we­
niger Arbeitslosengeld. Vor allem aber 
sollen erneut die Arbeitslosengeldan­
sprüche von Jugendlichen, von ledigen 
Lohnabhängigen und von Frauen, de­
ren Männer noch einen Ausbeuter ha­
ben, gesenkt werden. Schon bisher be­
kamen diese Arbeitslosen im zweiten 
Jahr ihrer Arbeitslosigkeit nur noch 
40% ihres früheren Bruttolohns ausge­
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zahlt, mindestens aber 561 bfr. am 
Tag, das sind umgerechnet 729 DM im 
Monat. Diese Mindestgrenze soll jetzt 
auf 429 bfr. täglich, das sind umge­
rechnet 550 DM im Monat, gesenkt 
werden. Begründung der Regierung: 
Die Sozialversicherungen könnten 
nicht länger für alles und jeden auf­
kommen, hier müßten halt die Fami­
lien der Lohnabhängigen einspringen. 
Diese „Versicherungsgemeinschaft“ 
solle sowieso gestärkt werden und auch 
bei den anderen Sozialversicherungen 
künftig stärker berücksichtigt werden.

Für die Familien der Kapitalisten da­
gegen bereitet die Regierung eine „Sa­
nierung“ ganz anderer Art vor: Eine 
zweijährige Steueramnestie und ein 
Verzicht auf jede nachträgliche Ver­
steuerung soll diese dazu verlocken, ih­
re illegal ins Ausland verschobenen 
Vermögen bis 1984 wieder nach Bel­
gien zurückzuschaffen und hier in 
Staatspapieren, Aktien oder ähnlichen 
Geldpapieren anzulegen
Quellenhinweis: Solidair, Zeitung der PvdA, 19.1.83; De 
Morgen, 13.1.83; De Standaard, 18.1.83

Österreich:
Steuerreform trifft Mas­
se der Lohnabhängigen

Seinen Weihnachtsurlaub auf Mallorca 
nutzte Bundeskanzler Kreisky auch, 
um zusammen mit Finanzminister Sal- 
cher ein Paket für umfangreichere 
Steuerplünderung zu erstellen. Am 
17.12.82 hatte der Nationalrat nur mit 
den Stimmen der allein regierenden 
SPÖ den Haushalt für 1983 verab­
schiedet. Danach stehen den geplanten 
Ausgaben von 399 Mrd. Schilling Ein­
nahmen von nur 326 Mrd. S gegen­
über. Es gelte, so Kreisky, vorerst „die 
ärgsten Löcher zu stopfen“.

Als erstes stellte Kreisky das „Bela­
stungspaket“ dem Präsidenten des 
Österreichischen Gewerkschaftsbundes 
und Präsidenten des Nationalrats, Be-

Kreisky berät mit ÖGB-Präsident Be-
nya die geplanten Steuererhöhungen

nya (SPÖ), vor. Dieser erklärte, dem 
ÖGB lägen Steuererhöhungen „nicht 
so fern“, Bedingung sei jedoch, daß 
die Mehreinnahmen für Beschäfti­
gungsprogramme verwendet werden 
sollten.

Die vom SPÖ-Parteivorstand be­
schlossenen Maßnahmen sehen im Ein­
zelnen vor:

- Einführung einer „Quellensteu­
er“ zum 1.7. 1983. Danach werden die 
Zinsen auf Sparguthaben über 100000 
S (14000 DM) besteuert. Ein Fünftel 
der anfallenden Zinsen soll von den 
Banken direkt an den Staat abgeführt 
werden. Insbesondere betroffen sind 
die Lohnabhängigen, die einen Bau­
sparvertrag haben (27% aller Sparer). 
Angesichts der extrem hohen Ablöse­
summen für Mietwohnungen von um­
gerechnet mindestens 20000 DM für 
nichts und wieder nichts versuchen vie­
le, auf ein eigenes Haus oder eine Ei­
gentumswohnung zu sparen.

Beispiel: Ein Bausparvertrag mit ei­
ner Vertragssumme von 180000 S wur­
de für eine Laufzeit von sechs Jahren 
mit einem Zinssatz von 9% abgeschlos­
sen. Bei Vertragsablauf bekäme der 
Sparer mit Zins und Zinseszins 246013 
S. Da er jedoch ab dem 3. Laufjahr 
über 100000 S auf seinem Konto hat, 
werden die Zinsen ab da zu 20% an 
den Staat abgeführt. Fazit: Nach sechs 
Jahren erhält er nur noch 234479 S; 
11534 S werden vom Staat kassiert 
(1614,76 DM). Bemerkenswert ist in 
diesem Zusammenhang, daß in den 
nächsten drei Jahren die meisten Bau­
sparverträge fällig werden, d.h. ab so­
fort der Besteuerung unterworfen sind. 
Kreisky erwartet von der Quellensteuer 
Mehreinnahmen von 6,63 Mrd. S. Be­
merkenswert auch, daß der Besitz aus­
ländischer Aktien von der Quellensteu­
er ausgenommen ist.

- Ab 1.1. 1984 soll das 13., 14. und 
15. Monatsgehalt bei Einkommen über 
20000 S pro Monat besteuert werden. 
Bisher galt eine Steuerfreiheit für das 
13. und 14. Monatsgehalt plus einer 
Pauschale von 8500 S. Von dieser Be­
steuerung ist die Masse der Lohnabr- 
hängigen betroffen. Beispiel: Ein Me­
tallfacharbeiter hat 1983 einen Mo­
natslohn vn 16000 S. Bei einer 4%igen 
Lohnerhöhung erhält er 1984 16640 S 
im Monat. Multipliziert mit 14 plus 
8 500 S ergibt dies einen Jahreslohn 
von 241460 S, das entspricht einem 
Monatsdurchschnitt von 20121,67 S. 
Somit ist der Metallarbeiter über der 
Freigrenze und wird vestärkt besteuert.

Geplant ist ferner die Besteuerung 
der Überstundenzuschläge sowie die 
Erhöhung der Mehrwertsteuer im er­
mäßigten Satz von 8 auf 10% und im 
Normalsatz von 18 auf 20%. Die Lu­
xussteuer von 30% wird nicht erhöht.
Quellenhinweis: Profil 1/83; Die Presse, Salzburger Nach­
richten, verschiedene Ausgaben

Japan
Gewerkschaften bereiten 
„Friihjahrsoffensive“ vor

Die Vorstände der großen japanischen 
Gewerkschaftsbünde haben jetzt For­
derungen für die ab Mitte März begin­
nenden Lohnverhandlungen zur Dis­
kussion gestellt. In Japan werden zwar 
die Tarife nur für je ein Unternehmen 
abgeschlossen und die Gewerkschaften 
organisieren als Einzelgewerkschaften 
nur die Arbeiter eines Betriebes. Fak­
tisch wird jedoch in der von den Ge­
werkschaften seit 1955 jährlich durch­
geführten „Frühjahrsoffensive“ durch 
Lohnabschlüsse in den entscheidenden 
Branchen, die unter Führung der gro­
ßen Gewerkschaftsbünde zustande 
kommen, das allgemeine Lohnniveau 
festgelegt.

Der größte Gewerkschaftsbund, der 
sozialistische Sohyo, hat Lohnerhö-/ 
hungen von 20000 Yen gleich neun 
Prozent auf den Grundlohn als Forde­
rung vorgeschlagen. Das entspricht in 
etwa umgerechnet 215 DM mehr bei ei­
nem durchschnittlichen Lohn/Gehalt 
von knapp 2400 DM. Bisher haben 
sich dieser Forderung der Gewerk­
schaftsbund der Privateisenbahnarbei­
ter sowie der ebenfals dem Sohyo ange­
hörende Metallarbeitergewerkschafts­
bund angeschlossen. Die dem Gewerk­
schaftszusammenschluß Domei ange­
hörenden Metallarbeitergewerkschaf­
ten wollen eine Lohnerhöhung von 
13700 Yen verlangen, während der 
dem Internationalen Metallarbeiter­
bund angehörende IMB-JC 13500 Yen 
als Forderung vorschlägt. Darüber hin­
aus will der IMB-JC, so der Beschluß 
seines 21. Nationalkongresses, ein 
„Programm zur Verkürzung der Ar­
beitszeit“ durchsetzen. Danach soll du' 
jährliche Arbeitszeit auf 245 Tage bzw. 
1960 Stunden begrenzt werden, der 
Urlaub von 20 auf 25 Tage verlängert, 
Überstunden auf maximal 30 im Mo­
nat und 200 Stunden im Jahr begrenzt 
und die Zuschläge dafür erhöht wer­
den. Als gesetzliche Regelung soll die 
40-Stundenwoche sowie 20 Tage als 
Mindesturlaub durchgesetzt werden.

Obwohl die Gewerkschaften mit 
zwischen sieben und neun Prozent 
Lohnerhöhungen über der Inflations­
rate von gegenwärtig rund fünf Pro­
zent verlangen, ist damit ein Halten des 
Reallohnes keineswegs sicher, ge­
schweige denn, daß die Reallohnverlu­
ste der letzten beiden Jahre wettge­
macht würden. Der Grund ist die seit 
1977 unterlassene Anpassung der 
Lohnsteuerprogressioil an die Infla­
tionsrate, die Gewerkschaften konnten 
sich mit ihrer Forderung nach Steuer­
senkung im vergangenen Jahr nicht 
durchsetzen. Das Realeinkommen der
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Kundgebung während der „Frühjahrs­
offensive“ 1977

Haushalte mit weniger als 3,6 Mio. 
Yen Jahreseinkommen (ca. 3 300 DM 
monatlich) - sie stellen die Hälfte al- 

* 1er Haushalte - fiel 1982 zwischen ein 
und vier Prozent, so eine Untersu­
chung des Sozialministerums. Ob die 
Gewerkschaften in diesem Jahr erneut 
Forderungen nach Steuersenkungen 
erheben werden, ist nicht bekannt. Der 
Kapitalistenverband Nikkeiren hat er­
klärt, er wolle die Grundlöhne über­
haupt nicht erhöhen.
Quellenhinweis: Japan Times, 10. bis 16.1.83

USA
Einwanderungsgesetz 
sichert Niedrigstlöhne

Mit einem neuen Einwanderungsge­
setz, das der Kongreß in Kürze verab­
schieden soll, will die US-Bourgeoisie 
die breite Erfassung aller illegalen Ar- 

~ Reiter organisieren, die in die USA oh­
ne gültige Papiere kamen. Zwischen 
drei und sechs Mio. schätzt eine Kom­
mission der US-Regierung die Zahl der 
illegalen Arbeiter. Jährlich kommen 
nach denselben Schätzungen 250000 
bis 500000 illegale Einwanderer dazu. 
Die meisten sind Mexikaner, die zu 
Löhnen oft weit unter dem Mindest­
lohn von derzeit 3,35 Dollar die Stun­
de, ohne Sozialversicherungsschutz 
und ohne Recht auf Arbeitslosengeld 
arbeiten müssen. 15% sind in der 
Landwirtschaft, 50% in Dienstlei­
stungsbetrieben und 30% in der Indu­
strie, in der Hauptsache Textil und 
Elektronikmontage, beschäftigt.

Wer vor 1980 illegal in den USA ge­
arbeitet hat, soll unter einen geplanten 
neuen Status fallen. Meldet er sich 
Jet^t freiwillig, bekommt er eine zeit­
weilige Aufenthaltsgenehmigung, die 
nach drei Jahren erneuert werden 

ann. Sämtliche Steuern und Beiträge 

zur Sozialversicherung sollen diese Ar­
beiter zahlen. Außer Nothilfe-Versor­
gung in Krankheitsfällen haben die Ar­
beiter keinerlei Versicherungsschutz, 
sie bekommen kein Arbeitslosengeld 
gezahlt und auch keine Wohlfahrtsun­
terstützung. So hat die Bourgeoisie ab­
gesichert, daß diese Arbeiter gezwun­
gen sind, Arbeit zu jeder üblen Bedin­
gung anzunehmen, um nicht zu ver­
hungern. Die zeitweilige Aufenthalts­
erlaubnis können die Behörden nach 
zehn Jahren in eine dauernde umwan­
deln. Innerhalb dieser zehnJahre dür­
fen die Lohnabhängigen die Ehegatten 
nicht nachholen, die Kinder ebenfalls 
nicht.

Mit diesen Bedingungen sichert die 
US-Bourgeoisie ab, daß sie ein Millio­
nenheer an Arbeitskräften dann ge­
setzlich gestützt in der gleichen Weise 
ausbeuten kann wie jetzt die illegalen 
Arbeiter. Damit stellt die US-Bour­
geoisie einen Teil der Arbeiterklasse in 
den USA unter derart recht- und 
schutzlose Bedingungen, daß sie damit 
einen wuchtigen Keil für ihre weiteren 
Angriffe auf die Arbeiterbewegung in 
die Hände bekommt.

Als gezieltes Mittel zum Streikbruch 
will die Bourgeoisie zusätzlich 50000 
ausländische Arbeiter als Zeitarbeiter 
mit neun bis zwölf Monaten Arbeitser­
laubnis zusammenfassen. Der AFL- 
CIO hat gegen diesen Zeitarbeitsdienst 
protestiert.

Mit der Begründung, Unternehmer 
bestrafen zu wollen, die illegale Arbei­
ter beschäftigen, schafft die Bourgeoi­
sie zugleich ein neues System der Per­
sonenidentifizierung und -erfassung 
und plant großflächige Razzien. Die 
Kapitalisten werden die verschärfte 
Verfolgung des weiterhin großen 
Stroms von illegalen Arbeitern dazu 
nutzen, die elenden Lohn- und Ar­
beitsbedingungen der illegalen Arbeiter 
noch weiter zu verschlechtern.
Quellenhinweis: Congressional Digest Okt. 81; Congres- 
sional Quarterly, Weekly Report 11.12.82

Indien
Regierung Gandhi 
unter Druck

Obwohl Indien im letzten Drittel 1982 
von größeren Katastrophen, die in die­
ser Jahreszeit die Regel sind, verschont 
wurde, ist besonders im Norden in wei­
ten Gebieten Hungersnot ausgebro­
chen. Dies kommt einerseits von rapi­
den Preissteigerungen für Grundnah­
rungsmittel und schlechten Erträgen 
bei der Khariff-Ernte (Ernte Septem- 
ber/Oktober während des Sommer­
monsuns). Die Bundesregierung von 
Rajasthan gab bekannt, daß es gegen­
über der Vorernte einen um 70% 
schlechteren Ertrag gegeben habe und 

über 20000 Dörfer zum Notgebiet er­
klärt werden mußten. Das bedeutet, 
daß hier aus öffentlichen Mitteln 
Grundnahrungsmittel zur Verteilung 
kommen.

In verschiedenen Staaten (z.B. Bihar 
und Orissa) versuchten landlose Bau­
ern und Arbeiter durchzusetzen, daß 
ihr Gebiet zum Notstandsgebiet erklärt 
wird. Dagegen wurde häufig Polizei 
eingesetzt und teilweise auch scharf ge­
schossen. In Andhra Pradesh sind in 
zwei größeren Regionen über 10 Mio. 
Menschen betroffen. Im Bundesstaat 
Gujarat wurden über 60% der Ort­
schaften zum Notgebiet erklärt. Im 
traditionellen Reisanbaugebiet Chatis- 
garh in Madhya Pradesh wurden über 
70% der Reisernte durch Trockenheit 
vernichtet. Gleichzeitig ist die Trink­
wasserversorgung zusammengebro­
chen. Dasselbe gilt für weite Gebiete 
West-Bengalens.

Journalisten in Neu Delhi demonstrie­
ren am 4.1. gegen die Mißhandlungen 
an zwei Kollegen durch die Polizei.

Im Bundesstaat Punjab wurden 
landlose Bauern, die auf der Suche 
nach Nahrungsmitteln waren, verhaf­
tet und zu Zwangsarbeit herangezo­
gen. In Tamil Nadu wurde jetzt ein 
vollständiges Streikverbot erlassen, 
wogegen es am 22. Dezember heftige 
Protestdemonstrationen und Aktionen 
gab. In Punjab finden teilweise bewaff­
nete Auseinandersetzungen für eine 
stärkere Autonomie des Staates statt. 
Die Forderungen sind u.a. eine Gleich­
behandlung der Sikh (sie bilden die 
größte Religionsgemeinschaft), die 
Eingliederung von Punjabi sprechen­
den Distrikten in angrenzenden Bun­
desstaaten, die freie, ungehinderte Re­
ligionsausübung und gegen die drasti­
schen Steuer- und Preisbelastungen für 
Wasser, Saatgut und Gemüse. Die Be­
wegung, die sich Akali Dal nennt, hat 
Verhandlungen mit der indischen Zen­
tralregierung unter Ausschluß der Bun­
desregierung von Punjab erzwungen, 
die Ende Januar stattfinden sollen.
Quellenhinweis: Times of India, verseh.Ausgaben; Peo- 
ples Demoeraey. Organ der CPI(M), verseh.Ausgaben; 
Massline 15. Dezember 1982.
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X

Ägypten
BRD-Imperialisten verlangen weitere 
Zugeständnisse von der Regierung
Schier beflügelt sehen sich die BRD- 
Imperialisten angesichts der aktuellen 
Entwicklung ihrer Exporte in Richtung 
Ägypten. Gegenüber dem Vorjahr er­
reichten die BRD-Exporte nach Ägyp­
ten allein in den ersten neun Monaten 
des Jahres 1982 die Höhe der Gesamt­
exporte 1981: Waren für mehr als 2 
Mrd. DM konnten die BRD-Imperiali- 
sten auf dem ägyptischen Markt unter­
bringen, und sie verlangen nach weite­
rer Öffnung des Marktes nicht nur für 
die Ausweitung des Waren- sondern 
auch des Kapitalexports: In einem In­
terview mit der ägyptischen Zeitung 
,,A1 Ahram“ forderte Bundeskanzler 
Kohl: ,,In der Tat ist die gegenwärtige 
Situation in fast allen Ländern besorg­
niserregend ... Besonders bedrückend 
ist die hohe Arbeitslosigkeit. Sie kann 
wirksam nur bekämpft werden, wenn 
es gelingt, protektionistischen Tenden­
zen zu widerstehen. Dies ist gerade für 
wichtige Entwicklungsländer wie 
Ägypten entscheidend, deren Zukunft 
nicht zuletzt von einem prosperieren­
den Welthandel abhängt.“

Die BRD-Imperialisten, die gemein­
sam mit den USA, Großbritannien und 
Frankreich zu den größten Kapitalan­
legern und Handelspartnern Ägyptens 
gehören, wollen gegenüber der ägypti­
schen Regierung durchsetzen, daß sie 
alle Schranken beseitigt, die bislang 
noch die ägyptische Kapitalistenklasse 
vor der imperialistischen Konkurrenz 
schützen. Vor allem aber versuchen die 
verschiedenen Imperialisten, auch alle 
Schranken einzureißen, die ihnen die 
ungehemmte Ausbeutung der ägypti­
schen Arbeiter und Bauern verbauen. 
Seit 1973 hatte die Regierung mit An­
war al Sadat an der Spitze zahlreiche 
Maßnahmen der Nasser-Regierung 
rückgängig gemacht, vor allem das 
Verbot von Auslandsinvestitionen auf­
gehoben, das Verbot von Landerwerb 
für Ausländer und die Beschränkun­
gen für Landbesitz beseitigt und das 
staatliche Außenhandelsmonopol für 
verschiedene Waren aufgehoben und 
die Einrichtung von vier Freihandels­
zonen, in denen die ägyptische Sozial­
und Steuergesetzgebung nicht gilt, zu­
gelassen. Für Investitionen in Industrie 
und Landwirtschaft konnten die Impe­
rialisten Steuerfreiheit zwischen fünf 
und fünfzehn Jahren durchsetzen. 
Nach wie vor in Kraft sind Regelun­
gen, die die Arbeitszeit in der Industrie 
beschränken, festlegen, daß in auslän­
dischen Unternehmen höchstens ein 
Zehntel der Beschäftigten nicht-ägypti­
scher Herkunft sein darf und vor allem 

die Lohnsumme, die für dieses Zehntel 
Antreiber und Kapitalistenvertreter ge­
zahlt wird, nicht mehr als 25% der 
Lohnsumme betragen darf.

In den Freizonen von Kairo, Alexan­
dria, Suez und Port Said gelten diese 
Beschränkungen nicht, ebensowenig 
die Bestimmungen über den ohnehin 
niedrigen Mindestlohn. Von den acht 
großen BRD-Kapitalisten, die Kapital 
nach Ägypten exportiert haben, beuten 
dann auch zwei ägyptische Arbeiter in 
den Freizonen aus: Die Bavaria Feuer­
löscher GmbH baut ein Werk, in dem 
sie schließlich 800 Arbeiter ausbeuten 
will. Klöckner-Humboldt-Deutz er­
richtet in einem Gemeinschaftsunter­
nehmen mit ägyptischen Kapitalisten 
eine Traktorenfabrik in der Freizone 
von Port Said. Ca. ein Fünftel der In­
vestitionen ausländischen Kapitals in 
Ägypten wird in den Freizonen ange­
legt.

Die Politik der ,»offenen Tür“, die 
Sadat eingeleitet hatte, wird von den 
Imperialisten weidlich genutzt. Nach­
dem in den sechziger Jahren nicht nur 
das gesamte ausländische Kapital, son­
dern auch ein großer Teil des ägypti­
schen Kapitals verstaatlicht worden 
war, werden inzwischen mehr als 30% 
aller Investitionen von US-amerikani­
schen oder westeuropäischen Kapitali­
sten getätigt. Die anderen Investitionen 
sind staatlicher oder arabischer und 
ägyptischer Herkunft. Einen großen 

Von den 11 Millionen Bauern Ägyptens leben mehr als zwei Drittel am Rande des 
Existenzminimums, die Aufrechterhaltung der Bewässerungssysteme können sie 
aus eigenen Mitteln nicht durchführen. Der Mindestlohn für die Landarbeiter 
liegt mit 60 DM im Monat um ein Drittel unter dem Mindestlohn der Arbeiter in 
der staatlichen Industrie. Nahezu alle Arbeiter und Bauern leiden an Darm- und 
Augenkrankheiten.

Teil der staatlichen Investitionen fi­
nanziert die ägyptische Regierung aus 
Krediten, die über die Entwicklungshil­
febanken der imperialistischen Staaten 
vergeben werden. Die Außenverschul­
dung Ägyptens hat in den letzten zehn 
Jahren rapide zugenommen: Sie stieg 
von 1970 1,644 Mrd. US-S auf 13,054 
Mrd. US-$ 1980, das ist mehr als die 
Hälfte des Bruttosozialprodukts. Die 
BRD-Imperialisten sind der zweitgröß­
te Gläubiger nach den USA und es ist 
ihnen gelungen, sich auf diesem Wege 
zum einen das Anrecht auf einen Teil 
des ägyptischen Steueraufkommens 
und der Profite, die die Regierung aus 
der Ausbeutung der Arbeiter in den 
staatlichen Betrieben zieht, zu sichern. 
Zum anderen nutzen die BRD-Impe- 
rialisten diese Kredite zur Finanzierung 
ihrer Ausbeutungsvorhaben in Ägyp­
ten.

So hat sich z.B. die Siemens AG den 
Auftrag für den vollständigen Neuauf­
bau des ägyptischen Telefonnetzes un­
ter den Nagel reißen könnenf, gemein- 
sam mit dem österreichischen Tochte­
runternehmen und der französischen 
Firma Thomson. Geleitet wird der 
Ausbau von westdeutschen Technikern 
und Ingenieuren, die Drecksarbeit ma­
chen ägyptische Arbeiter. Gezahlt wird 
der Umbau des Telefonnetzes durch 
den ägyptischen Staat, finanziert zu je 
einem Drittel auf Krediten der arabi­
schen Entwicklungsbank, einem Kredit 
der westdeutschen Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) und einem Welt­
bankkredit, der von einem BRD-Ban- 
kenkonsortium, in dem die Deutsche 
Bank federführend ist, aufgelegt wur­
de.

Die KfW hat darüberhinaus die Kre­
dite für den Aufbau und Ausbau zwei­
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er Düngemittelfabriken in Ägypten ge­
stellt, an denen westdeutsche Chemie­
kapitalisten mit 25% beteiligt sind. 
Ähnliche Verfahren sind vorgesehen 
für den Ausbau der geplanten Monta­
gewerke von VW und Daimler-Benz, 
die Ferrostahl AG hat mit Geldern aus 
dem Weltbankfonds ein Stahlmonta­
gewerk in Ägypten errichtet. Die 
Hoechst AG, die in einem mit ägypti­
schem Kapital gemeinschaftlich betrie­
benem Unternehmen seit Jahrzehnten 
Arzneimittel und Pflanzenschutzmittel 
produzieren läßt, plant den Ausbau 
des Werkes. (Die Chemiemonopole ha­
ben von Anfang an gegenüber der 
ägyptischen Regierung durchsetzen 
können, daß ihre Unternehmen nicht 
verstaatlicht werden, indem sie sich 
weigerten, die Genehmigung für Li­
zenzproduktionen zu erteilen.) Die De- 
minex und die westdeutsche Winters­
hall AG konnten sich Förderrechte in 
den ägyptischen Erdölfeldern am Golf 
von Suez sichern. Insgesamt steigerten 
die BRD-Imperialisten ihre Kapitalan­
lagen in Ägypten von 1975 bis 1980 um 
216 Mio. DM auf 326 Mio. DM. Und 
sie wollen weitere Anteile an der Aus­
beutung der ägyptischen Arbeiter er­
langen. Während der ägyptische 
Staatspräsident Mubarak in der BRD 
war, trug ihm DIHT-Präsident Wolff 
erneut die Forderungen der deutschen 
Kapitalisten nach Beschleunigung der 
Genehmigungsverfahren vor.

In Ägypten monieren die Imperiali­
sten seit Jahren die Subventionierung 
der Lebensmittelpreise, die Höhe der 
staatlichen Aufkaufpreise für land­
wirtschaftliche Produkte und die ,,un­
produktive Landwirtschaft“. Sadat 
hatte kurz vor seiner Ermordung ange­
kündigt, daß die Lebensmittelsubven­
tionen erheblich zusammengestrichen 
würden, Mubarak hat diese Maßnah- 
men zurückgenommen. In der Agrar- 

' produktion hingegen führen derzeit 
imperialistische Monopole vor, wie sie 
sich ,,produktive Agrarproduktion“ 
vorstellen: Pepsi Cola, Coca Cola und 
ein westdeutscher Nahrungsmittelkon­
zern besitzen jeweils die größten Län­
dereien, die überhaupt in Privatbesitz 
sind. Durch verschiedene Landreform­
maßnahmen unter Nasser gibt es in 
Ägypten keinen privaten Landbesitz 
mehr über 50 Feddan (1 Feddan = 
0,43 ha). Die Nahrungsmittelkapitali­
sten haben jeweils mehr als 1 500 Fed­
dan unter ihrer Regie. Das Land ist 
frisch erschlossenes Neuland, die Er­
schließung und der Bau der Bewässe­
rungsanlagen vom ägyptischen Staat 
mit Krediten der Weltbank bezahlt 
worden. Landarbeiter, vor allem Sai- 
souürbeiter produzieren Citrusfrüchte 
für die Konzerne.
Quellenhinweis: Egypt, Opportunities for Suppliers & In- 
WclthS’ ^80; World Development Report 1982. 
Dezember 1982Shingt°n 19821 Hande,sblatt' Ausßaben v

Gewerkschaftsrechte dem nationalen Interesse 
der ägyptischen Bourgeoisie unterworfen
Gleich 1952 erließ die ägyptische Re­
volutionsregierung ein Gewerk­
schaftsgesetz, das die Koalitionsfrei­
heit garantierte und die Zwangsmit­
gliedschaft der Industriearbeiter fest­
legte. Eine Fessel für die Gewerk­
schaften bedeutete die Einschrän­
kung, daß sie sich den beruflichen In­
teressen der Mitglieder zu widmen 
haben, d.h. sich weder allgemein po­
litisch noch religiös betätigen dürfen, 
aber die Religionsfreiheit wahren 
müssen.

Neben dem Vorbehalt, daß der 
Staat in allen Bereichen Mindestlöh­
ne festsetzt und diese aus dem Tarif­
vertragsrecht ausgenommen sind, er­
ließ die Regierung 1961 Gesetze über 
die Gewinnbeteiligung der Arbeiter. 
25% des Gesellschaftsgewinns sollten 
den Arbeitern und Angestellten zu­
kommen, davon 10% für Löhne und 
Gehälter, 5% für soziale Dienste und 
Wohnungsbau, 10% für soziale 
Maßnahmen im Betrieb selber.

Die von der ägyptischen Bourgeoi­
sie geplante rasche Industrialisierung 
- in den ersten zehn Jahren seit 1952 
stieg der Wert der ägyptischen Indu­
strieproduktion auf das Dreifache - 
ließ ihr die Mitbestimmung der Ge­
werkschaften für die Arbeitsorgani­
sation und Arbeitsbeschaffung gera­
ten erscheinen. Ziele der Industriali­
sierung waren, einen Teil der Importe 
zu ersetzen, aber auch, die über­
schüssigen Arbeitskräfte aus den 
ländlichen Gebieten aufzunehmen. 
Nach der Verstaatlichung der Betrie­
be ausländischer Kapitalisten wurden 
Entwicklungsprojekte vornehmlich 
in solchen Industrien zugelassen, die 
die Beschäftigung großer Massen von 
Arbeitskräften zuließen. Die Regie­
rung suchte den Gesundheitszustand 
der Bevölkerung zu heben, nicht nur, 
um ihre Unterstützung für ihr natio­
nales Programm zu gewinnen, son­
dern vor allem, um die Produktiv­
kraft der Arbeit zu heben, die durch 
epidemisch auftretende Infektions­
krankheiten stark geschwächt wurde. 
Bis zu 75% der Bewohner eines Dor­
fes litten z.B. an Bilharziose, einer 
durch Schmarotzer in den Eingewei- 
den verursachten Blutarmut.

Die ägyptische Verfassung von 
1956 gewährleistete die Gewerk­
schaftsfreiheit. Sie legte Rechte der 
Arbeiter fest, u.a. das Recht auf Ar­
beit. Die Gewerkschaften wurden zu 
juristischen Personen durch die Nie­
derlegung der Satzung und der Na­
men der Leitung. Diese Registrierung 
muß bei jeder Änderung wiederholt

werden. Dem Arbeitsminister wur­
den bestimmte Eingriffsrechte gestat­
tet. Er kann z.B. die Arbeitsbedin­
gungen in einem Berufszweig durch 
Dekret festsetzen, wenn die Zustim­
mung der Koalitionsparteien inner­
halb einer gewissen Zeit ausbleibt, 
und kann die mit den größten Ge­
werkschaften ausgehandelten Ergeb­
nisse von Schlichtungen auf ganze 
Branchen übertragen. Er soll das 
Funktionieren der Wirtschaft auch 
bei kollidierenden Klasseninteressen 
wahren.

Der Aufschwung der Arbeiter- und 
Gewerkschaftsbewegung stieß bald 
mit dem von der Regierung propa­
gierten nationalen Interesse zusam-

Arbeiter in der Automobilindustrie 

men. Streiks erschienen als Sabotage 
am Nationaleinkommen. Nach den 
Studentendemonstrationen, seit 
1973, die häufig von der islamischen 
Opposition beeinflußt waren, trat die 
Arbeiterbewegung 1977 in der Füh­
rung von Hungerrevolten hervor, als 
die Regierung unter Sadat die Strei­
chung der Subventionen für Brot be­
kanntgab. Sadat mußte sie zurück­
nehmen, veranstaltete aber ein Refe­
rendum, um die öffentliche Unter­
stützung für seine Politik und sein 
scharfes Vorgehen gegen Rebellen 
und Streikende zu dokumentieren. 
Die Rechte der Arbeiter wurden ver­
kürzt, während die Bourgeoisie Spiel­
raum gewann. Alle Parteien wie auch 
sonstige Vereinigungen waren bei der 
Revolution außer der Regierungspar­
tei aufgelöst worden. Jetzt wurden 
diese Parteien wieder zugelassen.
Quellenhinweis: H. Ziock, Vereinigte Arabische Repu 
blik, Landesteii Ägypten, Bonn 1964
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Aus Kultur und Wissenschaft

„Hammet“
Wim Wenders und die ,,schwarze Serie“ - 
lieber ist ihm Grau
Einen Film über einen Krimi­
nalautor, der tatsächlich gelebt 
hat, hat der BRD-Filmregis- 
seur Wim Wenders in Holly­
wood gedreht. „Hammet“ ist 
ein Kriminalfilm über den 
gleichnamigen Autor von Kri­
minalgeschichten, der seinen 
Lebensunterhalt, bevor er mit 
Schreiben anfing, als Ange­
stellter der Detektivagentur 
Pinkerton verdiente. Ein ehe­
maliger Kollege von Hammet 
erpreßt ihn zur Mitarbeit an ei­
nem Kriminalfall in San Fran­
zisko. Der Detektiv sucht ein 
chinesisches Mädchen, das in 
China von seinen Eltern ver­
kauft wurde an eine chinesische 
Zuhälterorganisation in den 
USA. Seit seinem zwölften Le­
bensjahr mußte das Mädchen 
als Prostituierte für den Chef 
der Zuhälterbande arbeiten.

In wessen Auftrag das Mäd­
chen gesucht wird von Ham­
met und seinem Kollegen, 
bleibt zunächst dunkel. Gleich 
zu Beginn des Films verliert 
Hammet sein soeben abge­
schlossenes Manuskript für ei­
ne neue Geschichte und den 
Kollegen. So macht er sich al­
lein auf die Suche, nunmehr 
nach dem Mädchen, seinem 
Manuskript und seinem Kolle­
gen im Chinesenviertel von 
San Franzisko, im Film im we­
sentlichen als Viertel der Bor­
delle, Nachtbars und Spelun­
ken dargestellt.

Die einzigen, auf die er sich 
bei seiner Suche verlassen 
kann, sind seine Freundin, eine 
Bibliothekarin, die im selben 
Haus wie er wohnt, und ein 
Taxifahrer, der Anarchist ist. 

Die Polizei ist korrupt, im Ver­
laufe des Films stellt sich her­
aus, daß auch Hammets ehe­
maliger Kollege ihn nur einge­
schaltet hat, um seine eigenen 
Interessen ungestört verfolgen 
zu können. Auch die Chinesin 
ist nicht, wie zu Beginn des 
Films nahegelegt, aus dem 
Bordell in die christliche Mis­
sion geflüchtet.

Nach allerlei Umwegen wird 
Hammet vor eine Versamm­
lung der reichsten Männer der 
Stadt und den Polizeichef ent­
führt, die ihn beauftragen, mit 
ihrem gemeinsamen Erpresser 
in Verbindung zu treten. Er­
preßt werden die Männer 
durch Fotos, auf denen sie mit 
prostituierten Kindern und 
Frauen zu sehen sind.

Nach einer längeren Predigt 
über die Unmoral dieser Bour­
geoisversammlung stimmt 
Hammet zu, das Lösegeld für 
die Negative der Fotos dem Er­
presser zu überbringen. Am 
vereinbarten Treffpunkt trifft 
er seinen ehemaligen Kollegen 
und die Chinesin. Er übergibt 
das Lösegeld an seinen Freund 
und erhält die Negative. Die 
Chinesin löst das gemeinsame 
Erpresserverhältnis mit dem 
Detektiv, indem sie ihn um­
bringt. Die anwesende Polizei 
verfolgt sie nicht, sondern 
kümmert sich zunächst um die 
Sicherstellung des Erpres­
sungsmaterials

Wenders hat zweierlei Dar­
stellungstypen vom Kriminal­
autor Hammet übernommen, 
wenn auch nur grob: Weder 
die Polizei noch die Detektive 
und Spürhunde treten als Ver­

treter der Gerechtigkeit auf, 
sondern sie erscheinen als kor­
rupte, eigennützige Typen. 
Einzig Hammet, seine naive 
Freundin und der Anarchist 
sind halbwegs ehrliche Gestal­
ten.

Der Kriminalautor Hammet 
hat tatsächlich eine Zeit als 
Detektiv der Pinkerton Detek­
tei gearbeitet. In seinen Krimi­
nalromanen hat er verschie­
dentlich auf die üble Rolle der 
Detektei hingewiesen, die diese 
in den Streiks der Bergarbeiter 
als Spitzel der Kapitalisten und 
Streikbrecher gespielt hat. 
Während der Verfolgung von 
Kommunisten und fortschritt­
lichen Arbeitern und Intellek­
tuellen durch McCarthy wurde 
Hammet längere Zeit ins Ge­
fängnis gesperrt, weil er sich 
weigerte, gegenüber den Ver­
folgungsbehörden auch nur ei­
ne Aussage zu machen über die 
Tätigkeit von Filmschauspie­
lern und Regisseuren in Holly­
wood, wo Hammet zu der Zeit 
Filmdrehbücher schrieb. Nicht 
nur der damalige Filmschau­
spieler und heutige US-Präsi- 
dent Reagan haben sich da­
mals bereitwillig an die Polizei 
verkauft für Spitzeltätigkeiten.

Wenders stellt Hammet im 
Film dar als einen, der, wenn 
er auch nicht gemeinsame Sa­
che macht mit der Bourgeoisie, 
doch bereit ist, ihr aus der 
Klemme zu helfen. Dies wider­
spricht den bekannten Tatsa­
chen über Hammet. Dies zu­
dem unter der Regierungstätig­
keit Reagans so zu veröffentli­
chen, zeugt von gehörigem 
Opportunismus.

Westberlin im Film 
,,Frontstadt“ 

In einer Szenenaneinanderrei­
hung mit Hintergrund West­
berlin treten verschiedene Per­
sonen auf: Ein Punker, ein aus 
der BRD zugereister Sachbear­
beiter einer Wohnungsbauge­
sellschaft, ein Journalist eines 
,,linken“ Magazins und dessen 
Freundin.

Über Kneipen und Spielhal­
len lernen sich diese Leute 
flüchtig kennen. Der Punker 
ist insofern sympathisch, weil 
er , wenn auch diffus, die Ge­
sellschaft ablehnt, deren 
,»Geilheit ihn ankotzt“. Der 
Sachbearbeiter versackt in 
Westberlins Kneipen, die aus­
giebigst dargestellt werden in­
klusive Ausschnitte auf der 
Musikszene. Der Journalist ist 
ein schmieriger, bestechlicher 
Typ, der Lebenserfüllung dar­
in sieht, alle Frauen zu bum­
sen, die ihm über den Weg laj 
fen. Seine vollbusige Wient. 
Freundin darf man in der obli­
gatorischen Nacktszene eine 
Minute beim Duschen betrach­
ten. Immerhin macht sie mit 
ihm Schluß und tritt ihm noch 
kräftig in sein Geschlechtsteil. 
Der Punker wäscht sich 
schließlich die Farbe aus den 
Haaren und nimmt stattdessen 
sinnend einen Stein in die 
Hand, nachdem er von Zivil­
polizisten gefilzt worden ist 
und in ihnen die Personen wie- 
dererkennt, die nachts auf U- 
Bahnhöfen Punker, so ihn, 
brutal zusammenschlagen. Der 
Sachbearbeiter will nicht mehr 
Sachbearbeiter sein, sondern 
in die Musikszene einsteigen 
und saufen.

Etliche Besucher verließen 
den Film vorzeitig, und m 
sollte das Entrittsgeld dai. 
wirklich nicht ausgeben.

Ein Herz für Elfen 
und Tiere

Daß bestimmte Teile der grü­
nen Bewegung vegetarische 
Kost bevorzugen, ist bekannt. 
Ford geht in seinem Erstlings­
werk einen Schritt weiter. Sei­
ne jungen Helden knabbern 
Buchenknospen, Gräser und 
Pilze roh. Fleisch können sie 
schlecht essen, weil sie sonst 
ihren Freunden, einer Gruppe 
von Tieren, zu nahe treten 
würden. Nab, der Junge, ist 
als Baby von seinen Eltern, 
wahren Tierfreunden, eben El- 
dron, in der Weihnachtsnacht 
ausgesetzt worden und von ei­
ner Dachsfamilie aufgezogen 
worden. Er erweist sich als Er­
löser der Tiere und der Tier­
freunde von den Leiden, die 
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ihnen die Urkku, den heutigen 
Menschen zum Verwechseln 
ähnlich, durch ihre Gewaltta­
ten zufügen. Die Waldtiere ha­
ben zwar allerhand Tricks ent­
wickelt, wie sie dem Morden 
bei der Jagd entgehen können. 
Diese lassen sich zusammen­
fassen als Stillhalten, bis alles 
vorüber ist. Nab zieht, beglei­
tet von einem Eldronmädchen, 
das ebenso arisch blond ist wie 
er, seinem Dachsvater, einem 
goldblonden Hund, einem Ha­
sen und einer Eule, zu ver­
schiedenen Elfenkönigen, ver­
folgt von den Urkku, die von 
Gottes Widersacher zum Has­
sen geschaffen sind. Im letzten 
Moment erreicht er einen 
Berg, wo es ihm durch die gnä­
dige Führung des schleierhaft 
bleibenden Gottes gelingt, al­
len Unschuldigen einen Weg 
ins Innere der Erde zu eröff­
nen, wo sie in einem Dornrös­
chenschlaf die Vernichtung der 
alten Erde durch gewaltige 
Atomexplosionen überstehen.

Im Nachwort versucht der 
Autor, dem Leser sein Anlie­
gen nachzutragen. Die ganze 
Geschichte ist ihm von dem alt 
gewordenen Nab erzählt wor­
den. Nachdem die Erde von 
den Elfen in ihren ursprüng­
lich guten Zustand zurückge­
putzt worden war, konnten die 
Gerechten zurückkehren. Dar­
aus erhellt messerscharf, daß 
die jetzigen Menschen Nach­
kommen der Eldron sind und 
die freie Wahl haben, ob sie 
die Erde vernichten wollen 
oder nicht. Was dazu nötig ist, 
ist dem Leser vorgeführt wor­
den: friedliches Mümmeln, 
Enthaltsamkeit von jeder Ver­
änderung der Natur, Reinlich­
keit und Gott vertrauen. Dann 
kann sogar atomare Vernich- 

' tung durch artgemäße Lebens­
weise überwunden werden.

Rechtsradikale 
„Trendwende“

Wer glaubt, die Schlachtrufe 
,,Ordnung statt Chaos“ und 
,,Freiheit statt Sozialismus“ 
seien nur Bestandteile bloßer 
reaktionärer Stimmungsma­
che, wird durch das Buch von 
F.j’ Hinkelammert gründlich 
eines besseren belehrt. H. 
weist nach, daß es für die Kri­
tik am Konservatismus und 
Rechtsradikalismus keines­
wegs ausreicht, diese als das 
darzustellen, was sie sind, 
nämlich „Verweigerung des 
Lebensrechts für alle“, son­
dern man die vielen Maskie­
rungen aufdecken müsse, un­
ter denen diese Weigerung ver­
steckt wird. „Denn der 
Rechtsradikalismus setzt sich 

im Himmel fest, um die Erde 
zu beherrschen. Man muß ihn 
bis in den Himmel verfolgen, 
wenn man die Erde befreien 
will.“ Ausgangspunkt aller 
konservativer Ideologie ist die 
Institutionenlehre, die H. im 
ersten Teil untersucht und de­
ren entscheidende Aussage, die 
Polarität Chaos/Institution, 
von den Rechtsradikalen über­
nommen wird. Chaos, Tod, 
Angst und Natürlichkeit ste­
hen gegen Institution, Leben, 
Frieden, Ordnung und Gött­
lichkeit. Da die Institutionen 
von „Soldaten Castros“ und 
„leichtfüßigen Intellektuel­
len“ bedroht werden, müssen 
„Eliten“ und „schöpferische 
Minderheiten“ sich erheben 
und die Ordnung wiederher­
stellen, indem sie die Rebellen 
töten. Umgesetzt in reaktionä­
re Propaganda: dem Feind ge­
genüber sind alle Mittel er­
laubt. Rechtsstaat und Gesetz­
lichkeit werden zu etwas Se­
kundärem und bekommen 
selbst den Charakter des Deka­
denten. Daß es sich hierbei um 
die Kampfmoral des Privatei­
gentums handelt, ist klar. Ent­
scheidend ist, dieses Privatei­
gentum zu begründen und hier 
ist nach H. die Bedeutung der 
katholischen Soziallehre zu su­
chen, die immer mehr zur herr­
schenden Ideologie des Rechts­
radikalismus wird. Sie macht 
das Privateigentum zum unab­
dingbaren Naturrecht und er­
klärt es zur Grenze der 
menschlichen Freiheit. Der 
Staat hat zum Schutz des Ei­
gentums das „Schwertrecht“ 
nach innen (Todesstrafe) und 
nach außen (Krieg).

Im zweiten Teil des Buches 
wird die Umsetzung solcherart 
reaktionärer Ideologie in 
rechtsradikale Propaganda 
durch Politiker und Massen­
medien („Bayernkurier“, 
„Rheinischer Merkur“ und 
„Welt“) aufgedeckt, und das 
ist wirklich beeindruckend. Es 
stellt zum einen eine ungeheure 
Fleißarbeit dar in Zusammen­
stellung von Zitaten zu The­
men wie - um nur einige her­
auszugreifen - „Die Ge­
schichtslüge von der deutschen 
Alleinschuld am 2. Welt­
krieg“, „Die moralische Er­
neuerung: Polizeistaat statt 
Sozialstaat“ oder „Die Erneu­
erung der ganzen Welt“, zum 
anderen eine scharfsinnige 
Analyse dieser Zitate, die zu­
dem brilliant formuliert ist. 
Ein nützliches und wichtiges 
Buch besonders für die Kritik 
an der freiheitlich-demokra­
tisch-grundordentlich-reaktio­
nären Wahlpropaganda.
Franz J Hinkelammert, Die Radikalisierung 
der Christdemokraten. Rotbuch Verlag, Ber­
lin 1976. 8.00 DM.

Verlagsprogramm Herder Freiburg
Förderung von Reaktion und 
klerikalem Dunkelmännertum

Wer Katholik ist jedenfalls kennt Herder-Produkte: den 
„Schott“ (das kleine ,,Volks“-Meßbuch) oder das „Gotteslob“, 
das amtliche Kirchengesangbuch. Als christlicher Pfadfinder oder 
Meßdiener kennt man noch mehr: christlich-aufklärende Jugend­
bücher z.B. wie die „Geschichte vom hölzernen Bengele“ (der­
zeit in der 98. Auflage seit 1913 im Vertrieb) oder den „Großen 
Herder“ in Pfarrers Bücherschrank.

Schott, Gotteslob und das Bengele sind allerdings nicht die ein­
zigen Renner bei Herder: Jetzt erschien der 1000. Band der Ta­
schenbuchreihe „Herderbücherei“ (seit 1957). Herder ist damit 
einer der vier Großverlage, die diese Titelzahl für eine Reihe er­
reichten (neben Göschen, Reclam und Suhrkamp) und damit 
auch - ganz diesseitig-weltlich - die entsprechenden Umsätze. 
Geschäftsmotto des Verlagschefs zweiter Generation, Benjamin 
H. (1818 - 88): „Gebet muß Geschäft sein und Geschäft muß Ge­
bet sein!“ Das „Gebet“ der inzwischen fünften Generation der 
Herder-Sippe hat einen sehr praktischen, den rechtsradikalen 
Zweck nicht verheimlichenden Klang erhalten. Auszüge aus dem 
Verlagsprospekt zur Annonce einzelner Bände der „Herder-Ini­
tiative“, dem „kritisch-konservativen Taschenbuchmagazin für 
weltoffene, neugierige und intelligente Leser“ (hrsg. von Gerd- 
Klaus Kaltenbrunner):

Rechtfertigung der Elite. Ein Aufruf gegen die Nivellierung. Auch De­
mokratien brauchen Eliten / Wiederkehr der Wölfe. Über die Hinter­
gründe und ideologischen Wurzeln des internationalen Terrorismus / 
Schmarotzer breiten sich aus. Parasitismus als Lebensform. Immer mehr 
Menschen leben auf Kosten anderer. / Europa — Weltmacht oder Kolo­
nie. Wider nationalen Kleinmut und Egoismus / Die Strategie der Feig­
heit. Wie lange wird der Westen noch frei sein. Was ist das für ein Staat, 
der keinen Ernstfall kennt. / Was gehört mir. Vom Nutzen und Nachteil 
des Eigentums. / Verweiblichung als Schicksal. Verwirrung im Rollen­
spiel der Geschlechter.

Solche aggressiv-reaktionären Titel sind Herdersche Tradition. 
Allerdings mag sich ausgerechnet der VzvXagsgründer, Bartholo- 
mä H., sehr zum Leidwesen der Hauschronisten nicht so ganz in 
das sonst so geschlossene Bild einfügen: er hatte sich mit seinem 
Hang zur „katholischen Aufklärung“ für eine deutsche National­
kirche unabhängig von Rom und die Unterordnung der Kirche 
unter den Nationalstaat stark gemacht. (1) Schon sein Sohn Ben­
jamin allerdings korrigierte: die Ideen der bürgerlichen Revolu­
tion gingen ihm zu weit, göttliche Ordnung, Sitte und Recht galt 
es zu bewahren.

Kaum waren die Revolutionswirren überwunden, sah sich der 
Verlag des deutschen Katholizismus vor neue Aufgaben gestellt: 
deutsch-französischer Krieg, Niederschlagung der Pariser Kom­
mune (geglückt dank Landkarten aus dem Hause Herder), 
Reichsgründung, aber unter dem Protestanten Bismarck, Kultur­
kampf (Munition von Herder). Es gilt die „soziale Frage“ zu be­
antworten und der Entfaltung sozialistischer Theorie und Praxis 
zu entgegnen. Hermann Herder (Verlagschef von 1888- 1936), 
der diese Aufgabe löste, gilt als eigentlicher Gründer des heutigen 
Verlags. Eine seiner Großtaten: die noch unter seinem Vater be­
gonnene Herausgabe des „Staatslexikons“. Im Vorwort zur 1. 
Auflage heißt es zur Aufgabenstellung:

Staat und Gesellschaft sind als die von Gott gewollte Ordnung mit dem 
Zweck des Menschen und der Menschheit in Verbindung zu bringen; die 
Familie ist als die Grund- und Unterlage aller staatlichen und gesellschaft­
lichen Entwicklung und Organisation zu verteidigen . . .

Verteidigung der gottgewollten Ordnung ist auch ganz prak­
tisch Hauptzweck Herders Geschäftsgebets:

Obwohl nicht mehr dienstpflichtig, meldet er sich 1917 freiwil­
lig zum Fronteinsatz, um, wie die Verlagschronisten berichten, 
mit todesmutigen Handgranateneinsätzen in den französischen 
Reihen heillose Verwirrung anzurichten (EK 1.); sein Verlagspro­
gramm stellt er „in den Dienst von Abwehr und Aufklärung“; 
seine Gattin leitet in den durch Produktionseinschränkungen frei 
gewordenen Fabriksälen ein Feldlazarett, und mit dem überschüs­
sigen Kapital zeichnet er Kriegsanleihen. (2)

Obwohl der Katholizismus mit der Machtergreifung des Natio­
nalsozialismus insoweit in Widersprüche zum Staatswesen geriet, 

I als die Nationalsozialisten ihren Herrschaftsanspruch auch über
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die Kirche einforderten, bleibt Herder sich, Pius und der staats­
treuen Grundhaltung treu:

Die NSDAP verlangt im Mai 1933 die Ersetzung des Artikels 
„Nationalsozialismus“ im Staatslexikon, weil dort (1927) Hitler 
in seinen Anfängen wegen ,,übertriebenem Radikalismus und 
Größenwahnsinn“ kritisiert worden war. Zusätzlich sollte der 
Name des verantwortlichen Herausgebers getilgt werden und ein 
öffentliches Entschuldigungsschreiben des Verlags an Hitler ge­
sandt werden. Der Verlag erfüllte alle Forderungen auf Anhieb - 
mit Ausnahme der Namenstilgung!

Wie man sieht, darf man sich als umsichtiger Verleger auch von 
solchen Zwischenfällen das Geschäft nicht vermiesen lassen und 
den katholischen Stolz nicht nehmen. Der Übergang nach 1945 
war trotz schwerer Zerstörungen durch Bombenangriffe auf das 
Freiburger Verlagshaus bruchlos. Die Übergänge im Herder-Ver­
lagsprogramm von klerikalem Dunkelmännertum und christli­
cher Soziallehre zu rechtsradikaler Hetze und Versatzstücken fa­
schistischer Ideologie sind heute genauso fließend.
Quellenhinweis: (1) nach: Der Katholizismus in Deutschland und der Verlag Herder, 1951; (2) nach: 
Herder im Weltkrieg, Beilage zum Jahresbericht des Herder-Verlages, 1934; zusätzlich wurden ver­
wendet: verschiedene Broschüren und Werbeschriften sowie Hauszeitschriften des Verlages

Konzentrationslager (II)
Die deutsche Bourgeoisie beutete 
Millionen Zwangsarbeiter aus
Die deutsche Bourgeoisie hat - wie im vorigen Heft ausgeführt 
- die Konzentrationslager als ein Mittel zur Durchsetzung ihrer 
Expansions- und Kriegsziele errichten lassen:

- Erstens waren die Konzentrationslager ein Terrormittel ge­
gen die organisierte Arbeiterbewegung.

— Zweitens waren die Konzentrationslager ein Mittel, um mit 
der Vernichtung großer Teile der Völker im Osten die Pläne zur 
„Germanisierung“ dieser Gebiete zu verwirklichen.

— Drittens - soweit nicht Bestandteil des Vernichtungsfeld­
zuges gegen die Völker im Osten - waren die eigens eingerichte­
ten Vernichtungslager und Gaskammern zur Ermordung von Mil­
lionen Juden Mittel zur Ausschaltung eines Konkurrenten der 
deutschen Finanzbourgeoisie.

- Viertens schließlich waren die Konzentrationslager Bestand­
teil des Systems der Zwangsarbeit, eine ständige Drohung gegen­
über den Millionen ausländischer Arbeiter und Kriegsgefangener.

Gerade über dieses Verbrechen der Verschleppung von Millio­
nen zur Zwangsarbeit schweigt die Bourgeoisie meist und fördert 
stattdessen die Legenden, daß die in den Konzentrationslagern 
verübten Morde und Quälereien das Ergebnis der Verrohung eini­
ger SS-Chargen gewesen seien. Tatsächlich aber waren sämtliche 
größeren Kapitalisten direkt und persönlich an der Organisierung 
der Zwangsarbeit beteiligt. Sie haben davon profitiert, daß fast 
acht Millionen ausländische Zivilarbeiter und Kriegsgefangene in 
ihren Munitions-, Panzer-, Flugzeug- und anderen Rüstungsfa­
briken geschunden wurden und mindestens noch einmal die glei­
che Zahl in den besetzten Gebieten.

Der Internationale Gerichtshof in Nürnberg urteilte: „Die Ver­
schleppung zur Sklavenarbeit war vielleicht das schrecklichste 
und größte Sklavenunternehmen der Geschichte.“ Eine genauere 
Untersuchung der Beteiligung der deutschen Bourgeoisie daran ist 
also angebracht.

Welche strategische Bedeutung die Zwangsrekrutierung der 
Millionen ausländischer Arbeiter für die Kriegsplanung hatte, 
geht aus einem Vergleich hervor, den der Generalbevollmächtigte 
für den Arbeitseinsatz, Fritz Sauckel, Ende 1942 anstellte:

Anmerkung: Diu Beschäftigtenzahlen für den ersten Weltkrieg sind um etwa ein Drittel zu niedrig, 
da nur die in Krankenkassen versicherten Arbeiter und Angestellten erfaßt wurden.

Weltkrieg I Weltkrieg 11
Juni 1914 Sept. 1918 Juni 1938 Nov. 1942

Soldaten 780000 3 200000 1 400000 9400000
Beschäftigte 10779000 8 890000 25 276000 28584000

Männer 7045 000 4339000 17006000 17331000
Frauen 3 704000 4 551000 8270000 11 253000
Ausländer •— -? 500000 5 700000
davon Frauen 1050000

Die Ausbeutung von fast sechs Millionen ausländischen Arbei­
tern weitere zwei Millionen wurden in den folgenden Kriegs­
jahren 1943/44 rekrutiert erlaubte der deutschen Bourgeoisie, 

eine im Verhältnis zum ersten Weltkrieg erheblich größere Armee 
unter Waffen zu halten und zugleich die Rüstungsproduktion 
noch zu steigern. So schreibt Speer, ehemals Rüstungsminister 
und in Nürnberg verurteilt, in seinen „Erinnerungen“: „Nach 
zweieinhalb Jahren hatten wir, trotz des jetzt erst beginnenden 
Bombenkrieges, unsere gesamte Rüstungsfertigung von einer 
durchschnittlichen Indexziffer von 98 für das Jahr 1941 auf eine 
Spitze von 322 in Juli 1944 angehoben.“ Und obwohl der Terror 
von SS und Gestapo bei der Rekrutierung der ausländischen Ar­
beiter Hunderttausende das Leben kostete, bedauert Speer jetzt 
nachträglich nur, daß die Schergen und Henker des Regimes nicht 
noch blutiger vorgegangen sind: „Die Erwartungen Hitlers, aus 
einer Bevölkerung von 250 Millionen mühelos die in Deutschland 
fehlenden Arbeiter herauszuholen, scheiterten ebenso an der 
Schwäche der deutschen Exekutive in den besetzten Gebieten wie 
an der Neigung der Betroffenen, lieber zu den Partisanen in die 
Wälder zu flüchten, als sich zum Arbeitseinsatz nach Deutschland 
verschleppen zu lassen.“

Die deutsche Bourgeoisie hoffte also, mit der Plünderung der 
besetzten Gebiete und der Versklavung von Millionen bessere ma­
terielle Voraussetzungen geschaffen zu haben, um die in ihrem er­
sten Waffengang um die Vorherrschaft in Europa erlittene 
„Schmach von Versailles“ wettmachen zu können. Zugleich war 
sie entschlossen auf jeden Fall zu verhindern, daß ein erneuter 
„Dolchstoß der Heimat“ ihren Plänen ein vorzeitiges Ende berei­
tet. Im ersten Weltkrieg hatten Hunderttausende Arbeiter und 
Arbeiterinnen in Aktionen und Streiks gegen die Hungerrationen 
und die immer brutaler werdende Ausbeutung in den Rüstungsfa- f 
briken demonstriert. Sie förderten mit der Losung „Brot statt 
Krieg“ zugleich die Zersetzung der Truppe. Mit Plünderung und 
Sklavenarbeit gelang es den Faschisten im zweiten Weltkrieg, ei­
nen Zusammenbruch der Lebensmittelversorgung zu vermeiden. 
Zugleich sorgten Polizeistiefel und KZs dafür, daß Aktionen ge­
gen den Krieg fast unmöglich scheinen mußten. Die chauvinisti­
sche Propaganda der Spaltung in „Deutsche“ und „Fremdvölki­
sche“ (an die die Bourgeoisie heute erneut anknüpft) erhielt mit 
der elenden Lage der Zwangsarbeiter immer neuen Stoff.

Die Kapitalisten bereicherten sich hemmungslos an der Aus­
beutung der ausländischen Arbeiter, Kriegsgefangenen und KZ- 
Häftlinge. Sie konnten sich so bis zum Kriegsende den „Luxus“ 
leisten, 1,4 Millionen Frauen als Hausangestellte zu beschäftig­
ten, statt sie in den Munitionsfabriken auszubeuten. Die faschisti­
sche Regierung hatte nie die Absicht, die Lage der Arbeiter zu 
verbessern, mochten diese nun „deutsch“ oder „fremdvölkisch“ 
sein. So forderte Sauckel im April 1942 Akkordkürzungen: „Es 
dürfe dem Arbeiter jetzt nicht die Möglichkeit zu einer breiteren 
Lebenshaltung gegeben werden, die später nach dem Kriege im in­
ternationalen Wettbewerb nicht aufrechterhalten werden kann.“ 
Allenfalls verglichen mit der Lage eines ausländischen Zwangsar­
beiters schien die eines deutschen Arbeiters gut. Der Stundenlohn 
eines Metallhilfsarbeiters lag 1942 bei 80 RPf. pro Stunde (bei wö- . 
chentlicher Arbeitszeit seit Kriegsbeginn von 60 statt 48 Stunden 
vorher), während ein „Ostarbeiter“ laut gesetzlicher Lohntabelle 
für die gleiche Tätigkeit nach Abzug von „freier Unterkunft und 
Verpflegung“ gerade noch 20 RPf. ausgezahlt erhielt, wenn ihm 
nicht auch das als „Bestrafung“ für irgendwelche Vergehen ge­
gen die Arbeitsdisziplin verweigert wurde. Die „freie 
Unterkunft“ war im günstigsten Fall ein Barackenlager, das 
selbst an arbeitsfreien Tagen nicht ohne Genehmigung verlassen 
werden durfte. Oder sie bestand, wie im Nürnberger Prozeß für 
die Krupp-Werke geschildert, aus Hundehütten.

Die Ernährung der deutschen Bevölkerung war bis zum Kriegs­
ende erheblich besser als in allen anderen europäischen Ländern, 
so daß im Potsdamer Abkommen ausdrücklich festgehalten wur­
de, daß der mittlere Lebensstandard in Deutschland auf den in 
den europäischen Ländern zurückzuführen sei. Aber wie kam 
diese vergleichsweise bessere Lage zustande! Erstens durch den 
Raub der Lebensmittel in den besetzten Gebieten und zweitens 
durch Hungerrationen für die ausländischen Arbeiter und Kriegs­
gefangenen. So beschreibt ein Dr. Jäger im Nürnberger Prozeß 
die Verpflegung von sowjetischen Arbeitern in den Krupp-Wer­
ken: „Der Versorgungsplan schrieb eine kleine Menge Fleisch pro 
Woche vor. Dafür durfte nur Freibankfleisch verwendet werden, 
welches entweder pferdetuberkulös oder vom Tierarzt verworfe­
nes Fleisch war.“

Ähnlich war die noch heute von allen Reaktionären geschätzte 
Hochachtung der „Frau und Mutter“ beschaffen. Die Sozialzu­
lagen, die an Soldatenfrauen gezahlt wurden, waren so hoch, daß 
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sie nicht gezwungen waren, in die Fabriken zu gehen. Während 
im ersten Weltkrieg bald mehr als die Hälfte der Beschäftigten 
Frauen waren, wuchs die Zahl der Arbeiterinnen im zweiten Welt­
krieg nie so stark und dann vor allem durch die Zwangsrekrutie­
rungen sowie durch die Einverleibung besetzter Gebiete ins Deut­
sche Reich. Die Faschisten verzichteten bewußt auf eine Rekrutie­
rung weiterer Frauen aus Gründen der ,,Wehrmoral“. Selbst im 
Januar 1943 wurden in einer Verordnung zur allgemeinen Dienst­
verpflichtung ausdrücklich Frauen mit nichtschulpflichtigen Kin­
dern oder mit mehr als einem Kind unter 14 Jahren ausgenom­
men. Gleichzeitig aber wurden Tausende von polnischen und so­
wjetischen Kindern in die deutsche Rüstungsproduktion ver­
schleppt und der Kinderschutz für sie ausdrücklich aufgehoben. 
So befanden sich z.B. beim Hescho-Konzern, der aufs engste mit 
der AEG und Siemens liiert war, achtjährige Kinder, für die ein 
Stundenlohn von elf Pfennigen festgelegt war. Und die Konzern­
leitung der IG Farben erließ eine Anweisung: ,,Russische Frauen 
können ohne weiteres an Männerarbeit gestellt werden, wie über­
haupt irgendwelche Rücksichten auf Schutzbestimmungen der 
Arbeitszeit oder Gewerbeordnung unangebracht sind.“

Der ganze schmutzige Chauvinismus, mit dem die Faschisten 
die Brutalitäten gegen die ausländischen Arbeiter rechtfertigten, 
war aber stets mit der Drohung verbunden, daß jeder deutsche 
Arbeiter, der nicht alles für die „Ehre Deutschlands“ bringt, in 
dieselbe Lage kommt.

Die Zwangsarbeit der ausländischen Arbeiter förderte die treib- 
hausmäßige Kapitalakkumulation und -konzentration. So waren 
trotz der beträchtlichen Zerstörungen der Produktionsanlagen 
durch die Bombardierungen die Produktionskapazitäten in den 
Schlüssel- und Produktionsmittelindustrien am Kriegsende noch 
annähernd gleich groß wie zu Anfang. Und obwohl die deutsche 
Monopolbourgeoisie große Teile ihres Herrschaftsgebietes verlor, 
hat sie nach Kriegsende ihre Schlagkraft erstaunlich rasch wieder­

herstellen können. Nur zwei Beispiele, wie die Monopole von der 
Zwangsarbeit profitierten:

- Der Krupp-Konzern beutete in seinen Betrieben insgesamt 
97952 ausländische Zivilarbeiter, Kriegsgefangene und KZ-Häft­
linge aus bei einer Gesamtbelegschaft von 250000. Dabei stieg der 
ausgewiesene Profit von 57 Mio. RM 1935 auf 110 Mio. RM 
1944.

- In den Betrieben des Flick-Konzerns waren 40000 Zwangs­
arbeiter beschäftigt. Friedrich Flick gehörte wie Direktoren und 
Vorstandsmitglieder der Siemens AG, der IG Farben, der Deut­
schen, der Dresdner und der Commerzbank sowie einer Reihe an­
derer Monopole zum „Freundeskreis Himmler“. Die in diesem 
„Freundeskreis“ zusammengeschlossenen Banken und Konzerne 
überwiesen jährlich über eine Million RM an die SS und sicherten 
sich damit den Einfluß und die Kontrolle über die von der SS be­
triebenen Konzentrationslager. Im IG-Farben-Prozeß schilderte 
der frühere SS-General Wolff diese Zusammenarbeit: „Himmler 
nahm die Herren öfters auf Führung mit, um sie mit der Arbeit 
und den Problemen der SS vertraut zu machen und ihnen zu zei­
gen, wofür ihre Geldspenden verwendet werden. Ich glaube, es 
war 1937, als Himmler die Mitglieder des Freundeskreises zu einer 
Besichtigung seiner Porzellanfabrik Allach und des Konzentra­
tionslagers in Dachau einlud.“

Die deutsche Monopolbourgeoisie war persönlich an den Ver­
brechen der faschistischen Herrschaft beteiligt und hat sich daran 
maßlos bereichert. Verständlich, daß sie dieses Regime, das sie 
zur rücksichtslosen Durchsetzung ihrer Expansionsziele errichtet 
hatte, selbst dann noch verteidigte, als seine militärische Niederla­
ge unvermeidlich war. Und daß sie dann nach dieser Niederlage 
alles getan hat, um ihre Beteiligung an diesen Verbrechen zu ver­
tuschen.
Quellen hinweis: Braunbuch, Kriegs- und Naziverbrecher in der Bundesrepublik, Berlin 1965: A. 
Speer, Erinnerungen, 1969; Ursachen und Folgen, Vom deutschen Zusammenbruch 1918 und 
1945 bis zur staatlichen Neuordnung in der Gegenwart. Dokumentensammlung, Band 18 u. 19

A rbeitsplatzstudie
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Die Situation auf dem Arbeitsmarkt
im vergangenen Jahr war einerseits 
dadurch gekennzeichnet, daß die 
Zahl der Erwerbspersonen um 200000 
zugenommen hat und andererseits 
die der Erwerbstätigen um 1,8 % ab­
genommen hat. Die Zahl der hieraus 
folgenden Arbeitslosen belief sich 
im Jahresdurchschnitt 82 auf 1,833 
Millionen registrierter Arbeitslo­
ser und die Zahl der nicht regi­
strierten Arbeitslosen ("stille 
Reserve") wird auf 800000 bis 
1000000 geschätzt. Insgesamt mel­
deten sich 1982 3,7 Millionen Ar­
beiter und Angestellte neu ar­
beitslos, 3,2 Millionen gingen 
wieder in Beschäftigung, 1981 be­
trug der Zugang in die Arbeits­
losigkeit 3,5 Millionen und der 
Abgang aus der Arbeitslosigkeit 
betrug 2,9 Millionen. Die Zu- und 
Abgänge wachsen und gleichzeitig 
nimmt der Bestand an Arbeitslose 
zu. Die Dauer der Arbeitslosigkeit 
war 1982 mit 7 Monaten durch­
schnittlich um einen Monat höher 
als im Vorjahr. Nimmt man den Ein­
zelberuf der vermittelten Arbeits­
losen zum Maßstab, so gingen 63% 
der Abgänge aus der Arbeitslosig­
keit nicht in ihre herkömmliche 
Beschäftigung. Ziel der Kapitali­
sten ist mittels des Arbeitsmark­
tes auf das Lohnniveau zu drücken 
und eine Lage zu schaffen, daß Ar­
beit zu jeder Bedingung und zu je­
dem Preis angenommen wird. Dazu 
haben die Kapitalisten 15 - 20% 
der Erwerbstätigen 1982 in die Ar­
beitslosigkeit getrieben.
Das Schaubild vergleicht die Ar­
beitslosengeldempfänger vn 1980 
und 1982 nach ihrem vorherigen Mo­
natslohn, wie dieser nach dem Ar­
beitsförderungsgesetz ermittelt 
wird. Die Zone überdurchschnittli­
cher Zunahme der Arbeitslosigkeit 
reicht hiernach von ca. 1000 DM bis 
ca. 3100 DM, gewissermaßen vom un­
teren Rand derjenigen mit regel­
mäßiger Beschäftigung bis oberhalb 
des Gipfels der Lohnverteilung der 
Beschäftigten der Investitionsgü­
terindustrie (vgl. Pol. Betr. 
1/83). Dabei hängt die Obergrenze 
stark davon ab, wie hoch der Ein­
fluß der veränderten Vorschriften 
für die Berechnung des Arbeitsent­
gelts veranschlagt wird. Nach wie 
vor besteht der Hauptbestandteil 
der Arbeitslose nach Zu- und Ab­
gang aus ungelernten Lohnabhängi­
gen aus den Niedriglohnbereichen, 
gleichzeitig nähert sich die Her­
kunft der Zugänger in die Arbeits­
losigkeit immer mehr der realen 
Verteilung der Lohnabhängigen auf 
der Lohnskala. Die Hauptzufuhr auf 
den Arbeitsmarkt erfolgte im ver­
gangenen Jahr absolut aus dem ver­
arbeitenden Gewerbe. Hier beträgt 
die Arbeitslosenquote inzwischen 
10,5%. Relativ am größten war die 
Zufuhr aus der Bauwirtschaft.

Arbeitsmarkt (I)

Arbeitsmarkt (aus einer Stichprobe, durchgeführt Ende
Mai / Anfang Juni )

Mai/Juni 82 Mai/Juni 81 Mai/Juni 80
Zu-Abgänge Zu-Abgänge Zu-Abgänge

Männer 56,4 59,7 54,0 57,2
Frauen 43,6 40,3 46,0 42,8
Ausländer 14,3 14,2 17,6 17,5

Arbeiter 69,2 73,6 76,8 78,1 68,8 70,4
Angestellte 30,8 26,4 23,2 21,9 31,2 29,6

Stellung im Beruf
Qualifiziert 42,2 44,1 35,6 35,5 35,9 35,8
F acharbeiter 23,4 27,9 19,6 20,5 16,4 17,8
Ang.m.geh.Tät• 18,8 16,2 16,0 15,1 19,5 18,0

nicht qualif. 57,8 55,9 64,4 64,5 64,1 64,2
Nichtfacharb. 45,8 45,8 51,9 52,9 51,8 51,9
Ang.,einf.T. 12,0 10,1 12,5 11,6 12,3 12,4

Arbeitslosenquoten

5/82 5/81 5/80

Arbeitslose
Insgesamt 6,9 4,8 3,3
Männer 6,1 3,8 2,5
F rauen 8,1 6,3 4,7
Arbeiter 9,6 6,3 4,1
Angestellte 4,2 3,3 2,5

Während sich die Arbeitslosenquo­
ten zwischen Männern und Frauen 
auf Grund obiger Zusammensetzung 
ders Zugangs auf de Arbeitsmarkt 
nivelliert, wächst andererseits 
die Differenz der Arbeitslosenquo­
ten zwischen Arbeitern und Ange­
stellten. Die Nivellierung obiger 
Arbeitslosenquoten resultiert aus 
einem überdurchschnittlichen Zwang 
von angelernten männlichen Ar­

beitskräften bis hin zu den Fach­
arbeitern. Im September 181 betrug 
die Zahl der arbeitslosen Fachar­
beiter 180000 und sie bildeten da­
mit einen Anteil von 15% des ge­
samten Arbeitslosenheeres.
Dieser Sachverhalt wirkt auf die 
Entwicklung der Reproduktion in 
qualitativem Ausmaß negativ, denn 
die Haupteinnahmeqelle vieler Ar­
beiterhaushalte wird hierdurch un­
terhöhlt. In der nächsten Ausgabe 
der Politischen Berichte wird 
hierauf näher eingegangen.
Quellenhinweis: Amtliche Nachrich­
ten der Bundesanstalt für Arbeit, 
verschiedene Ausgaben; Mitteilung­
en aus Arbeitsmarkt- und Berufs­
forschung 1/82 ; Sonderdruck Struk­
turanalyse der Bestände an Ar­
beitslosen und offenen Stellen; 
Presseinformation 1/83.
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Blüms Renten-Wurf: Formel für 
höhere Lohn- und Rentenabzüge

Bruttol. 
i.Durch- 
schn. d. 
RV-Vers.

Netto­
lohn 
Stkl.
3/0 K.

Netto­
lohn 

in % d.
Bruttol.i

Formel­
rente 
(FR) 

/vie 1957

Gezahlte
Renten

Nettoanpassung 
ab 1970 (MOdell) 
in DM in % d.

FR
in DM
Gesetz

in % d.
FR

1957 420 353 84.0 214 214 100.0 __ __

1958 444 379 85.4 227 214 94.3 — —

1959 467 394 84.4 241 227 94.2 — —

1960 508 425 83.7 254 241 94.9 __ __

1961 560 461 82.3 266 254 95.5 — —
1962 611 496 81.2 284 266 93.7 — —
1963 648 520 80.2 307 283 92.2 — —
1964 706 561 79.5 336 307 91.4 — —
1965 769 620 80.6 364 335 92.0 — —
1966 824 655 79.5 393 364 92.6 — —
1967 852 674 79.1 425 393 92.5 — —

T^.968 903 707 78.3 460 425 92.4 — —
1969 987 762 77.2 489 460 94.1 460 94.1

1970 1112 850 76.4 516 489 94.8 481 93.2
1971 1244 943 75.8 548 516 94.2 505 92.2
1972 1336 1022 76.5 601 548 91.2 547 91.0

1973 1525 1125 73.8 669 600 89.7 603 90.1
1974 1698 1293 76.1 743 668 89.9 663 89.2
1975 1817 1325 72.9 826 743 90.0 729 88.3
1976 1945 1408 72.4 917 826 90.1 811 88.4
1977 2079 1593 76.6 1008 917 91.0 882 87.5
1978 2187 1601 73.2 1092 1008 92.3 949 86.9

1979 2331 1707 73.2 1168 1053 90.2 1020 87.3

1980 2457 1784 72.6 1242 1096 88.2 1085 87.4
1981 2575 1850 71.8 1319 1139 86.4 1156 87.6
1982 .. 1395 1205 86.4 1200 86.0
1983 ab 1. Januar: 1472 1205 81.9 1259 85.5

ab 1. JULI: 1472 1260 85.6 1259 85.5

lu den Angaben der Tabelle:
Die angegebenen Bruttolöhne stellen 1/12 des Jahresbetrags der Löhne 
im Durchschnitt der Rentenversicherten (Arbeiter und Angestellte) dar.
Der darauf bezogene Nettolohn für Steuerklasse III ohne Kinder ist 
bis 1974 nach Angaben des BM für Arbeit und Soziales übernommen und ab 
1975 den amtlichen Lohnsteuertabellen entnommen.
Der als Formelrente ausgewiesene Betrag stimmt mit der wirklich ge­
zahlten Rente bloß 1957 überein. Die Formelrente ist berechnet ab 1957 
mit der Annahme, die damals beschlossene Rentenformel habe die ganze 
Zeit über ohne amtliche Einwirkungen die Entwicklung des Rentenniveaus 
bestimmt. Als Maßzahl ist der in der RVO dafür vorgesehene Versiche­
rungsanspruch berechnet worden: 40 VersicherungsJahre, Lohn wie der 
Durchschnitt der Rentenversicherten.
Die Gezahlte Rente gibt für den gleichen Versicherungsanspruch die 
Auswirkung der Rentenpolitik der Bourgeoisie und ihrer verschiedenen 
Regierungen auf das Rentenniveau wieder. Dieser Rentenbetrag, ausge­
drückt in Prozent der Formelrente (FR) gibt wieder, daß zum Beginn die­
ses Jahres die Renten fast um ein Fünftel unterhalb des Niveaus liegen, 
das "dynamisiert" entsprechend der Bruttolohnhöhe erreicht sein müßte. 
Dabei wirkt sich die gleich 1958 um 1 Jahr verschobene Anpassung noch 
bis in die 70er Jahre deutlich aus als Nachhinken gegen vorübergehend 
größere Nominallohnerhöhungen.
Die Nettoanpassung ist eine Modellrechnung, in der statt mit der Zu­
wachsrate der Bruttolöhne nun für oen Zeitraum ab 1970 mit der Zuwachs­
rate der Nettolöhne die Renten "angepaßt" werden, so wie es nach der An­
kündigung "Entwicklung wie die verfügbaren Einkommen" denkbar wäre.

Arbeitsminister Blüm hat die Auf­
forderung an "alle im Bundestag 
vertretenen Parteien" gerichtet, 
"Konsens" zu bilden über eine bru­
tale Politik gegen die Rentner. Er 
kann sich auf eine derartige "An­
regung" des SPD-Sozialsprechers 
Glombig vom August 1982 berufen, 
als die SPD noch in der Regierung 
wirkte. Damit ist schon immerhin 
klar, daß die Beweggründe stark 
und auch unter den Bourgeoispoli­
tikern der verschiedenen Schattie­
rungen akzeptiert sind, die zu dem 
Versuch dieser reaktionären Ein- 
schwörung führen.
Blüms Angebot: "a) Die Rente 
bleibt beitrags- und leistungsbe­
zogen. Wer länger und mehr Beiträ­
ge zahlt, der soll auch eine höhere 
Rente erhalten, b) Die verfügbaren 
Einkommen von Erwerbstätigen und 
Rentnern sollen sich gleichmäßig 
entwickeln, c) Der Bundeszuschuß 
zur Rentenversicherung muß auf ei­
ne verläßliche Grundlage gestellt 
werden." (sozialpolitische Infor­
mationen v. 20.1.83)
Zentral für die künftige Sozial­
politik ist die Aussage unter b). 
Sie entstammt fast wörtlich der 
Regierungserklärung Schmidts nach 
den Wahlen 1980. Damit ist erstens 
klar, daß die Interpretation des 
jetzigen CDU-Wahlprogramms, die 
CDU halte an der Bruttolohnbezo- 
genheit fest, betrügt. Zweitens 
aber müssen aus dieser Ankündigung 
sehr viel weitergehende Schlußfol­
gerungen gezogen werden, über die 
sich der Arbeitsminister vollstän­
dig im klaren ist. Denn noch als 
Sprecher der Opposition äußerte 
Blüm am 29.4.82 anläßlich einer 
CDU-Feier zum Jubiläum der Renten­
reform von 1957 folgende Kritik an 
der "Nettoanpassung", die im we­
sentlichen bloß ein anderes Wort 
für "gleichmäßige Entwicklung der 
verfügbaren Einkommen" darstellt:
"Die Rentner haben ... einen An­
spruch auf eine bruttolohnbezogene 
Rente. Mit einer Nettolohnrente 
würde der Staat Einfluß auf die 
Rentenhöhe gewinnen ... Entlastung 
für die Rentenkasse bringt sie 
auch nur, wenn Brutto- und Netto­
löhne sich weiter auseinander ent­
wickeln ... Wer Nettolohnrente als 
Entlastungsrezept anpreist, akzep­
tiert und perpetuiert ein konfis- 
katorisches Steuersystem."
Das Ergebnis des nebenstehenden 
Vergleichs macht deutlich, daß es 
unter Bourgeoispolitikern gute 
Gründe gibt, die beschlossene wei­
tere Ruinierung der Rentenversi­
cherung nicht über die Steuerplün­
derung anzulegen. Der Ertrag ist 
für anderes bestimmt, aber vor al­
lem: zu wenig Spaltungsmöglich­
keit. Nunmehr sollen unter Anru­
fung von "Solidarität" und "Ge­
rechtigkeit" Beitragszahler und 
Rentner gezwungen werden, direkt 
gegeneinander loszugehen: die ei- 

Inen durch höhere Beiträge, die an­
deren durch einen entsprechenden 
Abschlag (=Abzug) auf die weiter­
hin bruttolohnbezogene Rente.
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Im nächsten Heft

Stahl,,Sanierung“
Neugruppierung gegen Lohnabhängige und Konkurrenten

Agrarpreise
Förderung des Agrarkapitals, 
Verelendung der kleinen Bauern
Nur kurz vor den Verhandlun­
gen der Landwirtschaftsmini­
ster der EG über die Agrar­
preise für das kommende 
Wirtschaftsjahr hat das Mini­
sterium Ertl absichtsvoll ein 
Gutachten seines wissenschaft­
lichen Beirates veröffentlicht. 
Unter der Losung „die land­
wirtschaftliche Einkommens­
politik stärker als bisher an 
den marktwirtschaftlichen 
Grundsätzen orientieren“ wird

dort verlangt: „mittelfristige 
reale Agrarpreissenkung von 
etwa 3% pro Jahr“ und damit 
eine weitere Annäherung der 
BRD-Agrarpreise an ein Ni­
veau, das eine Ausdehnung des 
Agrarexports erlaubt. Abbau 
aller „Einkommenstransfers“ 
an die Bauern, etwa durch 
Versicherungszuschüsse oder 
niedrigere Steuern, stattdessen 
sollen die armen Bauern So­
zialhilfe in Anspruch nehmen.

3 Mrd. DM aus Steuergeldern 
wollen die Stahlkapitalisten, 
um sich zu zwei Stahlkonzer­
nen zusammenzuschließen, die 
zu den größten der Welt gehö­
ren würden. Die Ausbeutung 
der Stahlarbeiter soll ver­
schärft werden, um die Kon­
kurrenten im Ausland umso 
rascher niederzuwerfen. Wird 
die IG Metall sich in den chau­
vinistischen Strudel zur „Ret­
tung unserer Stahlindustrie“ 
hineinziehen lassen oder wird 
sie das Expansionsprogramm 
der Kapitalisten bekämpfen?

Asylbewerber
Hotel Astoria - ein Asylantenlager am Rand der Stadt

In einem heruntergekomme­
nen Hotel ist in Göttingen ein 
Asylantenlager eingerichtet. 
Man kann nicht sagen, daß 
sich das Land Niedersachsen 
die Einrichtung und Unter­
bringung im Lager nichts ko­
sten ließe. Nur: die Asylbewer­
ber können sich nicht einmal 
die Karten für den Stadtbus 
leisten, das Essen ist oft ver­
dorben, das Hotel vom Dach

bis zum Keller eine Bruchbu­
de, die Asylbewerber sind ein­
gepfercht in Mehrbettzimmer 
und mit Arbeitsverbot belegt. 
Häufigster Besucher ist die Po­
lizei. „Dieser Dunstkreis von 
Erpressung, Nötigung und Le­
bensangst ist unerträglich“, 
sagen Beschäftigte bei der 
Stadt Göttingen. „Die Zügel 
anziehen“, sagt die Bezirksre­
gierung.

VR Polen
Dreijahrespian für die Wirtschaft beschlossen
Gleichzeitig mit der teilweisen 
Außerkraftsetzung des Kriegs­
rechts hat die polnische Regie­
rung einen Wirtschaftsplan für 
die nächsten drei Jahre aufge­
stellt. Trotz Zweckmeldungen 
über den Aufschwung der neu­
en Betriebsgewerkschaften 
und deren Beitrag zur Produk­
tion konnte mit Ausnahmeder 
Kohlenförderung die Produk­
tion vor allem in der Industrie 
kaum gesteigert werden. Die 
hohen Auslandsschulden drük- 
ken.


